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Vorwort.
Mit vorliegendem Werke will ich nicht nur die 

Kenntnisse über die Geschichte der Juden in Böhmen um 
ein kleines Kapitel bereichern, ich möchte mit ihm auch 
beitragen zur Förderung einer friedlicheren, versöhn- 
licheren Stimmung zwischen Christen und Juden.

Zu den großen Segnungen des Liberalismus gehört 
wohl in erster Reihe die Anerkennung des Rechts der 
Persönlichkeit. Sich, soweit es Staat und Gesellschaft 
zulassen, ausleben und durchsetzen, seine Kräfte und 
Fähigkeiten voll zur Geltung bringen, ist eines der 
Prinzipien und Ideale, die wir dem Liberalismus danken. 
Aber dies Recht auf die eigene Persönlichkeit hat auch, 
wie eben alles im Leben, seine Schattenseiten. Es hat 
uns vor allem zu Qegenwartsmenschen, fast möchte ich 
sagen, zu Augenblicksmenschen gemacht. Der Zusam- 
menhang mit dem Ganzen geht uns verloren, und der 
Einzelne fühlt sich nur auf sich selbst gestellt; er hält 
sich nicht mehr für den Fortsetzer vergangener Zeiten 
und Aufbauer einer Zukunft, er lebt nur für den Moment, 
für; das Jetzt. So empfindet er alle Wohltaten, aber 
auch alle Schäden der Gegenwart viel intensiver, 
schärfer und rechnet ausschließlich mit den Gefühlen, 
die der Augenblick in ihm auslöst. Dadurch wird er 
weder seiner Zeit, noch seinen Mitmenschen gerecht. 
Nur wer das Dasein sub specie aeterni betrachtet, 
fließend aus der Vergangenheit in die Zukunft, wird es 
verstehen und milder, duldsamer, versöhnlicher werden. 
Nur der historische Mensch wird die Gegenwart nie 
unterschätzen, aber auch nie überschätzen. Ich möchte 
mit dieser meiner Schrift beitragen, einige Menschen zu 
historischen Individuen zu machen. Die Gegensätze der 
Interessen werden sichérlich niemals schwinden, aber 
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diese Dokumente aus vergangenen Zeiten mögen uns 
lehren, mit der Gegenwart nicht unzufrieden hoffnungs- 
freudiger für eine bessere Zunkunft zu arbeiten.

Wertvoll werden Qeschichtsstudien erst durch die 
Lehren, die durch ihre Vermittlung die Vergangenheit 
der Zukunft bietet. Die Stadt Karlsbad hat zweifel- 
los durch die Aufhebung ihres Judenprivilegiums nichts 
verloren. Wir wollen hier von dem Standpunkt der 
Gerechtigkeit, der Menschlichkeit und Nächstenliebe 
ganz absehen und uns nur auf den des Nutzens, der 
materiellen Wohlfahrt stellen. Haben die Juden Karls- 
bads nicht wesentlich zum Aufschwünge des Ortes bei- 
getragen? Wohl zeigt auch der Aufschwung nicht 
geringe Schäden, von denen manch’ ein Teilchen auf die 
Juden fällt. Aber im Ganzen betrachtet, hat Karlsbad 
doch seit 1860 einen gewaltigen Fortschritt zu ver- 
zeichnen, und daß die Juden Karlsbads an diesem Fort- 
schritt redlich und selbstlos mitgearbeitet haben, wird 
wohl kaum einer leugnen können. Und mag auch de! 
eine oder andere wehmütig des alten Privilegiums ge- 
denken, wer die Blätter dieses Buches bis zu Ende 
gelesen haben wird, wird doch zugestehen: es ist wohl 
anders geworden, aber unter allen Umständen besser.

Lernen wir an diesen Dokumenten unseren Kultur- 
besitz schätzen, die Quellen unserer Wohlfahrt rein 
halten und die Gegenwart endlich höher bewerten als 
die Vergangenheit. Nur Unverstand und unhistorischer 
Sinn macht die Menschen in allem zu Lobrednern -der 
vergangenen Tage; an der Hand dieser Blätter werden 
wir bald Lobredner unserer Tage werden. Blicken 
wir voll Vertrauen auf die Zukunft. Im einmütigen Vor- 
gehen aller Bürger, Christen wie Juden, zum Wohle der 
Stadt wird unser der gesamten Menschheit dienende 
Kurort in seinem Berufe erstarken und ein Segen werden 
allen seinen Bewohnern, wie auch jenen, die zu seinen 
Heilquellen pilgern.

Karlsbad, im August 1913.
Dr. I. Ziegler.



Einleitung.
Im Jahre 1236 erteilte Kaiser Friedrich II. den Juden 

in Deutschland sein berühmtes Privilegium, das er, 
allerdings mit mannigfachen Änderungen, 1238 auch den 
Wiener Juden schenkte. In beiden Dokumenten werden 
die Juden aufgenommen als Kammerknechte: servi 
Camerae nostrae, wodurch sie unter besonderen kaiser- 
liehen Schutz gestellt waren.

Mit diesem Ausspruche hat Kaiser Friedrich ein 
altes Recht von neuem festgelegt; nur hat er für das 
alte Recht einen neuen, seither Jahrhunderte hindurch in 
Gebrauch gebliebenen Namen geprägt: Kammer- 
knechte. Da die Juden bei den europäischen Völkern 
von allem Anfang an als Fremde galten, sich selbst als 
solche betrachteten, galt für sie auch überall das allge- 
meine Fremdenrecht, verschärft durch die stetig wach- 
sende religiöse Gehässigkeit. Als Fremde waren sie sonach 
rechtlos, wenn sie sich nicht unter einen besonderen 
Schutz stellten. So mußten sie Eigenleute des Königs 
werden, dessen Schutzrecht sie schon in der Karolingi- 
sehen Zeit ansprachen und genossen. Das hatte natür- 
lieh seine rechtlichen Folgen. ״Ohne seine oder ihres 
Muntherrn Erlaubnis durften sie nicht in das Gebiet eines 
anderen Machthabers auswandern .... Es konnte ihnen 
ein besonderer Wohnort angewiesen oder verboten wer- 
den. Da die Juden mit ihrer Habe dem Muntherrn ge- 
hörten, konnte dieser sie selbst und ihr Vermögen ver- 
schenken oder an sich ziehen, ihre Forderungen annul- 
lieren oder herabsetzen.“ (Scherer.)

Auf dieser Grundlage baute sich die Rechtsstellung 
der Juden in ganz Europa während des Mittelalters auf, 
das für die Juden beinahe bis 1860 gewährt hat. Was 
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diese Rechtsstellung mit sich bringen mußte, liegt auf 
der Hand. Die Juden waren der Willkür ihrer jeweiligen 
Schutzherrscher preisgegeben und ihr einziges Ziel war 
durch alle diese Jahrhunderte, die Gunst ihrer Herrschaft 
sich zu erkaufen. Das Schicksal der Juden hing also 
fortwährend von der Laune und Stimmung, der Macht 
und dem Reichtume ihres Herrn ab. Je nach seiner 
momentanen Machtstellung verkaufte, verpfändete oder 
verschenkte sie der Fürst, überließ sie den Städten, den 
kirchlichen oder weltlichen Fürsten. Er verteilte Privi- 
legien Juden zu halten oder nicht zu halten an Städte, 
Bischöfe und Gutsherren.

So sehen wir auch den König Wladislaus vorgehen, 
den König von Böhmen und Ungarn, den bekannten 
Dobre-König. Er regierte von 1471 bis 1516 und führte 
eine recht große Willkür- und Günstlingsherrschaft. Wie 
Laune und Einfall, Freundeswünsche oder auch Geldnot es 
mit sich brachten, schützte er da die Juden, während er 
sie dort wieder dem Haß der Städte preisgab; bald ver- 
lieh er ihnen Privilegien, bald nahm er sie ihnen wieder. 
1480 wendet er sich persönlich an die Stadt Eger, daß 
sie die Juden auch weiter dulde. Der Stadt Bud weis 
verbietet er des öfteren, den dortigen Juden Unrecht zu 
tun. 1497 erteilt er den Juden neue Rechte; 1499 erläßt 
er in Prag eine Kundmachung, daß niemand die Juden 
unterdrücken dürfe. 1501 bestätigt er die Privilegien der 
01 m ü tze r Juden und schützt sie in T r 0 p p au; 1510 
bestätigt er abermals ihre Freiheiten und Rechte. — Da- 
gegen erlaubt er 1497 der Stadt Eger, die Juden aus- 
zuweisen. 1504 bestätigt er das Privilegium der Stadt 
Pilsen, wonach sie den Juden nach Belieben den Aut- 
enthalt versagen könne. 1507 gestattet er den Juden der 
Prager Altstadt, nur ein Jahr noch dort zu bleiben und 
1514 gestattet er der Stadt Ungarisch-Hradisch, 
die Juden auszuweisen. (Bondy-Dworsky.)

Im Jahre 1499 erteilte er der Stadt Karlsbad ein 
Privilegium und in demselben das Recht, Juden in Karls- 
bad aufzunehmen, oder denselben die Aufnahme zu ver- 
weigern. ״Und th un wir den von Kaiser Karols- 
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pad die sunder Gnad, wollen das nun furan 
dieweyl wir sy unmögend und arm wissen, 
weder von uns unseren nachkumben noch 
Iren Pfandesherrn ein noch kein Jude, zu ir 
stat und voonung gesetzt“. So lautet der auf die 
Juden sich beziehende Punkt des immer von neuem be- 
stätigten Privilegiums in dem Dokument, das allerdings 
nur in späterer aber beglaubigter Abschrift aus der Zeit 
Maria Theresias im Archiv der Stadt Karlsbad erliegt.

Ob der Judenpassus des Privilegiums eine typische 
Formel aller Städteprivilegien jener Zeiten war, oder eine 
Vorsichtsmaßregel, die von den Karlsbadern getroffen 
wurde, da sie ja Kunde hatten von der zwei Jahre vorher 
erfolgten Vertreibung der Juden aus dem benachbarten 
Eger, läßt sich nicht sagen. Ebensowenig darf aus dem 
Passus geschlossen werden, daß dazumal Juden in Karls- 
bad ständig gewohnt hätten. Tatsache ist nur, daß die 
Karlsbader seit dem Jahre 1499 ihr Privilegium von jedem 
Herrscher sich neu bestätigen ließen und allezeit mit 
größter Strenge auf seine strikte Einhaltung sahen.

So beherbergte denn Karlsbad seit 1499 dauernd 
keinen Juden. Unbekannt blieben aber Juden den Karls- 
badern nicht. Wann Karlsbad die ersten jüdischen Kur- 
gäste zu verzeichnen hat, läßt sich nicht ermitteln. Die 
erste uns erhaltene Kurliste stammt aus dem Jahre 1737. 
Das Stadtarchiv in Karlsbad besitzt außer dieser ältesten 
geschriebenen Liste mehrere vom Jahre 1758 aufwärts. 
Doch sind in diesen Listen keine Juden aufgenommen. 
Es ist aber anzunehmen, daß hie und da auch Juden in 
jener Zeit nach Karlsbad zur Kur kamen, Prager oder 
Wiener reiche Juden. Werden doch schon 1607 die 
Bürger vom Magistrat vermahnt, sich mit dem Be- 
herbergen Fremder, sonderlich der Pragerischen Juden 
vorzusehen. Doch hatten die Karlsbader auch sonst 
Gelegenheit genug, mit Juden näher bekannt zu werden. 
Die größeren Ortschaften der näheren und weiteren Um- 
gebung Karlsbads hatten alle alte Judengemeinden, von 
denen die in Lichtenstadt die größte und weitbekannteste 
war. Die Juden dieser Gemeinden gravitierten alle mehr 
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oder weniger nach Karlsbad und standen mit der Karls- 
bader Bevölkerung in geschäftlichem Verkehr. In erster 
Linie sind es die Lichtenstädter Juden, die von alters her 
in Karlsbad ihre kleinen Geld- und Hausiergeschäfte be- 
trieben. So schließt schon im Jahre 1610 der Mosch Jud 
aus Lichtenstadt mit der Wittibin des Hanuß Siegurd 
einen Geldvergleich.

Die Lichtenstädter Juden waren, wie das unter den 
damaligen Verhältnissen nicht anders möglich war, fast 
ausnahmslos Hausierer. Als solche waren sie selbstver- 
stündlich allen Gesetzen unterworfen, die bezüglich des 
Hausierhandels jeweils erlassen wurden. Der Hausier- 
oder Gäuhandel, wie er früher hieß, gehört zu den ältesten 
Formen des Warenhandels, der, insolange die Städte 
keinen größeren Aufschwung nahmen und das seßhafte 
Bürgertum vom Handel sich fernhielt, eigentlich der 
einzige Handelsbetrieb war. Als jedoch das Städtewesen 
aufzublühen begann, die Bürger Handelsleute wurden, ent- 
stand naturgemäß Antagonismus und Feindseligkeit 
zwischen den städtischen Handelsleuten und den herum- 
ziehenden Hausierern. Die Städte suchten unermüdlich 
an um Einschränkung des Hausierhandels und erschwerten 
soweit sie nur konnten den Hausierern den an und 
für sich schweren Erwerb. In den verschiedenen 
Petitionen werden die Hausierer — nicht etwa die jüdi- 
sehen allein — des Schmuggelhandels bezichtigt, der un- 
lauteren Manipulierung, der Hehlerei und ähnlicher 
Dinge. Infolgedessen wurden immer von neuem Hausier- 
verböte erlassen, die jedoch binnen Kurzem immer 
wieder kraft der Unentbehrlichkeit des Hausierhandels 
aufgehoben wurden.

Den Juden scheint von allem Anfang an der Hausier- 
handel gestattet gewesen zu sein. Manchmal erhielten 
sie sogar größere Rechte eingeräumt als ihre christlichen 
Kollegen; anderemale dagegen hatten sie unter stärkerer 
Einschränkung zu leiden. Im Großen und Ganzen jedoch 
galten für die jüdischen Hausierer dieselben Normen wie 
für die christlichen. Daß die städtischen Handeltreibenden, 
die jedem Hausierer gram waren, es auf die jüdischen 



11

besonders abgesehen hatten, diese vor allem mit ihrem 
Brotneid verfolgten, braucht wohl nicht gesagt zu werden.

Kaiser Franz I. ließ alle Normen des Hausierwesens 
einer neuerlichen Revision unterziehen, und am 5. Juni 
1811 erschien das neue Hausierpatent, das viele Jahr- 
zehnte hindurch in unveränderter Gültigkeit stand. Aus 
diesem Patent heben wir vier Punkte hervor, auf die 
immer wieder hingewiesen werden muß, will man den 
Kampf verstehen, der länger als ein halbes Jahrhundert 
hindurch zwischen den Lichtenstädter Juden und den 
Karlsbader Handeltreibenden geführt wurde: § 1. Wer 
den Hausierhandel treiben will, muß mit einem Passe 
desjenigen Kreisamtes, in dessen Bezirk er seinen eigent- 
liehen Wohnsitz hat, versehen sein. § 3. Die jüdischen 
Untertanen sind, insofern nicht besondere Gesetze für sie 
bestehen, in Hinsicht des Hausierens, den nämlichen Qe- 
setzen wie die übrigen Untertanen unterworfen. § 14. 
An den Jahrmärkten ist den den Hausierhandel treibenden 
Individuen der Verkauf ihrer Waren in Läden und 
Ständen gestattet. § 17. Den Hausierern kann weder 
die Errichtung förmlicher Niederlagen, noch das Halten 
von Gehilfen unter irgend einem Vorwande gestattet sein. 
(Siehe Costa, Das österreichische Hausierhandelsrecht, 
Grätz 1834.)

Wie nicht anders zu erwarten, achteten die Karls- 
bader mit großem Eifer darauf, daß ihnen die Hausierer, 
namentlich die jüdischen, nicht zu sehr in den Weg treten 
und sich ja nicht mehr arrogieren als ihnen gesetz- 
mäßig zukam. Nur war die Lage in Karlsbad wesent- 
lieh komplizierter als in anderen Städten. Auf der 
einen Seite hatte die Stadt ihr Privilegium, Juden den 
dauernden Aufenthalt verweigern zu dürfen; da hieß es 
nur das Wörtchen ״dauernd“ richtig zu interpretieren. 
Auf der anderen Seite galt die Kursaison, also die Zeit 
vom 1. Mai bis 30. September, gesetzlich als Jahrmarkt- 
zeit. Den Juden war daher volle fünf Monate hindurch 
der Aufenthalt gesetzlich gestattet. Das Privilegium 
öffnete den Chikanen Tür und Tor, der Jahrmarkt gab 
wieder den jüdischen .Hausierern, wie den anderen auch, 
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erweiterte Rechte. Diese Gegensätze brachten ewige 
Reibereien mit sich. Die Lichtenstädter Juden, die sich 
den Sommer über in Karlsbad sehr wohl fühlten, konnten 
es nicht verschmerzen, Ende September ihre Zelte 
wieder abbrechen und nach Lichtenstadt zurückkehren 
zu müssen. Die Karlsbader Handeltreibenden wieder, 
die mit schwer verhaltenem Ingrimm die jüdischen 
Hausierer und Geschäftsleute bei sich dulden mußten, 
sehnten den 1. Oktober herbei, der sie wenigstens für 
ein halbes Jahr von diesen schweren Konkurrenten be- 
freite. Die einen wollten nicht weg, die anderen dran- 
gen auf Verlassen der Stadt. Von diesem Kampf erzählen 
uns die Dokumente, die ich hier veröffentliche. Man 
wird es, wenn auch nicht von der Warte einer höheren 
sozialen und religiösen Ethik, so doch vom mensch- 
liehen Alltagsstandpunkt — und welchen anderen sollten 
denn kleine Krämer haben — begreiflich finden, daß die 
Karlsbader mit allen Mitteln ihre Rechte wahren woll- 
ten. Solange die Juden nach Karlsbad nicht einge- 
drungen waren, waren die Handeltreibenden die Herren, 
die Konsumenten die Diener. Bequem und reichlich 
lebten sie ohne nennenswerte Konkurrenz, verkauften 
ihre Waren recht teuer nach eigenem Gutdünken. Mit 
dem Vordringen der Juden wurde der Konsument der 
Herr, der Händler der Diener. Sicherlich das natürliche 
Verhältnis. Aber wer verliert gerne die Macht, die er 
hat, mag sie ihm auch unverdient und widerrechtlich in 
den Schoß gefallen sein? Kein Wunder also, daß sich 
die Karlsbader Handelsleute gegen den Verlust des be- 
quemen, sorglosen Lebens sträubten und auf dem 
Wortlaut des Privilegiums bestanden, wie Shylock auf 
seinem Pfund Fleisch. Andererseits kann man es den 
Lichtenstädter Juden auch nicht verdenken, daß sie in 
Karlsbad festen Fuß zu fassen suchten. Wo das Gesetz 
für sie sprach und sie gesetzlich vorgingen, war es ihnen 
auch nicht schwer, ihre Wünsche erfüllt zu sehen. Man 
muß es dem Karlsbader Magistrat nachsagen, daß er, be- 
sonders zu Beginn der Invasion, da die Gemüter 
gegenseitig noch nicht verbittert waren, sehr sachlich 
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vorging und den Juden fast wohlwollend entgegenkam. 
Als im Mai 1764 der Jud Nathan aus Lichtenstadt 
 -eine Supplique überreichte anstatt der gesamten han״
delnden Judenschaft von Lichtenstadt mit Bitte ihnen 
Juden das Hausierengehen mit unverdrückten Waren zu 
gestatten“, wurde es ihnen infolge des ergangenen 
königlichen Patents ddo. 11. Mai 1764, § 5, gegen Abtra- 
gung des Marktgeldes ohneweiters gestattet (Rats- 
Protokoll vom 15. Mai 1764, § 13). Aber die Juden 
konnten nicht, wenn sie ihre Familien ordentlich ernäh- 
ren, ihre Gemeinde erhalten und die horrenden Steuern 
zahlen sollten, die ja auf ihren Schultern doppelt 
lasteten, nur nach den Worten des ihnen abholden Ge- 
setzes ihren Handel betreiben. Das ist ja der Fluch 
schlechter Gesetze, daß sie die von ihnen Betroffenen 
zu ihrer Umgehung zwingen; und da solches im offenen 
Kampf unmöglich ist, muß dieser mit allerhand listigen 
Mitteichen und häßlichen Praktiken geführt werden. 
Konnten sich die Juden den dauernden Aufenthalt in 
Karlsbad nicht in offenem Kampf erstreiten, und waren 
die Karlsbader Handeltreibenden nicht zu bewegen, 
Menschenrecht in höherem Sinne anzuerkennen, blieb 
eben den Juden nichts anderes übrig als den Aufent- 
halt in Karlsbad auf den Wegen durchzusetzen, die 
ihnen das grausame Geschick frei ließ.

So entstand der Froschmäusekrieg zwischen den 
Lichtenstädter Juden und den Karlsbader Handeltrei- 
benden, zu dessen wohl nicht selten lächelnden Zeu- 
gen uns die nachstehenden Blätter neuerdings aufrufen 
mögen.

Der Vollständigkeit halber und zur Abrundung des 
Gesamtbildes veröffentliche ich auch die auf die Entste- 
hung und erste Konstituierung der israel. Kultusgemeinde 
sich beziehenden wichtigsten Dokumente. Alle Dokumente 
erliegen im Archiv der Stadt Karlsbad, deren Archivar, 
Herr Gymnasialprofessor Dr. Karl Ludwig mich stets 
werktätigst gefördert hat. Es sei mir daher auch 
an dieser Stelle gestattet, Herrn Professor Dr. Ludwig 
meinen allerverbindlichsten Dank auszusprechen für 
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seine stets liebenswürdige und unermüdliche Bereitwillig- 
keit, mit der er seine große Sachkenntnis zu jeder Zeit 
mir zur Verfügung gestellt hat.

Sollte es mir möglich sein, werden die hier publi- 
zierten Dokumente eine Bereicherung und Ergänzung er- 
fahren. Die Lichtenstädter Juden standen unter dem 
Schutz der großherzoglich Toskanischen Herrschaft 
Schlackenwert. Im großherzoglichen Archiv er- 
liegen zahlreiche Dokumente, die sich auf die Geschichte 
der Lichtenstädter Juden beziehen und ans Tageslicht ge- 
zogen werden müßten. Ich hoffe, Zeit und Muße zu fin- 
den, dieser recht schwierigen Arbeit mit Hilfe der maß- 
gebenden Faktoren mich unterziehen zu können. In 
Lichtenstadt selbst dürfte kaum mehr irgend ein Ma- 
terial auffindbar sein. Verschiedene Brände, die die Ju- 
dengasse und die Synagoge heimsuchten, aber auch die 
Unkenntnis des Wortes solcher Dokumente haben da, 
wie anderwärts auch der Geschichtsforschung unersetz- 
liehen Schaden zugefügt. Die Sammlung und Erhaltung 
der alten Dokumente wäre ein großes Verdienst um die 
Geschichte der Judenheit.



1791.

Eingabe des Bürgerausschusses von Karlsbad an den 
Magistrat der Stadt Karlsbad vom 7. März 1791.

 An einen Löbl. Magistrat der Königl. Stadt Karls״
Bad von Jenen Benanten Bürgerl. Ausschuß der Königl. 
Stadt Karls Bad gehors. Bitte um Einschränkung der 
Handels Juden.

Der bürgerl. Ausschuß kommt gehors. Bittlich Vor, 
und Beschweret sich wieder den all Täglich Treibenden 
handel deren Juden, welche nicht nur allein die ganze 
Wochen herum Vagiren, sondern auch schon fast zu 
halben und ganzen Jahr Ihre quartire bey denen Bürgern 
miethen, welches weder in Vorgehenden Jahren ge- 
schehen, sondern die Juden manche Wochen 1 oder 
2 Tage höchsten ihren Handel in der Stadt betrieben, 
und jeden Tag abends entweder in die Stadt Lichtenstadt 
zurücke und anheim gegangen, oder auf den nächsten 
Dorfe übernachtet, da es nun auch noch in reifer Qe- 
dächtnuß sein muß, das aus dem k. k. Kreysamt der 
hohe Befehl gekommen, die Lichtenstätter Juden, aus- 
genommen den Tobakjuden, oder Jene, die die Baade- 
kur gebrauchen wollen, zu schützen. Die Bedenklichkeit 
komt ganz klar in die Augen, das der all Tägliche Handel 
so Vieler Juden, und das zu halben wohl ganzen Jahre 
übernachten, muthmasset das nicht nur allein Bey 
Mangel des Handels so Vieler Juden ein anderer ent- 
weder mit Paschen und dem k. k. aerario entgehendes 
unterwalten könne. Dann Betrieft es, und könne ganz 
leicht erfolgen, das Lehr Jungen, Dienstbothen durch so 
Vieler Juden und in der Stadt aufhaltenden Verführet, 
und die Professionisten hiedurch Beschädiget; und in 
Ihrem Gewerbe vermindert werden können. Dahero
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Einem Löbl. Magistrat der Bürgerl. Ausschus gehör- 
sambst bittet und ersuchet, nach dero Selbsten wohlbe- 
dachten Einsehen, um diese so Viele Judenschaft, welche 
zu halben und ganzen Jahr quartire miethen, abzu- 
schaffen, und wo nicht gänzlich, doch insoweit, das diese 
handelnde Juden in Jeder Wochen, nembl. den Wochen 
Markt Tage frey auf öffentl. Markte feil zu haben, und 
bey abendszeit nicht in der Stadt, sondern auf den 
nächsten Dorfe übernachten sollen. Zugleich denen 
jenigen Bürgern zu versagen, das sie von denen Juden 
gemiethete Wohnungen vielmehr den Christen zu- 
kommen lassen, und keinen Aufenthalt mit einer ge- 
messenen Straffe denen Juden geben sollen. Der Bürger- 
liehe Ausschuß gewähret sich Ihre Bitte umsomehr, 
weilen der ganzen Bürgerschaft daran gelegen, denen 
Juden die Einschränkung Ihres Handels zu Befolgen“.

.M e y n u n g״

Es wäre dieses belangen nicht nur allen der sämmtl. 
Bürgerschaft kundzumachen, und bey Vermeydung einer 
gemessenen Straffe der handelnden Judenschaft keinen 
Aufenthalt zu gestatten aufzuerlegen, sondern auch an 
das hiesige zolleg. Stadtamt das Ersuchen um Ange- 
deyung des ähnlichen Schutzes zu erlassen. Publicirt 
der Löbl. Bürgerschaft am 1. April 1791“.

1800.
Ratssitzung vom 10. Jänner 1880.

 Vortrag über das aus Gelegenheit der von .״§ 8
einigen Karlsbader Bürgern unterm 26. November 1799, 
Nr. 431 pol., wider das hierortige Aufhalten mehrerer 
Lichtenstädter Judenfamilien geführten Beschwerde ge- 
schehene Einvernehmen jener Bürger, in deren Be- 
hausung Lichtenstädter Juden wohnen.

Die ersteren beschweren sich wider die Lichten- 
Städter Juden aus einem dreifachen Grunde.
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a) dass diese Juden tagtäglich hierorts hausieren gehen 
und den hiesigen Handels- und Gewerbsleuten da- 
durch schaden;

b) dass sie theils zu halben, theils zu ganzen Jahren 
quartire in hiesigen Bürger Häusern miethen, und die 
Quartire dadurch nicht allein vertheuern, wohl aber 
auch der ärmeren Klasse Bürger die quartire ent- 
ziehen, und :

c) dass durch die Juden den minder rechtschaffenen 
Menschen Gelegenheit gegeben werde, beim Ver- 
kaufe entwendeter Sachen verborgen zu bleiben. 
Die letzteren aber, nemlich die Bürger, bei denen 

diese Juden wohnen, äußerten sich bei ihrer Einver- 
nehmung zu Protokoll, daß diese Juden theils nur 
während der Sommer oder Kurzeit in ihren Häusern 
quartire gemiethet; theils aber, und zwar außer der erst- 
genannten Zeit bei ihnen nur Absteig quartire haben, 
wenn sie des Hausierhandels wegen nach Karlsbad 
kommen, und sodann die Woche hindurch einige Tage 
sich hier aufhalten, keinerdings aber wohnten sie in 
ihren Häusern, als wenn sie hier haussässig wären, in- 
dem sie jedesmal den Sabbat in Lichtenstadt halten.

Bei Erledigung dieser Beschwerde muß vor allem 
ein Unterschied der Zeit, nemlich die Badekurzeit und 
die übrige Jahreszeit, bemerkt, sodann die Fragen er- 
örtert werden:

1. Ob das Hausierengehen in Karlsbad erlaubt sei?
2. Ob der Karlsbader Bürger sein Haus an wem 

immer zur Bewohnung vermieten könne, oder aber an 
gewisse Gattungen Menschen dabei gebunden sei?

Die erste Frage beantwortet sich durch das Patent 
ddto. 4. Juny 1787, in dessen Folge Jedermann, der mit 
einem von seiner Obrigkeit ausgestellten und vom königl. 
Kreisamte bestättigten Hausier Paß versehen ist, mit in- 
ländischen Waaren in den k. k. Ländern, auf welche der 
Paß lautet, frei und ungehindert hausieren gehen darf.

Die zweite Frage hingegen betreffend, da fließt es 
aus dem natürlichen Begrief des Eigentumsrechts, daß 
der Karlsbader Bürger sein Haus zwar an wen immer 

2
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vermiethen könne, insolange es nicht geschieht, daß durch 
eine derlei Vermiethung die übrigen Mitbürger auf irgend 
eine Art gekränkt werden. Bei dieser Voraussetzung 
läßt sich also über die Beschwerde der Bürger wider 
einige Lichtenstädter Juden de praes. 26. November 1799 
Nr. 431 in pol. folgende Entscheidung schöpfen:

ad a) der Beschwerde, während der Badekur- 
zeit kann jeder inländische Handelsmann, wessen Reli- 
gion er immer sei, in Karlsbad gegen Bezahlung des 
Marktgeldes frei handeln und ein offenes Gewölbe halten, 
auch jeder mit Hausier Paß versehene Krämer hausieren 
gehen, folglich körnt dieses Recht ganz natürlich auch 
denen Lichtenstädter Handlungs Juden zu, und da über- 
dies das Recht hausieren zu gehen Vermög der ausgestelt 
werdenden hausier Pässen sich auf keine Jahreszeit be- 
schränkt, so kann solches den Lichtenstädter Juden, wie 
icdem anderen Hausierer auch äusser der Kurzeit zu 
Karlsbad nicht untersagt werden.

ad bj der Beschwerde. Wenn die Lichten- 
Städter Juden während der Badekurzeit in hiesigen 
Bürgerhäusern quartire miethen, und selbe entweder 
einzeln, oder mit ihrer ganzen Familie bewohnen, auch 
den Sabbat in diesen ihren quartiren halten, so kann 
ihnen solches nicht untersagt werden, indem auch ganze 
Judtnfamilien aus Prag und aus anderen Ortschaften der 
k. k. Erblande theils der Kur, theils des Handels wegen 
häufig anherkommen, ganze Häuser zu quartire miethen 
und in selben den Sabbat halten, ohne daß es ihnen ein- 
gestelt werden könnte, weil sie dadurch Niemand wider- 
rechtlich beeinträchtigen. Miethen die Lichtenstädter 
Juden hingegen außer der Kurzeit vollständige Quartire 
in Karlsbad, und bewohnen auch selbe mit ihren Angehö- 
rigen ununterbrochen, wie es sich bisher wirklich in 
mehreren Häusern ergab, ohngeachtet die Hauswirte 
solches bei Gericht in Abrede Stelten, so muß es freilich 
geschehen, daß dadurch die quartire nicht nur ver- 
theuert, und der ärmeren Klasse hiesiger in die Haus- 
miethe ziehen müssender Bürger entzohen, wohl aber 
auch durch das stete Dasein dieser handlungtreibender 
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Juden den hiesigen Handelsleuten und anderen Gewerbs- 
männern an ihrer Nahrung großer Abbruch gemacht 
werde, als aus welch letzterem Grunde daher das den 
Bürgern sonst eigene Recht, ihre Quartire an wem 
immer vermiethen zu können dahin beschränkt werden 
muß, daß sie für die übrige Jahreszeit nach Abschlag 
der Kurzeit ihre Quartire an die Lichtenstädter Juden 
nicht vermiethen, noch weniger aber gestatten dürfen, 
daß diese Juden darin den Sabbat feyern, sollte es aber 
wider alles Erwarten geschehen, daß einer dieser Bürger 
betretten würde, daß der Jude in seinem Hause den 
Sabbat feyere, so würde der Jude mit allen seinen bei 
sich habenden Leuten wehrend dem Sabbate selbst 
mittels Schubs nach Lichtenstadt abgeschickt, der Bürger 
hingegen mit einem acht tägigen Arreste belegt werden“.

Am 14. Jänner 1800 wurden die betreffenden ange- 
klagten Karlsbader Bürger vom Magistrate vernommen. 
Die Einvernahme lautet protokollarisch:

 Geschehen beim Karlsb. Mag. am 13. Dezember״
799ig. Aus Gelegenheit des von den Karlsbader Bürgern 
wider das hierortige Aufenthalten mehrerer Lichten- 
Städter Judenfamilien unterm 26. Nov. 1. J. N. 431 pol. ge- 
machten besehwerdsamen Anbringen wurden am heuti- 
gen Tage die betretenden Hauseigenthümer einvernom- 
men, in wie weit gegründet sey, daß die nahmhaft ge- 
machten Judenfamilien theils zu halben, theils auch das 
ganze Jahr gleichsam als wenn sie haussäßig wären, in 
ihren Häusern die Quartire gemiethet haben. Am ersten 
wurde Johann Knoll vernommen1); und zwar betret des 
Joseph Moser. Dieser sagte:

Joseph Moser halte sich zwar in ihrem Hause auf, 
jedoch habe er keine besondere Wohnung inne, auch sey 
er mit seiner ganzen Familie keinerdings das ganze Jahr 
bey ihm, sondern er bleibe nur manchmal die Woche 
2—3 Täge bey ihm und wohne dann mit ihm in der näm- 
liehen Stube; nur habe er eine Kammer neben der Wohn- 
Stube zur Aufbewahrung seiner Waaren inne; und dies

 Schöner Kaiser“. — Die Hausnummern und״ Ihm gehörte das Haus ף
Schilde, die heute den in den Dokumenten genannten Häusern entsprechen, 
sind auf Seite 142—143 zusammengestellt.

2♦
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zwar nur den Winter hindurch, indem er während der 
Kurzeit einen Laden auf der Wiese bey Caspar Grün- 
wald in der Miethe hat.

Emanuel Danz äußerte sich betret des Juden Rosen- 
bäum. Dieser Jude habe bey ihm für den Sommer den 
ersten Stock seines Hauses1) in der Miethe und wohne 
auch im selben den ganzen Sommer hindurch, indem er 
zum Verkauf seiner Waaren auf der Wiese bey Augustin 
Zimmermann einen Laden inne hat; den Winter hin- 
durch habe er nur zuweilen bey ihm sein Absteigquartir 
und zwar manchmal die Woche 2—3 Täge hindurch; 
und bewahre auch in diesem seinen Quartire die zum 
Hausieren gehen nöthig habende Waare auf.

l) ״Zum Schweizer“, Mühlbadgasse (demoliert). ף Im Hause ״Fisch-
otter“ 249, Theatergasse (jetzt demoliert). s) ״Goldener Helm“, Sprudelgasse.
4) Das Haus ״Chronometer“ N.C. 6, Mühlbadgasse (jetzt demoliert). ®) Es war
das Haus ״Triumphbogen“ neben der Kirche.

Veronika Decroin äußerte sich betret des Juden 
Salamon Herzlieb. Dieser Herzlieb habe auch nur für 
den Sommer den ersten Stock ihres Hauses2) als Qar- 
koch inne, und den Winter hindurch komme er auch 
nur zuweilen, und wenn garstiges Wetter ist, so bereite 
sie ihm .... zuweilen, daß er auch über den Sabbath 
hier bleibe, indem er schon ein alter Mann ist. Übrigens 
aber bleibe er eben nur gewöhnlich 1, 2 bis 3 Täge die 
Woche hindurch seines Handels wegen in ihrem Hause.

Ignaz Hüttner äußerte sich betret der Jüdin Lämlin, 
daß sie in seinem Hause3) eine Stube aufs ganze Jahr 
gemiethet habe, den Winter hindurch bleibe sie aber eben 
nur jede Woche einige Täge hier, den Sommer aber 
die ganze Zeit hindurch.

Johann Urban äußert sich betret des Juden 
Schneider, daß dieser nur den Sommer hindurch als 
Qarkoch in seinem Hause4) den 2ten Stock inne habe, 
übrigens aber gar keinen Handel treibe.

Georg Zistier äußerte sich betret des Juden Moser, 
daß dieser auch nur als Garkoch bey ihm den ersten 
Stock während der Kurzeit hindurch in der Miethe 
habe,5) übrigens aber, wenn er den Winter hindurch 
des Hausierens wegen anher kömmt, so halte er sich gar 
nicht bey ihm auf.
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Jakob Mader und Magdalena Franzin erscheinen 
zwar heute nicht, ließen aber gleich bei der Vorladung 
durch den Qerichtsdiener sagen, daß der Jude Wolf 
Moises bey ihm Jakob Mader1) nur den Sommer hindurch 
ein Tuch Gewölbe in Miethe habe, übrigens aber den 
ganzen Winter hindurch in seinem Hause sich gar nicht 
aufhalte. Die Jüdin, die alte Lederin genannt, habe sich 
bey der Magdalena Franzin nur einige Mal über Nacht 
aufgehalten, jedoch um alle Verdrüßlichkeiten zu vei- 
meiden, wolle sie Franzin selbe nicht mehr übernachten.

ד ״ .Leopard“, Wiese״ (’ Engi. Haus“, Schloßplatz. ף ״ Zum goldenen 
Sterne“, jetzt ״Böhm. Krone , Mühlbadgasse.

Josef Herget äußert sich wegen den Juden Josef 
Teller, daß dieser bey ihm in seinem Hause2) bloß eine 
Kammer, aber aufs ganze Jahr in der Miethe habe; diese 
Kammer bewohnt er aber nur so oft er nach Karlsbad 
Handels wegen kömmt, und keinerdings das ganze Jahr 
hindurch, noch weniger aber halte er in dieser Wohnung 
bey ihm den Sabath, sondern er sey blos die 5 oder 
6 Jahre hindurch, als er sich bey ihm in dieser Kammer- 
miethe befindet, 3 oder 4 mal geschehen, daß er über 
den Sabath bey ihm geblieben ist, und dies nur damals, 
wenn eine äußerst üble Witterung einfieL

Karl Küfner äußert sich betref des Juden Lederer 
Götzl, daß dieser bey ihm3) kein besonderes quartir 
inne habe, sondern nur in seiner Wohnstube über Nacht 
sich aufhalte, wenn es sich fügt, daß er gerade in Karls- 
bad bleiben muß, übrigens geschehe es aber nie, daß 
selber über den Sabath bey ihm bleibe“.

Aus diesen Protokollen ist ersichtlich, daß im Jahre 
1799 schon drei jüdische Garköche in Karlsbad den Som- 
mer über ihr Gewerbe betrieben. Aber soweit aus den 
Ratsprotokollen zu erschließen ist, war schon 1784 ein 
jüdischer Restaurateur zur Kurzeit in Karlsbad. Denn vom 
27. Mai 1791 wird berichtet, daß Josef Lazar, Schutz- 
jnde aus Lichtenstadt, wohnhaft bei der goldenen Wage 
um. Nachsicht ״deren ihme zu zahlen auferlegten 3 fl, 
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iür die errichtete jüdische gar Küche“ bittet. ״Und ist 
das Conclusum einstimmig ausgefallen: da Exhibient 
selbst eingestehet durch ganze 7 Jahre Sommerszeit all- 
hier schon ausgekochet, und niemalen etwas an die Ge- 
meinde bisher entrichtet zu haben, folgsam er auch wegen 
den solange hindurch gehabten Nahrungsbetrieb die jähr- 
liehe Abgaben die Renten annoch testierte, so könnte 
von Entrichtung deren pro Ao. 790 schuldigen 3 fl. 
-keineswegs abgegangen werden, und hat also derselbe 
binnen 48 Stunden diese schuldige 3 fl. pro Ao. 1790 um- 
so gewisser in die Renten sowohl abzuführen, als auch 
für dieses laufende Jahr 1791 zu termino 1. Aug. 1. J. 
und sofort alljährlich 3 fl. bei H. Wirtschaftsanwalt oder 
-Amtmann zu berichtigen, als widrigens ihm seine Ge- 
werbsbetreibung allhier eingestellt werden würde.“

1795.

Seligmann Bondi, Bezirkssteuereinnehmer in Lichten- 
Stadt, schreibt am 6. Mai 1795 an das Bürgermeisteramt 
in Karlsbad:

!Löbl. Bürgermeisteramt״

Es hat sich die jüdische Trakterin, namens Judith 
Herzliebin, welche bei dem Georg Zistier1) im Quartir 
ist, bei mir beschwehrt, das ein Löbl. Magistrat der- 
selben die Traktehrsführung in Karlsbad für die jüdische 
Bade gest eingestelt hatten, wo dieselbe von mir als 
Trakterin über den Sommer das halbe Jahr angestelt 
worden ist, weilen den Nutzen des Löbl. Steuer Gefel 
zu versorgen habe, und durch dasselbe gewiß erfolgen 
wirth. Massen zu dato die etliche Täge schon mehrer 
Versteuerung entricht hat; als die andre 2 Juden 
Trakteurs den gantzen vor jährigen Sommer versteuert 
haben.

0 Es war das Haus N.C. 146 ״Triumphbogen“.

Dahero Ersuche ganz gehorsamst das Unter 
Sägen wider zu beheben und mir in Meinen 
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amts geschäften nicht zu hindern; solte ein ge- 
wisse Ursach sein, das Ein Löbl. Magistrat keine 3 
jüdische Trakters in Karlsbad dulden könne, kann und 
muß einer von die ersten 2 abgeschait werden; da 
durch disse die verkerzung das Löbl. gefel schon an 
Taug liget. nicht aber dieselbe abzuweissen, wo sicher 
ein hinn Lengliche Nutzen dem Löbl. Qefel zu körnen 
wirth; ich getreste mich dero Bewilligung meines ver 
Langen und die baldige Schriftliche mittheilung.“

Am 8. Mai erhält Seligmann Bondi die erbetene Ant- 
wort. Der löbliche Magistrat wird da, wie es in alten 
Zeiten seine Befugnis war, zum Sittenrichter. Juditha 
Herzliebin war mit David Moser verlobt, hatte aber 
noch nicht die Bewilligung der Eheschließung sich da- 
mais erwirken können. In solchen Fällen heirateten die 
Juden oft heimlich, öffentlich aber galten sie als unver- 
heiratet. Das war auch hier der Fall. Ex officio war 
Juditha Herzlieb nicht verheiratet; da nun ihr Verlobter 
David Moser mit ihr lebte, galt das als ׳Konkubinat, also 
als ein öffentliches Ärgernis. Das war das Hauptargu- 
ment der Nichtbewilligung der Konzession.

 An den jüdischen Bezirkssteuer Einnehmer Seligmann״
Bondi in Lichtenstadt.

Aus Gelegenheit der unterm 6. d. M. von ihm ge- 
machten Anfrage, warum man der Juditha Herzliebin 
aus Lichtenstadt die Führung eines jüdischen Qast- 
hauses wehrend der Kurzeit in Karlsbad nicht gestatten 
wolle, wird demselben hiemit bedeutet, daß man die 
Juditha Herzliebin aus dem Grunde hierorts als jüdische 
Gastgeberin nicht dulden könne, weil sie noch eine 
ledige Person ist, und zu ihrem Gehilfen den gleichfalls 
ledigen Juden Namens Moser zur Seite hat, welcher sie 
zwar ehelichen will, und deshalb eben schon mehrmalen 
bei der hohen Landesstelle bittlich eingekommen ist, 
aber jedesmal abweißlich vorbeschieden wurde, sie beide 
aber dessen ohngeachtet schon auf eine solche Art mit- 
sammen leben, als wenn sie ein getrautes Ehepaar wären, 
welches man, da es wider alle Sittlichkeit streitet, keiner- 
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dings gedulden will, noch weniger gedulden kann, in- 
dem es mehrere üble Folgen nach sich ziehen dürfte, 
denen man umsomehr frühzeitig bei ihrer ersten Auf- 
keimung vorbeugen muß, als sich selbe mit Karlsbad als 
einem von so mancherlei Menschen besuchten Kurorte 
vertragen könnte. Es dürfte Seligmann Bondi vielleicht 
wohl mittlerweilig anführen wollen, daß der Juditha 
Herzliebin Vater Namens Simon Herzlieb dieses jüdische 
Gasthaus gemeinschaftlich mit seiner Tochter führen, 
und über die Sittlichkeit seiner Tochter als Vater wachen 
würde, allein hierauf wird in voraus entgegengestelt, daß 
man solches umsominder zugeben könne, als Simon 
Herzlieb mit seinem Weib, welche bisher ein jüdisches 
Gasthaus geführt hat, und noch führt, sich eben izt seit 
einiger Zeit mit selber in allerlei Zwistigkeiten einge- 
lassen hat — — — — — — — —

Daß aber Bondi anführt: das Steuer Gefäll würde 
durch das Dasein der neuen Gastgeberin Juditha Herz- 
liebin mehr Nuzzen haben, als er durch die bisher be- 
standenen 2 Jüdischen Traiteurs gehabt hat, ist gar nicht 
einzusehen, wienach solches von ihm, Bondi, könne be- 
hauptet werden, da die häufigere oder mindere Ver- 
Steuerung lediglich von der größeren oder minderen 
Zahl der antrefenden verzehrenden jüdischen Kurgäste, 
keineswegs aber von der Zahl der jüdischen Traiteurs 
abhängen kann, indem es in Anbetracht der Verzehrung 
gleichviel ist, ob die anwesenden jüdischen Kurgäste ihr 
Essen bei zweien, oder mehreren traiteurs abnehmen, 
es wird deshalb doch nicht mehr verzehrt, als jeder 
Kurgast seiner Art nach zu verzehren gewohnt ist.

Da jedoch Seligman Bondi anführt, daß durch die 
bisher in Karlsbad bestandenen zwei jüdischen Traiteurs 
an der Verzehrungs Steuer zum Besten des Gefälles 
Wenig eingekommen sei, dieß dürfte Jeden in Sachen 
erfahrenen .Mann ganz leicht auf den Gedanken bringen, 
daß derselbe als der angestelte Einnehmer die betreten- 
den zwei traiteurs nicht strenge genug kontrolliert haben 
müsse, auch würde diese Controllierung ihm weit müh­
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samer werden, wenn sich die Zahl der jüdischen traiteurs 
vermehren solte. Wider welche Vermehrung man hiesi- 
ger Seits aber doch nicht entgegen haben will, wenn sie 
nur durch ein gut gesittetes jüdisches Ehepaar geschieht, 
dieses sich beim hießigen Gerichte deshalb zuvor ge- 
hörig angemeldet und ausgewiesen haben würde. In 
dieser Hinsicht wird demselben sowohl als vorzüglich 
den betretenden Theilen, nemlich Juditha Herzliebin, 
Simon Herzlieb und David Moser hiemit bedeutet, daß 
wenn die letztem drei die Haltung eines jüdischen Gast- 
hauses innerhalb 3 Tagen vom Tage dieser zugestelten 
Verbescheidung an gerechnet, nicht werden aufgegeben 
haben, man sie durch zulässige Zwangsmittel von hier- 
orts sodann hinwegschaffen werde.“

Auf diesen Bescheid langte am 15. Mai folgendes 
Gesuch der Juditha Herzlieb ein.

 -Löblicher Magistrat! Unterzeichnete bittet unter״
thänigst gehorsamst, von dem durch Seligman Bondi 
ihr unterm heutigen dato zugestelten Löblichen Magi- 
stratual bescheid (worin ihr die Führung einer jüdischen 
Qarkuchel allhier eingestellet wird) aus folgende Gründe 
gnädigst abzugehen, ihr aber gleich denen bereits 
Existierenden 2 jüdischen Garkuchlen die gnädige Er- 
laubnis ertheilt werden möge, und zwar machet sich Un- 
terzeichnete verbindlich

Itens von nun an ihrem Bräutigam David Moser 
keinen ordentlichen aufenthalt in ihrem Quartir zu ge- 
staten als nicht minder ihrem Vatter Herzlieb keineswegs 
bei sich zu gedulden, sondern sie die Garkuchl lediglich 
allein mit ihre Dienstbothen führen will.

2tens obligiert sich Unterzeichnete durch dem Som- 
mer, unter welche Zeit sie die erwähnte Garküchel füh- 
ret, ordentlich und ruhig zu leben, so daß von keiner 
Seithe die mindeste Beschwerde eingehen werde, widri- 
genfalls sie alle Strafe sich unterziehet, es macht sich 
unterzeichnete nicht weniger verbindlich.

3tens eben ein Quanti von 3 fl. so wie die bereits 
Existierenden 2 Garküchlen durch dem Sommer bei 
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einen Löbl. Mag. zu entrichten, und falls ein Löbl. Mag. 
befehlt, die Entrichtung im voraus bezahlen solle,

allein nicht nur in hinsicht diese Gründe, sondern 
umsomehr, da Unterzeichnete 4tens keineswegs bei ihren 
Vatter Herzliebs sein Straf fälliges Vorgehen die mün- 
deste Wissenschaft viel weniger einen Antheile nehmet, 
mithin Unterzeichnete in rücksicht ihres Vatter gestrafet 
zu werden auf keine Art verdiehnt, genügsame Strafe 
leidet Unterzeichnete, das sie in eine Zeit von etlich und 
20 Jahre seit ihre Mutter abgestorben, nicht von einem 
Gulden werth genossen, ja noch mehr schmerzhaft ist für 
Unterzeichnete, das sie weder ihr Mütterliches Erbtheile 
gezogen, wohl aber die Stief Mutter der Unterzeichnete, 
nehmlich Rachel Herzlin, die Kleidung und Bettung ihrer 
seeligen Mutters an sich genommen, welch eine Böß- 
arthige Handlung einer nichtnuzig schlechte Persohn, — 
Gott ist bekand, das Unterzeichnete aus keiner andern 
rücksicht die Garküchl führen will, weihen sie leider in 
dem triebsten Umstände versetzt, und zur anschafung 
nöthige Kleidungen und einige Stücke Bettungen einige 
Gulden zu verdienen, aber auf keine unerlaubte Art, 
Juden und Kristen von Lichtenstadt als hier werden es 
mit Gewiesen bezeugen, das Unterzeichnete ein Gottes- 
fürchtliches ruhiges Leben geführt, ohne einzige Aus- 
Schweifung.

5tens Kan Unterzeichnete erweißen, das sie bereits 
am 15. Aug. des vorigen Jahres mit ihrem Haußherrn 
Georg Zistier das Quartir mittelst errichtet und mit 
Zeugen gefertigten Contract gemiethet hat, wofür sie 
ein Pacht Quanti mit 60 fl. zu bezahlen, auch demselben 
bereits eine Angabe mit 30 fl. entrichtet hat, es geliebe 
ein Löbl. Mag. die gnädige Erwegung zu nehmen, was 
unterzeichnete ohne diesen vor Unkosten zur anschafung 
deren Einrichtung verwendet.

In Hinsicht diese wahrhafte Gründe werfet sich 
Unterzeichnete als ein von allen Menschen verlassenes 
Armes Wais einem Löbl. Mag. zu Füssen und bittet ihr 
die Führung einer jüdischen Garküchl in Karlsbad, sowie 
denen übrigen gnädigst zu erlauben, um so mit Unter­
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zeichnete nicht gänzlich in Ruin und größten Elend ver- 
setzt wird.“

Schon am 19. d. M. erhielt Juditha Herzlieb nach- 
stehende Antwort:

.An die Juditha Herzlieb aus Lichtenstadt״
Derselben wird auf ihr unterm 15. d. M. hierorts ge- 

machtes Anlangen zum Bescheid ertheilt: Daß man ihr 
in dem in Georg Zistiers Hausse gemietheten Quartir 
eine jüdische Garküchel zu führen gegen folgende Be- 
dingnisse gestatte:

Itens Daß sie wehrend dieser ganzen Zeit weder 
ihrem Vater Simon Herzlieb, noch ihrem Bräutigam 
David Moser in diesem Hause oder gemietheten Quartir 
einigen Aufenthalt gestatte, sondern blos allein sie selbst 
mit Zuhilfnehmung ihrer Dienstbothen die Garküchl 
führe.
; 2tens Daß sie sich wehrend dieser Zeit stets sittlich 
und ruhig hierorts verhalte. 3tens Daß sie das gewöhn- 
lieh abzuführende Geldquantum per 3 fl. wegen Haltung 
der Garküchl in die Gemeindrenten der k. Stadt Karls- 
bad jährlich stets richtig entrichte. In der sichern Vor- 
aussetzung nun, daß diese gesetzten Bedingnisse werden 
pünktlich in Erfüllung gebracht werden, wird ihr Juditha 
Herzlieb blos für die heurige Kurzeit die Haltung eines 
jüdischen Gasthauses, oder die Führung einer sogenann- 
ten jüdischen Garküchel hiemit eingeräumt, mit dem 
Beifügen jedoch, daß wenn sie sich dieses Jahr gehörig 
verhalten wird, man sodann keinen Anstand nehmen 
würde, ihr solche auf ihr anlangen auch für fernere Jahre 
zu gestatten. Sollte sie sich aber nur ein einziges mal 
betretten lassen, daß sie eine der gesetzten Bedingungen 
unerfüllt lasse, so wird ihr sogleich die Führung der 
Garküchl auch mitten in der diesjährigen Kurzeit gänz- 
lieh eingestelt werden.

Um aber mehr versichert zu sein, daß diese Beding- 
nisse von ihr Juditha Herzlieb jederzeit gewiß erfüllt 
werden, so hat man unter einem dem Haußwirth Georg 
Zistlcr den Auftrag gegeben, er habe gleichfalls darauf 
zu sehen und gehörig mitzuwachen, daß die derselben 
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gesezten Bedingungen genau beobachtet werden mögen 
und im Uibertrettungsfalle habe er sogleich anher die un- 
gesäumte schuldige Anzeige zu erstatten.‘*

Unterdes scheinen die zwei anderen jüdischen 
Restaurateure alle Hebel in Bewegung gesetzt zu haben, 
um die Herzliebische Restauration zu unterdrücken. Nur 
so erklärt sich die nicht gerade würdige Art des Falke- 
nauer Kreisrabbiners Isaias Lewi, der am 9. Juni 1795 
an den Karlsbader Magistrat folgendes Schreiben ge- 
richtet hat.

 -Löbl. Magistrat! Dem unterzeichneten als der״
nialligen Jüdischen Kreisrabiner, ist unterbracht worden, 
wie daß der David Moßer aus Lichtenstadt mit seiner 
braut ein öffentliches jüdisches Tracteur Haus in der 
Stadt Karlsbad führet, und dieses Brautpaar einen be- 
ständigen, gemeinschaftlich unerlaubten Umgang, welches 
wider die gutte Sitte handelt ununterbrochen treiben; da 
doch der beständige uneheliche Umgang unter Keinerley 
Religion geduldet wird, absonderlich aber die Jüdische 
Religion dem Verdächtigen Umgang eines Brautpar we- 
gen ihrer nahen Vertraulichkeit, worttdeutlich Verbittet. 
Unterzeichneter bittet also Ein Löbl. Mag. wollen diessen 
Unfug durch abschaffung dieser Garküchel Leuthe in so- 
lang diese nicht Vereheliget sind, einzustellen.“

Falkenau, den 9. Juni 1795.

Isaias Lewi, Kreis Rabiner.

Die Antwort des Magistrats:

 -Auf das unterm 10. d. M. hierorts gemachte An״
suchen wird demselben hiemit zur Wissenschaft bedeutet, 
daß der Juditha Herzlieb mit Ausschluß des David Moser 
die Führung eines jüdischen traiteur Hauses seie einge- 
räumt worden, und wird demselben zu seiner genaueren 
Belehrung in der Nebenlage eine Abschrift jenes Beschei- 
des mitgetheilt, kraft welchem Juditha Herzlieb die Be- 
fugniß zur jüdischen Garküchl erhalten hat.“ ■ ■ -
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1805.
Rathsprotokoll vom 28. Juni 1805.

 Herr Benedikt1) aus Lichtenstadt bittet um die .״§ 6
fernere Erlaubniß in Karlsbad für die jüdischen Kur- 
gäste kochen zu dürfen.

Bittbewerber wird mit diesem seinem Gesuche aus 
folgenden Gründen abgewiesen:

Its ist die Küche in dem Hause des Franz Zörken- 
dörfer2), wo Bittbewerber wohnt, sehr klein, folglich 
zum Betrieb eines jüdischen Garküchen Gewerbs nicht 
geeignet.

2ts da der Hauseigenthümer ein Bindermeister ist 
und sich deshalb in diesem Hause stets Vorräthe von 
dürren Holz, Fässern, Spänen und Pech befinden, so 
unterwalt aus dieser doppelten Ursache beim Betrieb 
eines Kochgewerbes in diesem Hause Feuer Gefahr für 
hiesige Stadt, welche 3ts umsomehr zu befürchten ist, 
als Bittbewerber sowohl als sein Weib sehr bejahrt 
sind, und daher von selben mit Gewißheit nicht er- 
wartet werden kann, daß sie die nöthige Aufmerksam- 
keit zur Beseitigung aller Feuersgefahr stets anwenden 
werden, besonders als 4ts schon mehrere Beschwerden 
von Seiten der hiesigen Stadt Bewohner wider Bitt- 
bewerber, daß er mit dem Lichte und dem Tabak- 
rauchen in seinem vorher hie gehabten quartire des 
Dekroischen Hauses nicht vorsichtig genug um ge- 
gangen seie, geführt worden sind“.

Offenbar infolge dieser Entscheidung des Magistrats 
bewarb sich im Jahre 1806 ein gewisser Jonas Rosner 
aus Schönlind um die Bewilligung, eine jüdische Gar- 
küche einzurichten. Das Gesuch lautete:

 Loebl. Magistrat! Der Unterzeichneter macht seine״
Unterthänigste Anzeige, das er wie Beylage A zeiget 
bey den Florian Pfeiffer in Karlsbad, den künftigen 
Sommer eine Garküche führen will, und von demselben 
das Oberstock in seinem Haus No. cons. 249 gepachtet 
hat; Er bittet also Ein Löbl. Magistrat wollen Gnädigst

*) Identisch mit Herzlieb. ף Jetzt ״Hans Sachs“, Pragergasse.
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ihm die Bewilligung ertheilen, wo er sich verbündlich 
macht, die gebührende Taxe zu entrichten und nicht 
Gesetzwüdrig zu handeln. Das er ein Ehrlicher und 
Rechtschaffener Mann seye, beruft er sich auf das Zeug- 
niß seiner Gemeinde Obrigkeit, und in Erforderungsfall, 
mit glaubwürdige Attesten zu beweisen“.

Der dem Gesuche beigelegte Pachtvertrag lautet:
 Heundte am Ende gesetzter Dato Tag und Jahr ist״

zwischen den Partheien Florian Pfeiffer aus Karlsbad an 
einem und Jonas Rosner aus Schönlind, andern Theil 
ein unwiderruflicher Pacht und Verpacht-Contract ver- 
abredet und festzuhalten beschlossen worden.

Itens. Eingangsbenanter Florian Pfeiffer verpachtet 
in seinem Wohnhaus den ersten Stock nämlich die Stu- 
ben und Kammer, und im 2. Stock die fördere zwei 
Kammer an den Jonas Rosner auf 6 Monath und zwar 
vom 1. April 1807 bis ende September 807, wofür sich 
verbündet Jonas Rosner

2tens An den Florian Pfeiffer für die 6 Monath 
Pachtzins zu bezahlen Neunzig Gulden, sage 90 f.

3tens Verbündet sich Florian Pfeiffer alles und jedes, 
was der Jonas Rosner in den Keller zu stellen nöthigt 
hat, es unverwert seye.

4tens Verbündet sich Jonas Rosner, das er für 
allen Schaden hafte, was durch seiner, in den Haus 
Ruiniert worden ist, und auf seine Unkosten wieder 
herstelle.

5tens solle gegenwärtiger Contract nicht eher gil- 
tig sein, bis nach Bewilligung der hohen Obrigkeit.

6tens Verbündet sich Jonas Rosner die Zahlung des 
Pachtquantum folgendermassen zu leisten, als

a) sobald die Bewilligung der Hohen Obrigkeit er- 
folgt sein wird, so muß er . . . zehn Gulden erlegen.

b) bey den einziehen . . . dreißig Gulden.
c) bey Verlauf 2 Monath — zwanzig Gulden.
D) am 1. August 1807 . . . dreißig Gulden.
7tens zur Sicherheit des Pachtzins setz er sein gan­

zes Vermögen zu Unterpfand ein.
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Zur Bestättigung dessen haben sich beide Partheien 
nicht allein eigenhändig unterschrieben, sondern nach- 
stehende Herrn Zeigen, dessen ohne nachtheil alles 
Fleißs erbeten“.

Am 25. August bestimmte der Magistrat:
 Bitsteller hat vorher ein Zeugniß von seinem Amt״

des Guts Schönlind anher einzubringen, aus welchem 
ersichtlich sein muß, daß er ein Mann von unbeschol- 
tenem Lebenswandel, und sonach würdig sei, daß ihm 
in Karlsbad eine jüdische Garkochs Nahrung gestattet 
werden könne; welches demselben auf dieses sein Ge- 
such zur Nachachtung rückbedeutet wird“.

Rosner erbringt am 7. Nov. 1806 das Zeugnis und 
am 8. März 1807 wird beschlossen:

 ,Ehe die erbetene Bewilligung ertheilt werden kann״
ist dem Jonas Roßner zu bedeuten, daß er vorher noch 
persönlich vor diesem Magistrat zu erscheinen habe, 
um das in Sachen Nöthige mit ihm verhandeln zu 
können“.

1806.

Das Streben einerseits der Juden, in Karlsbad 
festen Fuß zu fassen, andererseits der Bürger, be- 
sonders der Handel- und Gewerbetreibenden, den Juden 
den Aufenthalt zu verwehren, führte naturgemäß zu 
stets sich erneuernden Konflikten, Erlässen und Edikten. 
Am 24. Okt. 1806 wurde beschlossen, daß die Juden nur 
3 Tage hindurch jede Woche sich in Karlsbad zur Win- 
terszeit aufhalten dürfen; es wurde auch beschlossen, 
diesen Erlaß urschriftlich zu hinterlegen. Leider ist 
diese Urschrift verloren gegangen. Aus diesem Be- 
Schlüsse fließt wohl die folgende Mitteilung im Rats- 
Protokoll vom 21. Okt. 1806.

 Da auf Anordnung des k. Kreis Comisär Herrn״
v. Prochazka die Lichtenstädter in Karlsbad des Han- 
dels wegen sich aufhaltenden Juden, künftig, und zwar 
von izt an außer der Kurzeit in einer Woche nur 3 Tage 
lang sich sehen lassen dürfen, um ihren Hausierhandel 
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hier zu treiben, so wurden diese Juden heute vorge- 
rufen, welche seither immer die ganze Woche hindurch 
mit Ausnahme des einzigen Samstages hier wohnhaft ge- 
worden sind, und ward ihnen folgendes zur Richt- 
schnür bedeutet.

1 tens Nur jener Jude oder Jüdin darf anherkommen, 
und hier hausieren gehen, welcher mit legalen Hausier- 
paß versehen ist.

2tens muß dieser Jude oder Jüdin sich gleich bei der 
Ankunft jede Woche in der Ratskanzlei beim Joh. Mar- 
tini melten, diesem seinen Hausierpaß vorzeigen, von 
welchem die Vidierung daraufgesetzt und dem Herrn 
Bürgermeister zur Unterschrift zugeschickt wird.

3tens die Tage, an welchen die benannten Juden 
in Karlsbad sich aufhalten und hausieren gehen können, 
sind: Montag, Dienstag und Mittwoch, — ankommen 
dürfen diese Juden Sonntag abends, bevor die Nacht 
einbricht, aber unter der Strafe, daß sie künftig nicht 
mehr nach Karlsbad kommen dürfen, dürfen sie an die- 
sem Sonntag nicht hausieren gehen.

4s. jeder Hauswirth, welcher einem Juden außer 
diesen benannten Tägen eine Unterkunft zur Wohnung 
im Hause gestattet, wird bei jedesmaliger Übertrettung 
mit 3 Thalern Strafe belegt werden.

5ts. Am Mittwoch Abends muß jeder dieser Juden 
von Karlsbad wieder abgehen, widrigens er im Betre- 
tungsfalle das erstemal mittels Schubs nach Lichten- 
Stadt oder in einen anderen seiner Wohnörter geschaft 
werden würde; das 2te Mal hingegen würde er zur 
Strafe mit dem Verbote belegt werden, nicht mehr nach 
Karlsbad zu kommen. Zu dessen Bestättigung wurde 
dieses Protokoll gefertigt und geschlossen“.

1814.

Acht Jahre vergehen, die Ratsprotokolle melden 
keine weiteren Erlässe gegen die Juden. Ob das auf 
eine strenge oder milde Handhabung der Magistratsver- 
Ordnungen schließen läßt? Fast scheint das letztere der 
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Fall zu sein. Denn am 12. Dez. 1814 reichten einige 
Bürger nachstehendes Gesuch beim Magistrat ein:

 -Loeblicher Magistrat! Der gefertigte Handels״
stand hat beym Löbl. Mag. schon voriges Jahr Be- 
schwerde geführt, hinsichtlich der Handlungs- und Qe- 
werbsbeeinträchtigungen, welche sich die Lichtenstädter 
Juden hier erlauben, dieß besonders dadurch, daß sie 
fast das ganze Jahr hier städtische Gewölbe miethen, 
und darin feil haben. Diese Beschwerde, da sie un- 
erledigt blieb, ist von ihm durch das Wohl!, k. k. Kreis- 
amt im heurigen Frühjahr urgiert worden, und weil der 
hierauf erhaltenen Zusicherung zufolge, der löbl. Ma- 
gistrat noch immer nicht den gefertigten Handelsstand 
klaglos gestelt hat, so wird die Bitte hier wegen mit 
der Erklärung wiederholt, daß man sonst gezwungen 
wäre, höheren Orts Abhilfe zu suchen, weil es ihm 
nicht länger gleichgültig bleiben kann, sich durch diese 
der Lichtenstädter Judenschaft schenkende Begünstigung 
ruinieren zu lassen“.

Das wirkte. Denn schon Tags darauf, am 13. Dez. 
wurde vom Magistrat folgende Entscheidung getroffen.

 -Über die am 18. May 1813 No 262 pol. von den Han״
delsleuten geführten Beschwerde, hat man denenselben 
zwar schon mittels Magistratual Erkenntnisses von 
15. April 1. J. No 153 pol. die Erledigung dahingegeben, 
daß hinsichtlich der in Karlsbad Handeltreibenden 
Lichtenstädter Juden die Magistratual entscheidung von 
17. Jener 1800 No 14 pol. bestehe, und auch von k. Kreis- 
amt wahrscheinlich eine weitere Bestimmung betref die- 
ser Juden erfolgen werde, indem der Magistrat aus 
Veranlassung der von den Karlsbader Handelsleuten 
untern 22. März 1. J. No. 2645 beim k. Kreissamte ein- 
gebrachten gesuchs mit k. Kreisamtl. Dekretazion von 
26/29 März 1. J. die Weisung erhalten hat, mittelst einen 
Verzeichnisses jene Juden namentlich anzuzeigen, welche 
sich hierorts aufhalten und handeltreiben, welcher 
Kreisamtlichen anordnung gemäß auch von diesem Mag. 
mittels Berichts von 15. Apriel 1. J. No 154 pol. das ge- 
forderte Verzeichniß der Juden ans k. Kreisamt ein- 

3
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geschikt worden ist; da hingegen darauf bis jetzt vom 
k. Kreisamte noch keine Erledigung erfolgt ist, und 
doch die Karlsbader Handelsleute gegenwärtig aber- 
mais mittels ihres unterm 12-t Xbris 1. J. No 541 pol. 
eingebrachten gesuchs um abhilfe gegen den durch die 
Lichtenstädter Juden in Karlsbad erleidenden Druck 
bitten, welcher ihnen von selbst dadurch zu statten 
kömmt, wenn die Magistrat entscheidung vom 17. Jener 
1800 No 14 pol. nach ihren wörtlichen Inhalte strenge 
in Volzug gesezt wird, so wird daher in derselben Ge- 
mäßheit an die in dem ans k. Kreisamt untern 15. April 
1. J. No 154 pol. eingeschickten Verzeichniß aufgeführ- 
ten Lichtenstädter Juden benanntlich Rachl Roßenbaum, 
Rachl Löwenstein, Juda Eckstein, Salomon Benedikt, 
Löwi Teller, Israel Ulmann, Markus Maier, Joachim 
Bleier, Josef Moßer, die alte Lederin, die alte Herzl, 
Simon Strauß, Benjamin Lederer, wittib Löwenstein und 
David Moßer der auftrag dahin erlassen, daß diese: 
1t. Binnen 3 ,Tagen von erhalt dießes auftrags aus denen 
in hiesiger Stadt außer der Kurzeit familienweise be- 
wohnenden Quartiren um so friherer sich hinweg und 
nach Lichtenstadt sich zu begeben haben, als widrigens 
wenn dieselben nach Verlauf dieses Termins noch in 
einem Karlsbader Hause familienweise wohnhaft be- 
tretten werden sollten, sie nicht nur das erste mal mit- 
tels Schubs unter der Strengsten Convoy nach Lichten- 
stadt abgeschickt, wohl aber auch beim wiederholten- 
male an Körper oder Geld sehr empfindlich gestraft, 
und wenn auch dieses fruchtlos sein solte, noch empfind- 
licher behandelt werden würden.

2t daß ihnen außer der Kurzeit nur gestattet seie, 
einzeln des Hausierhandels wegen, wenn sie mit dem 
erforderlichen Hausierpaß Versehen sind, anher zu 
kommen, und ihre zum Haußierhandel bestimmte waaren 
jedesmal mit anher zu bringen, beim hinweggehen 
solche aber auch wieder mit sich zu nehmen, und keiner- 
dings in hiesigen Bürgershäußern davon Depositorien zu 
machen, das sie in den bewohnenden Quartiren in eine 
Stube oder Kammer eine förmliche waaren Niederlage 



35

halten, welch Leztere bei einigen derselben sogar einen 
Handlungsladen gleich sieht; endlich 3ten daß, wenn 
die Lichtenstädter Juden nach Verlauf dieses dreitägi- 
gen Termins, oder auch späterhin über kurz oder Lang 
außer der Knrzeit betretten werden solten, daß sie in 
einen hiesigen Bürgershause eine förmliche Niederlage 
von waaren, respective einen Handlungsladen im Innern 
des Hauses haben, ihnen sodann die sämmtlichen Waaren 
von Seiten des Gerichts mit Zuziehung der Karlsbader 
legitimierten Handelsleuten werden in Beschlag ge- 
nommen werden; weil es aber unvermeidlich noth- 
wendig ist, daß von Seiten der Karlsbader Bürger, in 
deren Häußern Lichtenstädter Juden bis jetzt schon ge- 
wohnt haben, oder künftighin wohnen zu wollen vei- 
suchen dürften, auch thätig mitgewirkt werde, so wird 
für diese Bürger in gemäßheit der schon früheren Ent- 
Scheidung von 17. Jener 1800 No 14 pol. hiemit fest- 
gesetzt daß

4t Jener Bürger, in dessen Hauße ein Lichtenstädter 
Jude nach Verlauf des oben bestimmten drei tägigen 
Termins familienweise außer der Kurzeit wohnend, oder 
auch nur im innern des Haußes ein einem Handlungs- 
laden gleichendes waaren Depositorium haltend, be- 
tretten werden solte, das erstemal mit einem achttägigen 
Arreste, das zweite mal mit einer geldstrafe zu 50 gulden 
und drittemal mit einer noch empfindlicheren Strafe be- 
legt werden würde.

Von welcher so gestehen Anordnung sowohl die 
Lichtenstädter in oben genannten Verzeichniße von 
15. April L. J. No 154 pol. aufgeführten Juden, als auch 
die betreffenden Bürger, in deren Häußern diese Juden 
wohnen, zur pünktlichen Nachhaltung, die Karlsbader 
Legitimierten Handelsleite hingegen in Erledigung ihrer 
Beschwerde zur Wissenschaft dessen hiemit Verstän- 
diget werden.

Vom Magistrat der kgl. Stadt Karlsbad am 
13t Xbris 1814.“ Jos. Becher

Bürgermeister 
Sauer Magistrath.

3♦



36

.Copia von Original selbsten 1815 den 15ten Jener״
Dieser Magistratualbescheid vom 15. Januar 1815 

wurde vom k. Kreisamte bestätigt“.

1817.
Aus einem interessanten Vorfall entnehmen wir auch, 

wie viele Lichtenstädter Juden eigentlich in Karlsbad 
im Sommer ihre Geschäfte betrieben.

Bekanntlich standen die Lichtenstädter Juden unter 
dem Schutz des großherzoglich Toskanischen Oberamtes 
in Schlackenwerth. Noch 1822 wird z. B. der ״dießherr- 
schaftliche Schutz unterthänige Handelsjude David 
Moser, der sich als Tracteuer in Karlsbad aufhält“, nach 
Schlackenwerth zitiert. Wenn daher die Lichtenstädter 
Ortsgemeinde, oder die dortige Judengemeinde eine 
Klage gegen einen Lichtenstädter Juden zu führen hatte, 
mußten sie sich an das großherzogliche Oberamt in 
Schlackenwerth wenden. So geschah es auch Ende Mai 
1817. Die Lichtenstädter Gemeinde hatte beschlossen, 
Nachtwachen einzuführen, wahrscheinlich wegen der 
zahlreichen Brände, von denen der Ort heimgesucht war. 
Es sollte jede Nacht ein anderer Hausbesitzer die Wache 
halten, oder jemanden für sich zur Wache bestellen. Die 
jüdischen Hausbesitzer fügten sich dieser Verordnung 
nicht. Lichtenstadt wird darob klagbar beim Oberamt 
in Schlackenwerth, und dieses richtet nun folgende Zu- 
Schrift an den Magistrat in Karlsbad.

Ex offo
.Löblicher königlicher Magistrat zu Karlsbad״
Da die lichtenstädter Judenschaft sich der öffent- 

liehen Vorkehrung, die Nachtwache reihenweis zur 
öffentlichen Sicherheit zu verrichten, durch den Aufent- 
halt zu Karlsbad zu stören anfängt; so wird ein löbl. 
kgl. Mag. dienstfreundlich angegangen, die in der Beilage 
verzeichneten Individuen gefälligst beauftragen zu lassen, 
womit sich diese Freytags den fünften Juny um die 9te 
Frühamtsstunde auf der hiesigen Oberamtskanzley ohne 
Ausnahme gestellig machen. In ähnlichen Fällen ver­
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spricht das Amt die bereitwillige Willfährde. Vom Qroß- 
herzoglich Toskanischen Oberamte Schlackenwerth am 
3en Juny 1817“.

Herrschaft Schlackenwerth.
Judengemeinde Lichtenstadt.

Verzeichnis
über jene Lichtenstädter jüdische Familien Häupter und 
Hausbesizzer . . . welche sich durch den Sommer in 

Karlsbad aufhalten und befinden:

Name des Individuen Anmerkung

Löw Teller 
Israel Ullmann 
Sallomon Fischer 
Joachim Bleyer 
Joseph Lederer 
David Moser 
Sallomon Mayer 
Juda Ekstein 
Kalman Ekstein 
Sallomon Benedikt 
Markus Israel Mayer 
Moses Löwenstein 
Jakob Rosenbaum 
Joseph Rosenbaum 
Aron Löwenstein 
Joachim Lederer

1

 -Diese beiden haben gemäß Falk ץ
I man Heller als Geschäftsleiter 
j seine Erklärung nach durch 
1 diese ganze Zeit keinenWächter 
' gestellt und vom anfang dieser

.... Einrichtung dieses wohl- 
thätige Werk zu untergraben 

getrachtet.

Sonach w-aren im Sommer 1817 fünfzehn jüdische 
Hausbesitzer aus Lichtenstadt in Karlsbad. Da auch 
sicherlich noch andere Juden zur Sommerszeit in Karls- 
bad Geschäfte betrieben, war die Zahl der handeltreiben- 
den Juden in Karlsbad zu jener Zeit eine recht ansehn- 
liehe; wenn wir sie auf 30 veranschlagen, dürften wir 
kaum zu hoch gegriffen haben.

Die Juden wurden gerufen und erklären sich bereit 
die Nachtwache zu halten. Darüber berichtet der Karls- 
bader Magistrat nach Schlackenwerth.
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Darauf erhält der Magistrat vom Schlackenwerther 
Oberamt ddo. 2. Juli 1817 folgendes Schreiben:

 Obwohl die Lichtenstädter Juden sich bey Einem״
Löbl. Mag. unterem 4. Juny 1. A. protokollarische Ver- 
bindungen haben, die bey ihnen zu Lichtenstadt zweck- 
mäßig eingeführte Nachtwache verrichten zu wollen, 
oder aber zur Verrichtung dieser Nachtwache andere 
Individuen zu bestimmen; so hat bis zur Stunde keiner 
dieser Juden seiner zu Protokoll gegebenen Erklärung 
nach die gesetzlich eingeführte Sicherheitswache nach 
Anzeige des Synagogenvorstehers verrichtet; sondern 
vielmehr dem Amte eine Vorstellung dd. Karlsbad 5. Juny 
1817 wegen verschiedenen Verrichtungsmodalitäten die- 
ser Nachtwache gemacht. Da dem Amte daran liegt den 
Klagbaren Synagogenvorsteher klaglos zu stellen, und 
die Israelitten bey ihrer gewohnten Unordnung demnach 
die gute Ordnung aufrecht zu erhalten bemüht seyn muß, 
so ermangelt man nicht Einem Löbl. Mag. nachbarlich 
zu ersuchen, womit die nachstehend verzeichneten Ju- 
den: Salomon Benedikt, Jakob Rosenbaum, David Mo- 
ser, Joseph Rosenbaum, Joachim Lederer, Israel Uli- 
mann, Juda Ekstein, Salomon Mayer, Aron Löwenstein, 
Moyses Löwenstein, dann Löw Teller auf der hiesigen 
Amtskanzlei den 9. July 1. A. gestellig gemacht würden, 
um diesen Gegenstand auseinandersetzen zu können. In 
gleichen Fällen verspricht das Amt die bereitwilligste 
Gegenabfährde“.

Vom Großherzoglich Toskanischen Ober amte 
Schlackenwerth den 2ten July 1817.

Die genannten Juden wurden vorgeladen, und die 
amtliche Entscheidung ging dahin, daß sie zur Erhaltung 
der Nachtwache einen Geldbetrag zu leisten hätten. Das 
ist ersichtlich aus dem nachstehenden, am 29. August 1817 
an den Magistrat in Karlsbad vom Oberamt gerichteten 
Schreiben:

!Löblicher kgl. Magistrat zu Karlsbad״
Nachstehend verzeichnete Juden haben in Bezug auf 

die amtliche Entscheidung dd. 11. July 1817 No 628 in pol.
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wegen der zu verrichten kommenden Nachtwache ZU
Lichtenstadt an das gefertigte Amt für die durch andere
Individuen verrichteten Nachtwachen folgenden Geld-
betrag, als:
Löw Beer für 2 Nächte . . . . 1 fl. 12 kr.
Joachim Bleyer >» 2 55 . . 1 99 12 99

Salomon Fischer 51 3 99 • * . . 1 99 48 99

Israel Ullmann 55 2 99 * . . 1 99 12 99

Löw Teller 55 3 55 • • . . 1 99 48 99

Juda Ekstein 51 3 99 . . 1 99 48 99

Joachim Lederer 99 3 55 • • . . 1 99 48 99

David Moser 99 2 99 • • . . 1 99 12 99

Kallmann Ekstein 11 3 99 • » . . 1 99 48 99

Salomon Mayer 99 3 55 . . 1 55 48 99

Salomon Benedikt 99 3 99 • • . . 1 99 48 99

Aron Löwenstein JJ 3 51 • • . . 1 11 48 11

Mozses Löwenstein 99 3 99 • • . . 1 99 48 JI
Jakob Rosenbaum 99 3 99 • • . . 1 99 48 99

Joseph Rosenbaum 99 2 55 • • . . 1 99 12 99

Markus Mayer 99 3 99 • • . . 1 99 48 99

in Einem daher für 43 Nächte . . . . 25 fl. 48 kr.
zu berichtigen; daher ein Löbl. Kgl. Mag. ersucht wird, 
diese zu Karlsbad sich aufhaltenden Juden zur Bericht!- 
gung dieser Beträge ohne aller Rücksicht gelegenheitlich 
zu verhalten, und den Betrag dem Amte zukommen 
machen lassen zu wollen; wofür man in ähnlichen Fällen 
die bereitwilligste Qegenwillfährde verspricht“.

Vorgenommen, erklären die Juden, daß sie das Geld 
in Lichtenstadt schon erlegt hätten.

1821.

Einige Jahre scheint der Kampf der Karlsbader 
Handelsleute gegen das Eindringen der jüdischen Kon- 
kurrenz geruht zu haben. Im 3. und 4. Jahrzehnt des 
vergangenen Jahrhunderts brach er jedoch mit ver- 
doppelter Kraft aus.

Am 10. Dezember 1821 wird der Magistrat von den 
 hiesigen legitimierten Handelsleuten“ aufgefordert, den״
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àm 15. Januar 1815 vom Kreisamt bestätigten Magi- 
stratualbescheid durchzuführen. Der Alagistrat säumt 
nicht. Am 11. Dezember 1821 wurde auch schon be- 
schlossen, sämtliche in Karlsbad wohnende Juden und 
die Hausbesitzer, die ihnen Wohnungen vermietet haben, 
vorzuladen. Am 14. Dezember wurde allen Juden und 
ihren Quartiergebern die diesfällige Verordnung mit dem 
Beisatze vorgelesen, ״ihre Waaren bis zum 20ten d. M. 
inclusive unter den festgesetzten Strafen von hier weg- 
zutransportieren und überhaupt diese Stadt Karlsbad zu 
räumen.“ Im Nichtbefolgungsfalle sollen ״Ihnen die 
Waaren konfisziert und selbe mittelst Schub dorthin, wo 
sie hingehören befördert werden, und die diesen Israeli- 
ten Wohnung vermiethenden Hausbesitzer streng be- 
straft werden.“ Hinzugefügt wurde, ״daß das Hausieren 
den mit Hausierpaß versehenen Juden unter Beobach- 
tung der im Hausierpatente festgesetzten Vorschriften 
allerdings gestattet sey.“

Als den Juden das vorgelesen wurde, äußerten sie 
sich dahin, daß sie sich mit dem Handlungsstande in 
dieser Hinsicht verabfinden wollen. Darauf wurde der 
Ausschuß der Kaufleute vorgeladen und befragt. Er er- 
klärte jedoch auf eine gütliche Einigung zu verzichten: 
 Wir können unserem Recht nicht entsagen, bleiben bei״
der gestellten Bitte stehen und wiederholen dieselbe 
dahin, ein löbl. Magistrat wolle uns thätige hülf leisten.“

1823 und 1824.

Am 7. Oktober 1823 erscheint wieder eine Kund- 
machung des Magistrats, ״daß alle Israeliten Karlsbad 
nach geendigter Kurzeit verlassen sollen.“ Diese Kund- 
machung scheint wieder nicht befolgt worden zu sein. 
Denn am 28. Feber 1824 werden die Juden abermals auf- 
gefordert, Karlsbad zu verlassen, ״in widrigem Falle sie 
mittels Schub unter strengsten Convoy nach Lichten- 
Stadt abgeschickt werden.“ Gegen diese Verordnung be- 
schwerten sich Rebekka und Sybilla Mayer beim k. k. 
Kreisamte. Die Beschwerde wurde vom Magistrate 
Karlsbad zum Anlaß genommen, wieder einmal 
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den Rechtsstandpunkt gegen die Juden zu vertreten 
und gründlich darzutun. In einem vom Kreisamt abver- 
langten Bericht, weist der Magistrat hin auf seine alten 
Beschlüsse, wonach ״die Lichtenstädter Juden außer der 
Kurzeit sich in gemietheten Quartieren nicht aufzuhalten 
haben, widrigenfalls sie per Schub nach Lichtenstadt ab- 
geschickt werden“ und fügt zur Begründung dieser Wei- 
sung nachstehendes an.

 Nach der bestehenden politischen Verfassung ist es״
Niemandem gestattet, seinen Wohnsitz nach Belieben 
wo immer aufzuschlagen und solchen zu verändern, 
Jeder muß von der betrefenden Behörde in dem Juris- 
dikzionsbezirk entweder als Bürger oder als Unterthan 
aufgenommen werden, soweit ihm aber das Bürgerrecht 
in einer Stadt gestattet oder ihm der Schutz als Unter- 
thanen zugesprochen, so darf derselbe ohne Vorwissen 
seiner Obrigkeit und Behörde den dieser gebührenden 
Jurisdikzionsbezirk nicht verlassen und sich irgendwo 
anders ansässig machen, hiezu wird die Bewilligung der 
entlassenden und der aufnehmenden Obrigkeit besonders 
erfordert. Ebendiese Bewilligungen werden erheischt, 
wenn man sich auch nur zeitweilig auf einem gericht- 
liehen Teritorio aufzuhalten gesonnen ist. Dieses gilt 
insbesondere von den im österr. Staate befindlichen 
Israeliten, welches aus hohen und höchsten Verordnun- 
gen fließt und zwar a) das Jahr 1725 hat in Rücksicht auf 
die Duldung der Juden insoweit zur Richtschnur zu 
dienen, daß dort, wo im gedachten Normaljahre keine 
Juden existiert haben, auch dermal keine Juden geduldet 
werden sollen. — Hofdekret vom 11. Jänner 1793. b) Die 
Zahl der jüdischen Familien wird nach der Bestimmung 
vom Jahre 1789 auf 8600 Familien festgesetzt, welche 
Familienzahl nicht vermehrt werden soll. Daher soll in 
der Regi einer jüdischen Familie nur in denjenigen Orten, 
wo im Jahre 1725 Juden geduldet waren, Aufenthalt ge- 
geben werden. — Juden Patent § 26 und 27. c) Juden, 
welche einen Tabakverlag oder Verschleiß haben, oder 
irgendwo ein Flußhaus oder eine Brandweinbrennerei ge- 
pachtet haben, dürfen zwar an diesen Orten mit Bewil­
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ligung des Kreisamts wohnen, müssen aber zu den 
Familien und dem Orte, wo sie in Schutz stehen, gezählt 
und dort als mit obrigkeitlicher Bewilligung auf Zeit ab- 
wesend angemerkt werden. — § 36 des Juden Patents, 
d) Die Kreisämter haben darauf zu sehen, daß außer den 
gesetzlich bestimmten Fällen nirgends einer Judenfamilie 
oder auch einem einzelnen Juden Aufenthalt gegeben 
werde. — § 39 des Patents, e) Jeder Jude, der seinen 
Aufenthaltsort verläßt oder ändert, muß mit einem die 
Marschroute enthaltendem Paß oder wirthschaftsamtli- 
ehern Erlaubniszettel versehen seyn. Qubernial-Verord- 
nung vom 22. May 1779. f) Zur Marktzeit ist der Juden- 
schäft gestattet, in den Städten gleich den Christen 
sowohl bey Tag als bey Nacht wohnen zu dürfen. Hof- 
dekret vom 5. Juny 1782. Auch ist die Wahl zur Miethung 
eines Gewölbes auf dem Markte, oder in einem anderen 
Orte der Stadt, wo keine besonderen Anordnungen be- 
stehen, dem Juden, welcher von der......... Obrigkeit die 
Erlaubnis erhalten hat, sowie auch anderen zu Handl be- 
rechtigten, ohne die Entscheidung einer höheren Behörde 
zu bedürfen, zuzulassen. Hofdekret vom 1. May 1787.

Diesen jetzt anzitierten Gesetzen zufolge glaubt der 
Magistr. mit Recht a) wehrend der Kurzeit — als einen all- 
gemeinen Markt den Lichtenstädter jüdischen Handels- 
leuten den Aufenthalt zu gestatten, aber mit eben diesem 
Rechte wird denselben b) außer der Kurzeit der Aufent- 
halt in Privathäusern sowohl einzeln als familienweise 
verboten. Es wird somit die Bitte gestellt: Ein wohl- 
löbl. Kreisamt wolle die Beschwerdeführerinnen mit 
ihrer Beschwerde abweisen und den Magistratualauf- 
trag, daß die Lichtenstädter Juden sogleich Karlsbad bei 
sonstiger Abschiebung zu räumen haben, aufrecht er- 
halten. Auch wird gebeten, diesen Gegenstand sobald 
als möglich, um die hierortigen Handelsleute zur Ruhe 
anweisen zu können, zu erledigen“.

Dieses Gutachten, dem gewiß eine nicht übel- 
wollende Objektivität kaum abzusprechen ist — wird 
doch zum Schluß gleichsam klagend hervorgehoben, ״um 
die hierortigen Handelsleute zur Ruhe anweisen zu 
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können“ — ging am 6. März 1824 ab. Am 15. März 1824 
kam die Entscheidung, die Juden haben Karlsbad zu ver- 
lassen, jedoch wird ihnen eine 14tägige Frist zu diesem 
Ende bewilligt.

Am 19. März erging daher an die Juden nach- 
stehende Kurrende.

 .Mittelst k. Kreisamtsverordnung vom 15. März 1. J״
Zahl 2388 und 2448 ist anher folgendes bedeutet worden: 
Die von dem Magistrat in dem Berichte vom 6. d. M. 
dargestellten Motive seiner Anordnung vom 7. Oktober 
vorigen und 28. Feber 1. J., daß die in Karlsbad domizi- 
lierenden Juden diese Stadt zu verlassen haben, sind 
ganz in den Gesetzen gegründet. Diese Anordnung wird 
daher aus Anlass des von den Jüdinnen Rebekka und 
Sibilla Mayer am 1. d. M. mündlich hier eingebrachten 
Rekurses hiemit bestättiget, jedoch hat der Magistrat 
diesen Beschwerdeführerinnen zur Übersiedlung nach 
Lichtenstadt aus Billigkeitsrücksichten eine 14tägige 
Frist zu bewilligen, aber mit Strenge darüber zu wachen, 
daß diese und alle übrigen sich unbefugt in Karlsbad auf- 
haltenden Israeliten zuverlässig bis Ende dieses Monats 
Karlsbad verlassen, überdies bleibt aber den mit Hausier- 
Pässen versehenen Juden gestattet, gleich allen anderen 
Hausierern ihre Waaren in Karlsbad feil zu bieten, jedoch 
dürfen sie außer der Kurzeit kein Waarenlager dort 
halten, und Sich in keine Privatwohnung einmiethen. 
Ebenso wird auch der Lichtenstädter Handelsjude Löw 
Teller mit seinem hier eingebrachten Gesuche, sich mit 
seinem Weibe in Karlsbad aufhalten zu dürfen, abge- 
wiesen, daher obige Weisung auch für ihn zu gelten hat. 
Dieses wird allen hier in Karlsbad wohnenden Juden 
mit dem Bedeuten bekannt gemacht, daß sie diese Stadt 
bis Ende dieses Monats räumen, widrigens die am 
1. April hier angetroffenen Juden arretiert und mit Schub 
in ihre Heimath befördert, die in Wohnungen vorge- 
fundenen Waaren in Beschlag genommen, und zum 
Armenfonde öffentlich veräußert werden; auch haben 
die zu Hausieren befugten Juden sich nach der Weisung 
der Verordnung vom 12. Feber 1802 und den 14 § des
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Hausierpatents genau zu verhalten, d. i. jeder berechtigte 
Hausierer ohne ausnahme hat sich beim Eintritte in den 
Ort, wo er hausieren will, bei dem Ortsvorsteher zu 
melden, demselben seinen Hausierpass vorzuzeigen und 
seine Waaren, mit denen er hausiert, zu benennen. Die 
diese Weisung übertrettenden Hausierer werden nach 
eben dieser Verordnung behandelt und aus dem Orte 
weggeschafft werden.“

Diese Kurrende ist im Original erhalten, wir er- 
fahren daher aus den Unterschriften, welche Juden 
Ende März 1824 in Karlsbad lebten; aber auch wie viele 
unter diesen Analphabeten waren. Die Fertigung der 
Kurrende lautet:

 -Daß uns diese Verordnung bekannt gemacht wor״
den sei, bestättigen wir mit unserer eigenhändigen 
Unterschrift.“

Salomon Benedikt.
שטרוים םימאן

das ist Simon Sf־auß.
Namens Joseph Schmid.

לעבענשטיין רעול
Resel Löwenstein, Namens Jos. Schmid.

Rebeca Mayer.
ttt d. i. Fischerin Rosalia.

Joel Goldmann, 
ttt d. i. Teller, 

ttt d. i. Rosi Rosenbaum, 
ttt d. i. Philippine Rosenfeld, 

ttt Resel Ullmann.
ttt das heißt Sibilla Mayer. 

Namens Joseph Schmid.
* ♦ 

#

Damit gaben sich jedoch die legitimierten Karlsbader 
Handelsleute noch immer nicht zufrieden. Am 24. März 
1824 erging folgendes Gesuch an den Magistrat:
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 Löblicher Magistrat! Nachdem die gefertigten״
Handelsleute mittels Magistratual-Decrets Nr. 319 pol. 
von der königl. kreisämtlichen Entscheidung vom 
15. Merz 1. J. Nr. 2388 und 2248 verständigt worden, und 
darinnen denen sich hier unbefugt aufhaltenden Juden- 
familien Begünstigungsweise zur Übersiedlung eine Frist 
von 14 Tägen als verlängerten Aufenthalt u. z. bis Ende 
Merz 1. J. zugestanden und bewilligt wurde, so bitten 
Gefertigte bloß — da laut Magistratualdecretation von 
13t Xbr. 814 Nr. 541 pol. die Haußwirthe, wenn selbe 
denen Juden, äusser der Kurzeit Quartir oder Platz zu 
Waarenlagern hier einräumen wollten, sie sich des Ver- 
geliens schuldig gemacht und anhero im Betretungsfall 
das Iten mahl ein 8tägiger Arrest, das 2te mahl aber eine 
Geldstrafe per fl. 50 in den Armenfond zu bezahlen er- 
folgen würde, — Ein löbl. Mag. geruhe, um ferneren Ver- 
Zögerungen und sonstigen Unannehmlichkeiten für uns 
— auszuweichen, nicht nur allein denen, den Juden bis- 
hero Quartirgebenden Bürgern, sondern auch allen 
Hausbesitzern von Karlsbad mittels Anschlag oder son- 
stigen Publication auf den Erfolg der Übertrettung hinzu- 
weißen.“

Der Magistrat folgte willig. Am 26. März war auch 
schon folgende Kundmachung angeschlagen.

.Kundmachung״
Vom Magistrate der kngl. Stadt Karlsbad wird hie- 

mit bekannt gemacht, daß den Juden der Aufenthalt hier 
in Karlsbad, außer der Kurzeit, d. i. vom 15 May bis 
16 September weder Einzeln noch Familienweise ge- 
stattet wird. Gegen diese Verordnung handeln die- 
jenigen Bürger, die sie aufnehmen und ihnen sogar 
Wohnung vermiethen; desgleichen Hausbesitzer und den 
Juden Vorschub leistende Individuen werden nach 
Weisung des höchsten Hofdekrets vom 16. April 1789 
mit 8tägigem Arrest oder Geldbuße per 50 fl. für jeden 
Übertrettungsfall bestraft. Man hoft die gewünschte Be- 
folgung dieser Verordnung“.

Der Magistrat hatte aber da ein übriges getan. Die 
Kurzeit begann nicht erst am 15., sondern schon am
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1. Mai, und schloß auch nicht am 16., sondern am 
30. September, den Juden sollte also auch noch von der 
Kurzeit ein Monat abgezwickt werden. Sie ließen es 
sich aber nicht bieten. Fünf Lichtenstädter Juden über- 
reichten dem Magistrat am 27. April 1824 folgende 
Petition:

 -Löblicher Magistrat! Durch ein hier öffentlich affi״
giertes Edikt wurde den wehrend der jedesjährigen Kur- 
zeit sich zu Karlsbad des handels wegen wohnhaft auf- 
haltenden Israelitischen Lichtenstädter Handelsleuten 
bekant gemacht, daß sie nur vom 15. May an, bis zum 
15. Spt. jeden Jahres als der Dauer der Kiirzeit Wohnun- 
gen in Karlsbad miethen und beziehen dürfen. Da ihnen 
hingegen seit ihres langjährigen Besuchs Karlsbads ge- 
nugsam bekant geworden ist, daß die Karlsbader Kur- 
zeit am 1. May jeden Jahres anfange und mit Ende Sep- 
tember sich ende, ja selbst die hohe Landesstelle bei sehr 
häufigen Gelegenheiten, insbesondere aber bei der jedes 
Jahr anordnenden Ausmittlung und Sicherstellung der 
Quartire für die k. k. Civil und Militär-Kurinspektion 
diesenZeitraum von l.May bis Ende September als die 
Dauer der Kurzeit anerkannt, überdies auch die Richtig- 
keit dessen aus der ihnen vom löbl. Magistrat selbst für 
die Dauer der Kurzeit, nemlich vom 1. May bis ende Sept, 
per 22 Wochen à 1 fl. und à 30 Kr. zur Zahlung be- 
messenen Handlungstaxe per 22 f. u. per 11 f. fließt, 
sowie auch allgemein bekannt ist, daß seit jeher prager, 
wiener und Handelsleute anderer Städte und Oerter 
schon vom 1. May an und bis Ende Sept. Handlungsge- 
wölbe in Karlsbad gemiethet, und ihren Handel auch da 
betrieben haben; so glauben auch die gefertigte Lichten- 
Städter israelitischen Handelsleute berechtigt zu sein, 
wehrend der Zeit vom I. May bis Ende Sept, sich in 
Karlsbad wohnhaft aufzuhalten, und ihren Handel betrei- 
ben zu können, und eben deshalb bitten sie auch hiemit 
einen löbl. Mag. um die Bewilligung, ihren wohnhaften 
Aufenthalt und Handlungsbetrieb mit 1. May d. J. in 
Karlsbad antretten und bis Ende Sept, fortsetzen zu 
dürfen, weil sie widrigens nicht nur von den anderen 
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Handelsleuten in Karlsbad vergünstigten Rechten wür- 
den ausgeschlossen sein, wohl aber auch in ihrem hand- 
lungserwerbe Abbruch leiden, und außer Stande gesetzt 
werden würden, die ihnen bemessene Taxe per 22 fl. und 
11 fl. Con. Münze in der Zukunft zur Gänze zu entrichten. 
Schließlich bitten sie, wegen Herannahen des ersten May 
ihrem vorliegenden Gesuch eine geneigte Erledigung und 
deren Zustellung an sie angedeihen zu lassen. Karlsbad, 
am 27. Aprill 1824 Joachim Lederer, Löw Teller. 
Kalman Eckstein, Salamon Mayer, Marcus Mayer“.

Der Magistrat beeilte sich, den Fehler gut zu 
machen. Am 30. April erhielten sowohl die Lichten- 
Städter Juden als auch der Karlsbader Handelsstand die 
dahingehende Entscheidung, daß die Lichtenstädter an- 
standslos am 1. May ihre Geschäfte in Karlsbad betrei- 
ben können und bis 30. September bleiben dürfen.

* *
*

Unter diesen Umständen war es nur selbstverständ- 
lieh, daß ein Gesuch des Salomon Benedikt an das Kreis- 
amt vom 1. März 1824, sich in Karlsbad noch ein ganzes 
Jahr aufhalten zu dürfen, rundweg abgewiesen 
wurde. Das Kreisamt übersandte das Gesuch zur Be- 
richterstattung an den Magistrat von Karlsbad, der nach- 
stehenden Bericht gab:

 -Die Bitte des hier mitgehenden Gesuches des ge״
dachten Israeliten besteht darin, daß seinem Weibe 
Rachl außer der Kurzeit der Aufenthalt hier in Karlsbad 
gestattet werden wolle, welche Bitte vom Bittsteller be- 
gründet wird: 1) Seine zwey minderjährigen Söhne 
Simon und Joachim stehen bei dem Lohgerbermeister 
und hiesigen Bürger Josef Stöhr zur Erlernung der Pro- 
fession in der Lehre, und sowohl die Religion als ihr 
minderjähriges Alter erheischen es, daß sich das Ehe- 
weib des Bittstellers der Pflege und Kost wegen außer 
der Kurzeit hier in Karlsbad aufhalte. 2) Hätte der Ge- 
suchleger bereits das ganze Lehrgeld dem Lehrmeister 
Josef Stöhr gezahlt. 3) Derselbe entrichte als Handlungs- 
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taxe für jedesjährige Kurzeit 22 fl., auch hätte er die 
Wohnung hier in Karlsbad auf das ganze Jahr ge- 
miethet und den ganzjährigen Miethzins bereits schon 
gezahlt.

Daß alle diese angeführten Ursachen zur Qewäh- 
rung der diesfälligen Bitte des Salomon Benedikt gar 
nichts beytragen, erhellt schon aus dem unterm 6. März 
1. J. ad NE 257 pol. aus Gelegenheit einer von Sybilla 
Mayer und Rebekka Mayer beim wohllöbl. Kreisamte 
puncto Räumung der Stadt Karlsbad eingereichten Be- 
schwerde erstattetem Berichte, in welchem Bezug sich 
hierauf berufen wird. Überdieß wird vom Magistrat 
insbesondere noch erinnert, a) daß die vom Bittsteller 
angeführten Gründe zu allgemein sind. Jeder Jude zahlt 
die Handlungstaxe, jeder Jude hat die Wohnung auf ein 
ganzes Jahr gemiethet und hat den Zins ganzjährig ge- 
zahlt, und daher allen Israeliten zustatten kommen müß- 
ten. b) Der Umstand, daß seine zwey Söhne zur Erler- 
nung der Lohgerberprofession bei dem hiesigen Loh- 
gerbermeister sich befinden, gibt ihm oder seinem Weibe 
kein Recht oder Befugniß, sich hier in Karlsbad aufzu- 
halten; wenn er durch die ihm aufgetragene Räumung 
der Stadt Karlsbad den nur ohnehin angegebenen Nach- 
theil erleiden sollte, so muß er sich solchen gefallen 
lassen, denn er selbst ist Ursache des Schadens indem 
er wohl wußte, daß weder er noch sein Weib noch seine 
Kinder sich hierorts aufzuhalten berechtigt sind, und er 
auch zu diesem bei dem Magistrat die Erlaubnis nicht 
ansuchte. Überdieß scheint dieser Umstand lediglich ein 
Vorwand zu sein, indem wie bekannt mehrere und vor- 
zügliche Lohgerbermeister in Lichtenstadt als hierorts 
sich befinden, und daher daselbst Gelegenheit haben 
diese Profession zu erlernen. Demnach wird die Bitte 
gestellt, Ein wohllöbl. k. Kreisamt wolle den Israeli- 
tischen Handelsmann Salomon Benedikt mit seiner im 
Eingänge erwähnten Bitte sowie alle anderen Juden ab 
— und auf den hier gerichtlichen Auftrag außer der Kur- 
zeit hier in Karlsbad nicht wohnen zu dürfen — anzu- 
weisen“.
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Auf diesen Bericht hin wurde Salomon Benedikt mit 
Hinweis auf die Verordnung vom 15. März d. J. N. 2388 
und 2448 abgewiesen.

1825 und 1826.

Im Jahre 1825 stellten sich die legitimierten Karls- 
bader Handelsleute mit einer neuen Beschwerde beim 
Magistrate ein. Offene Gewölbe durften nach dem Ge- 
setze nur legitimierte Handelsleute haben. Hausierer 
hatten wohl das Recht, mit ihren Waren zu hausieren, 
an Markttagen Buden aufzuschlagen, aber nicht offene 
Gewölbe sich zu halten. Nun hatten schon seit langem 
Lichtenstädter Juden in Karlsbad zur Kurzeit offene Qe- 
wölbe auf der alten Wiese und dem Markt, ohne jedoch 
eine Handlungslizenz zu besitzen, sie waren nur mit 
Hausierpässen versehen. Kaum sind die Karlsbader 
Handlungsleute auf dies gesetzwidrige Verfahren der 
Lichtenstädter Juden — ein christlicher Hausierer befand 
sich auch unter den Schuldigen — aufmerksam gemacht 
worden, flugs waren sie auch schon mit ihrem Gesuche 
da, der Magistrat möge dem Übel steuern.

 -Löblicher Magistrat! Schon seit vielen Jahren ge״
schieht es, daß mehrere der lichtenstädter Juden, und 
andere Individuen, welche nur mit Hausierpässen ver- 
sehen sind, sich wehrend der Kurzeit in Karlsbad öffent- 
liehe Gewölbe miethen, ihre Waaren da auslegen, und 
einen förmlichen offenen Laden da unterhalten, welche 
Befugniß doch nur legitimierten Handelsleuten zusteht.

Nicht nur allein das Stocken im Handel, wohl aber 
auch die gesezliche Vorschrift fordert die Unterzeich- 
neten auf, gegen diese einen Handel treibenden Indivi- 
duen, welche doch nur mit Hausierpässen versehen sind, 
und daher keinerdings einem legitimierten Handels- 
mann ״leichkommen können, Beschwerde zu führen und 
um gerechten Schutz und Abhülfe beim löbl. Mag. anzu- 
suchen; die Endesgefertigten bitten daher, ein löbl. Mag. 
wolle die Untersuchung gegen jene Individuen, welche 
unbefugt Handelsgewölber gemiethet haben, einleiten, 
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und sie verhalten, daß diese selbe sogleich verlassen, 
und ihre Waaren mittelst Hausiergehens an Mann zu 
bringen haben; im entgegengesetzten Fall die Waare zu 
konfiszieren und sie ferner nach dem Hausierpatent zu 
bestrafen; um nun dem löbl. Magistrat die Unter- 
suchung zu erleichtern, und eine schnellere Übersicht 
der anwesenden Individuen zu erzwecken, machen sie 
folgende Individuen und ihre vermietheten Qewölber be- 
kannt: Sibylla Mayer im ״Goldenen Hasen“, Joachim 
Pleier im ״Meerfräulein“, Rebeka Teller ״Hanseatisches 
Haus“, Joachim Schwalb ״Eiche“, Markus Mayer in der 
 roten Kreuz“, Rachl״ goldenen Krone“, Löw Beer im״
Benedikt beim ״weißen Hirsch“, Moises Löwenstein 
beim ״goldenen Stern“ und Rachl Rosenbaum beim 
.“roten Krebs״

Die Unterzeichneten wiederholen ihre oben gestellte 
Bitte, und sehen der Willfahrung derselben umso gc- 
wisser und schneller entgegen als bei Unterlaß dessen 
sich immer mehr und mehr derlei Individuen nach 
Karlsbad hereinschleichen und unbefugt da Handel trei- 
ben werden.“

Auf diese Eingaben hin wurden am 6. September 
alle Angezeigten vorgeladen, dazu noch Abraham Teller 
im ״römischen Kaiser“. Nur einer von ihnen war legiti- 
mierter Handelsmann, das war Joachim Schwalb, die 
anderen waren tatsächlich nur Hausierer. Auf die Frage, 
mit welchem Rechte sie schon seit Jahren ״förmliche 
Verkaufsläden gleich den legitimierten Handelsleuten offen 
zu halten und darin einen bedeutenden zum Abbruch der 
legitimierten Handelsleute gereichenden Handel treiben 
zu dürfen“ sich erlaubten, antworteten sie: ״Da Karls- 
bad wehrend der Badekurzeit für einen Jahrmarkt ge- 
halten wird, und ein jeder Hausierer auf dem Jahrmärkte 
erscheinen und sich dort eine Bude aufschlagen darf, um 
wehrend der Dauer dieses Jahrmarktes seine Waaren 
darin feil zu halten; so glaubten auch wir, wehrend der 
jedesjährigen Badekurzeit in Karlsbad, weil es wehrend 
dieser Zeit nicht gestattet ist, hölzerne Buden aufzu- 
schlagen, um darin unsere Waaren zu verkaufen, in
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Bürgerhäusern Gewölbe oder Verkaufsläden miethen zu 
dürfen, und haben eben solche deshalb gemiethet, und 
glauben auch künftighin noch dazu berechtigt zu sein“.

Am 9. September erfolgte der Bescheid. Mit Aus- 
nähme des Joachim Schwalb und des Franz Strobach 
wurde allen verboten, offene Gewölbe zu halten, weil 
sie 1. keinen Handlungslizenzschein besaßen; 2. weil die 
Begründung auf Jahrmärkten Bauden aufschlagen zu 
dürfen und Karlsbad in der Kurzeit ein Jahrmarkt wäre, 
nur berechtigt für die 2—3mal im Jahre in einer Stadt 
stattfindenden Märkte, die 1—2 'Page dauern, aber nicht 
für 5 Monate. Karlsbad hat als Provinzstadt an sich 
auch nur zwei förmliche Jahrmärkte verliehen erhalten, 
und selbst Messen in großen Städten dauern nur Wochen 
lang. Es sei ja Karlsbad unleugbar in gewisser Hinsicht 
einem Jahrmarkt zu vergleichen, weil jedem legitimier- 
ten inländischen Handelsmann gestattet ist, nach Karls- 
bad zu kommen und seine Waaren öffentlich feilzubie- 
ten. Hausierern jedoch ist das nicht gestattet.

Gegen diesen Bescheid melden die Lichtenstädter 
Hausierer am 13. September den Rekurs an. Am 
4. Oktober bitten sie um eine 30tägige Fristverlängerung 
zur Einbringung des Rekurses. Sie werden abgewiesen, 
da dem Mag. das Recht dazu nicht zustehe. Darauf 
wurde am 9. Oktober der Rekurs eingebracht. Er wird 
den legitimierten Handelsleuten gesetzmäßig zur Einsicht 
gestellt, mit der Mitteilung, daß die Erledigung ab- 
gewartet werden müsse, ehe der Magistratsbeschluß in 
Vollzug gebracht werden könne.

Das Kreisamt fordert die magistratliche Äußerung. 
In dem Antwortschreiben des Magistrats werden die am 
9. Sept, hervorgehobenen Argumente wiederholt. Hinzu- 
gefügt wurde nur, daß auf das den legitimierten Handels- 
leuten gegebene Recht, in Karlsbad 5 Monate hindurch 
ihre Waren auszustellen, die Hausierer und Professioni- 
sten umso weniger Anspruch erheben dürfen, weil ihre 
Waren gar nicht danach sind, ״daß sie in einem Bade- 
orte wie Karlsbad ist, wo größtenteils nur hohe und an- 
gesehene Kurgäste sich einfinden, für diese zum Kauf 
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ausgestellt werden können“. Wenn nun die Lichten- 
städter Juden behaupten, daß sie schon seit 25 Jahren 
solche Gewölber gemietet hätten, so sei das Übertrei- 
bung. Seit einigen Jahren allerdings geschah es, und der 
Magistrat schritt nicht ein, weil kein Kläger da war, die 
Juden gute Mietzinse zahlten, der Stadt 250—260 fl. 
Handlungstaxe entrichteten. Wäre eine Beschwerde frü- 
her eingebracht worden, hätte man sicherlich nur die 
Hausiertaxe ihnen abgenommen. — Diese Antwort wurde 
am 30. Dez. 1825 abgefaßt.

Am 4. März 1826 wurde die Entscheidung des Karls- 
bader Magistrats vom Landesgubernium bestätigt. Der 
Magistrat teilte das den legitimierten Handelsleuten mit. 
— Die Lichtenstädter geben sich damit nicht zufrieden. 
Ob wirklich in der Meinung, im Rechte zu sein, oder um 
wenigstens noch eine Saison zu retten, meldeten sie am 
13. Mai 1826 einen Hofrekurs an. Erst am 28. Nov. 1826 
wurde ihr Rekurs abgewiesen und das Schlacken- 
werther Amt verständigt, den Lichtenstädter Juden, die 
zu dem Amte gehörten, davon Kenntnis zu geben. Der 
Magistrat von Karlsbad hatte wieder die legitimierten 
Handelsleute von der Entscheidung zu verständigen. Die 
legitimierten Karlsbader Handelsleute haben sonach ihr 
Ziel erreicht. Einerseits wurde mit Strenge das Gesetz 
gehandhabt, daß die Juden im Winter längere Zeit in 
Karlsbad nicht weilen dürften, andererseits sahen sich 
die Juden auch zur Kurzeit um eine reichere Erwerbs- 
quelle geschmälert, indem ihnen, da sie meistens nur 
Hausierpässe hatten, untersagt war, öffentliche Gewölbe 
zu mieten.

♦ * 
♦

Wie die legitimierten Handelsleute darüber wachten, 
daß die Dekrete des Magistrats nicht auf dem Papiere 
bleiben, zeigt folgender Vorgang. Am 19. Nov. 1824 er- 
schienen ihrer zwei beim Magistrat und brachten zur An- 
zeige, daß weder die Hausbesitzer noch die Juden die Magi- 
stratualentscheidung in Betreff des Winteraufenthaltes 
beobachten: ״Heute am Samstage, als dem Sabbattage 
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der Juden sollen diese um desto mehr in ihrem eigent- 
liehen Wohnorte, nemlich in Lichtenstadt sein, demohn- 
geachtet sind die meisten Lichtenstädter Juden hier in 
Karlsbad“. Sie bitten also um Abhilfe. Daraufhin wurde 
ein Gerichtsdiener und ein Polizeisoldat beauftragt, in 
die betreffenden Wohnungen zu gehen und die sich dort 
befindlichen Juden in Verhaft zu nehmen. Richtig tra- 
fen sie bei Franz Urban im 2. Stock die zwei Söhne des 
Juden Salomon Benedikt, ״auch Herzl genannt“, von 
denen der eine verhaftet wurde, der zweite die Waren 
zu bewachen im Hause zurückblieb. Bei der Martha 
Glassauer wurde die Jüdin Teller mit ihrer Tochter, bei 
dem Tischlermeister Sebastian Knoll Sibylla Mayer samt 
Mann und Kind aufgegriffen und bei Alex. Duffein die 
Rachel Rosenbaum mit einem kleinen Judenmädchen. 
Und abermals erging ein Erlaß des Magistrats ״an die 
Gastwirthe, Bierschänken und Lichtenstädter Juden“, 
daß den Juden kein Recht zustehe, außer der Kurzeit in 
Karlsbad zu verweilen. — Weil sich aber der Magistrat 
gegen die Rosenbaum milder gezeigt hatte — sie wurde 
aus der Haft entlassen, man stellte ihr die konfiszierte 
Ware zurück und bestrafte auch ihren Hauswirt nicht — 
kam am 4. Januar 1825 nachstehende Eingabe an die 
Stadt:

 -Löbl. Magistrat! Am 21. Nov. 1824 wurde die Lich״
tenstädter Handelsjüdin Rachl Rosenbaum in das Karls- 
bader Arrest gebracht, weil sie sich in dem Hause der 
Michael und Katharina Böttigerischen Eheleute unbefugt 
aufgehalten und sich förmlich das Quartier gemiethet 
habe; bei dieser Arretierung wurden ihr auch die 
Waaren (bestehend in dreier Stücken Tuch und einem 
Packe Türkisch Garn) mit welchen sie Handel treibt, 
versiegelt, um solche konfiszieren und dem Karlsbader 
Armeninstitute zuwenden zu können. So viel den unter- 
zeichneten Handelsleuten bekannt geworden ist, wurde 
diese Rachl Rosenbaum zwar am 22. Nov. 1824 ein- 
vernommen, jedoch gleich darauf des Verhaftes ent- 
lassen, und ihr die konfiszierten Waaren rückgestellt, 
ohne daß nach den von einem löbl. Karlsbader Magistrat 
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gegebenen Verordnungen (de dto. 17. Jan. 1800 No. 14 
pol., vom 15. Jänner 815 No 5141 pol., vom 15. May 824 
No. 319 pol. mit k. k. kreisamtlicher Beyfügung Zahl 
2738 u. 2448) gemäß weder die Rachl Rosenbaum, noch 
die Böttigerischen Eheleute als Hauswürth bestraft wor- 
den wären. Um gegen diesen gesetzwidrigen Fürgang 
höheren Orts Beschwerde führen zu können, bedürfen 
die unterzeichneten Handelsleute das Einvernehmungs- 
Protokoll der Rachl Rosenbaum. Ein löbl. Mag. geruhe 
den unterzeichneten eine beglaubigte Abschrift von eben 
bewußtem Protokol bald möglichst zu erteilen“.

Ob die legitimierten Handelsleute ihre Absicht aus- 
führten, oder es nur bei der Drohung beließen, wissen 
wir nicht. Die Protokolle schweigen darüber.

1829.
Einige Jahre Ruhe. Im November 1829 erst beginnt 

ein neues Kesseltreiben gegen die dem Karlsbader Pri- 
vilegium Zuwiderhandelnden Lichtenstädter Juden. Ein- 
geleitet wurde die Aktion durch folgendes Gesuch eines 
legitimierten Handelsmannes:

 -Löbl. Magistrat! Wiewohl es in Folge Magistra״
tual Entscheidung vom 17. Jänner 1800 No. 14 pol., dann 
der k. kreisämtlichen Verordnung vom 15. März 1824, 
Zahl 2388 u. 2448 und des Magistrats-Bescheides vom 
26. März 1824 No. 346 pol. den Juden und den Haus- 
Besitzern scharf verboten ist — Ersteren außer der Kur- 
zeit einzeln oder Familienweise in Karlsbad zu wohnen, 
letzteren ihnen Aufenthalt zu geben — so erdreistet sich 
der Lichtenstädter Jude Schwalb dennoch, das ganze 
Jahr hindurch in der Nachbarschaft des Gefertigten, näm- 
lieh im Hause zu 3 Krapfen bei Eduard Polz mit seiner 
Familie zu wohnen und daselbst mit La. C. und Spe- 
cerey-Waaren sogar im Kleinen, unbefugten Handel zu 
treiben, wodurch der Unterzeichnete in seinem Gewerbe 
fühlbar beeinträchtiget wird. Er bittet daher: der löbl. 
Magistrat wolle eine nächtliche Untersuchung anordnen, 
um sich hievon zu überzeugen, dann aber den Juden 
Schwalb sowohl, als den Eduard Polz nach den be- 
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stehenden Verordnungen zur Strafe ziehen, um für die 
Zukunft von derley nachtheiligen Qewerbseingriffen ge- 
sichert zu seyn“.

Am 27. Nov. beschließt der Magistrat die beiden zur 
Rechenschaft zu ziehen, ferner den Polizeioberaufseher 
Breitenfelder zu beauftragen, zu erheben, ״welche Juden 
und in welchen Häusern sie sich hier aufhalten“.

Die legitimierten Handelsleute scheinen aber dem 
Magistrat und der Polizei nicht recht getraut zu haben. 
Sie machen selber Polizei und richten am 5. Dez. 1829 
an den Magistrat folgendes Schreiben:

 Löblicher Magistrat! Schon vielleicht 30 und noch״
längere Jahre führen die hierortigen legitimierten Han- 
delsleute gegen den widerrechtlichen Aufenthalt der 
Lichtenstädter Juden außer der Kurzeit in Karlsbad und 
damit verbundene Handelsbeeinträchtigung der Gefertig- 
ten vielfältige Beschwerden, und ohngeachtet herüber 
beinahe unzählige Erledigungen von Einem löbl. Magi- 
strat sowohl, als von höheren Stellen erflossen sind, 
welche sämtlich den genannten Juden den Aufenthalt in 
der Badestadt Karlsbad außer der Kurzeit verbiethen, 
und sie lediglich auf das denselben zustehende Hausier- 
recht beschränken — erdreisten sich diese Juden gegen 
alle diesfalls bestehenden Vorschriften dadurch zu han- 
dein, daß sie sich sammt ihren Familien vom Ausgange 
der jedesjährigen Kurzeit bis zum Anfang derselben in 
bürgerlichen Häusern Quartiere miethen, und somit alle 
dießfalls bestehenden Gebote gleichsam mit Verachtung 
zum größten Aergerniß der Gefertigten übertretten. Die- 
ses Angeführte erweist sich durch den Umstand, daß 
nach eingeholter Erkundigung in nachbenannten bürger- 
liehen Häusern Lichtenstädter jüdische Familien der- 
malen sich wohnhaft in Karlsbad aufhalten, als:

Itens bei dem Büchsenschäfter Hüttner im ״gold. 
Helm“,

2tens bei Andreas Schwanzara,
3tens beim blauen Helm,
4. beim Schuhmacher Adam Thoma,
5. beim Sebastian Knoll,
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6. bei Josef Pötzl,
7. bei Sabina Löschl verehelichte Riedel,
8. bei Andreas Stadler,
9. beim Taglöhner, den sogenannten Kreißl No. 367,

10. beim rothen Trompeter,
11. in der goldenen Säule,
12. bei drey Karpfen,
13. beim Tischlermeister Tschammerhöll,
14. beim neuen Wirth,
15. beim Römer. Gasthaus in der Geweidigasse,
16. bei der Barbara Roscher,
17. beim Breitenfelder Franz,
18. bei der Haberin Laurenzigasse.

In den Wirtshäusern:

19. im goldenen Löwen,
20. im Paradieß,
21. im rothen Hirschen, goldene Sonne und Stadt 

Hamburg, zusammen 23 Familien. Es gehört freylich 
eine sehr große Keckheit dazu, daß 23 jüdische Familien 
die Gesetze nicht beobachten, sich dreist in Karlsbad auf- 
halten und die Gefertigten ohne Schonung beeinträchti- 
gen; allein dieses keke Benehmen ist wie bekannt nur 
den Juden eigen. Um einem löbl. Magistrat nur einige der 
dießfalls bestehenden Entscheidungen anzuführen, be- 
ruffen sich die Gefertigten: a) auf die Magistratual-Ent- 
Scheidung vom 17 Jänner 800 No 14 pol. b) auf jene vom 
13 Dezember 1824 No 541 pol. c) auf die erflossene und 
am 19 May 1824 No 319 pol. intimierte k. k. kreißämtliche 
Verordnung vom 15 März 824 J. 2388 & 2448, d) auf den 
Magistratual-Erlaß vom 26. März 824 No 346 pol. 
e.) dtto. . . . dtto. vom 30 Aprill 824 No 491 pol. endlich 
f) auf den Erlaß vom Xber 825 No 1378 pol.

Diese angeruffenen Entscheidungen werden Einem 
Löbl. Magistrat die hinlängliche Überzeugung gewähren, 
in wie weit Lichtenstädter Juden das Recht zum Wohnen 
und Handeln in Karlsbad eingeräumt, und wie sträflich 
das Benehmen dieser Juden sowohl, als der denselben 
Unterstand gebenden Karlsbader Bürger ist. Auf die 
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Grundlagen dieser angeführten Erledigungen gestützt, 
bringen die Gefertigten gegen den unbefugten Aufent- 
halt der Lichtenstädter Juden außer der Kurzeit in Karls- 
bad mittelst gegenwärtigen Gesuche die neuerliche Be- 
schwerde mit der Bitte ein, ein Löbl. Mag. beliebe gegen 
diese Juden sowohl, als die denselben Unterstand geben- 
den Karlsbader Bürger das Amt zu handeln und letztere 
ohne Nachsicht mit der ihnen unterm 26t. März 824 N. E. 
346 poL andiktirten Strafe zu belegen, weil widrigens 
keine Hofnung vorhanden ist, diesen Uibelstand auf eine 
andere Art zu steuern, und sowohl Einen löbl. Mag. von 
immerwährenden Beschwerdeführungen, als die Gefer- 
tigten von Beispielloser Gewerbsbeeinträchtigung zu be- 
freien“.

Darauf ging an die Juden der Befehl, bis längstens 
1. Feber 1830 bei Androhung der bekannten Straten 
Karlsbad zu verlassen. Aber ein wichtiger Satz wurde 
diesem Erlasse beigefügt. Er lautet dem Protokolle nach: 
 -Verlesen, gefertigt mit dem Beisatze, daß d i e j e n i״
gen Juden, welche außerordentlicher Um- 
stände wegen einen längeren hierortigen 
Aufenthalt außer der Kurzeit benötigen, 
hierum insbesondere bei dem Magistrat 
einzuschreiten haben.“ Nur müsse laut Be- 
Schluß des Magistrats von solch einem Ausnahmefall der 
Handelsstand jedesmal verständigt werden.

Sofort machen nicht weniger als acht Lichtenstädter 
Juden von der Erlaubnis, um Winteraufenthalt anzu- 
suchen, Gebrauch. Alle schützen Krankheit vor, ent- 
weder eigene oder ihrer Kinder und belegen das Gesuch 
mit ärztlichem Attest. So schreibt z. B. Löw Beer in 
seinem Gesuche, daß man ihm erlaube, wegen seines 
kranken Kindes länger in Karlsbad zu verweilen: ״Daher 
er sich als ein um seine Familie besorgter und recht- 
schaffener Vater verpflichtet fühlt, alles anzuwenden, 
um das Kind zu einem nützlichen Staatsbürger (sic!) zu 
bilden“.

Die acht Gesuche wurden dem Handelsstande über- 
geben. Die legitimierten Handelsleute ließen sich nicht 
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erweichen. Sie fordern, daß man die Juden mit ihren 
Gesuchen abweise. In ihrer Antwort an den Magistrat 
heißt es:

 -Da sich der unterzeichnete Handelsstand in Be״
antwortung der einzelnen Punkte der obigen Gesuche 
nicht einlassen will, so bemerket er im allgemeinen nach- 
stehendes mit folgendem: Die sämtlichen jüdischen Bitt- 
steiler stützen ihre Gesuche auf die denenselben bei- 
liegenden ärztlichen Zeugnisse, daß entweder sie selbst, 
oder ihre Kinder krank seyen, und deswegen sich von 
Karlsbad nicht entfernen können. Wenn auch, was noch 
zu bezweifeln ist, diesen Zeugnißen Glauben beigemessen 
werden wollte, daß wirklich die darinnen aufgeführten 
Krankheiten so wären, so verdienen selbe dennoch im 
gegenwärtigen Falle keine Berücksichtigung, weil diese 
nur zur Umgehung der getroffenen Anordnungen Ge- 
legenheit geben, denn die sämtliche Judenschaft ist 
schon seit dem Jahre 800 in der Kenntniß, daß sie sich 
während der Winterszeit wohnhaft in Carlsbad nicht 
aufhalten dürfen, folglich war es allerdings Pflicht für 
sie, Carlsbad mit Ende der Kurzeit 1829 zu räumen; 
welche Anordnungen sämmtlichen Juden bishero frucht- 
los kundgemacht worden sind. — Da im Winter die 
warmen Mineralwässer nicht mit Erfolg getrunken wer- 
den, so können die krank seyn wollenden Juden und 
Kinder sich ärztlich in Lichtenstadt ebensogut pflegen als 
in Karlsbad, und wenn diesen eben genannten Bittstellern 
durch einen Vorwand der Aufenthalt in Karlsbad ge- 
stattet wäre, so würden bald mehrere Lichtenstädter und 
anderortige Juden es eben auch wagen, mit ihren 
Familien unter den nämlichen Vorwand während der 
Winterszeit sich allhier aufzuhalten, und Karlsbad nach- 
her bald zu einer Judenstadt umstalten, dieses würden 
auch andere Individuen wagen —■ wenn den Juden ein 
solches Recht eingeräumt wäre, sonach würde Karlsbad 
bald einem Lazareth gleich werden, welches dem guten 
Rufe eines Curortes sehr nachteilig sein würde. — 
Durch die Zulassung eines solchen Unfuges würden die 
weisen Anordnungen eines löblichen Magistrats ganz 
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untergraben, und der edlen Denkungsart sowie der be- 
kannten Gerechtigkeit eines löbl. Magistrats zuwieder 
gehandelt. Bei diesen geschilderten Verhältnissen glaubt 
der gefertigte Handelsstand bitten zu müssen, ein löbl. 
Mag. wolle das Erkenntniß vom 22. Jänner 1830 Nr. 154 
pol. mit Bezug auf frühere Anordnungen aufrechterhalten, 
und die Bittwerber mit ihren unstatthaften Gesuchen in 
der Gänze abweisen, und sie unverweilt von Karlsbad 
abschaffen.“

1830.
Das Jahr 1830 hat trotz aller strengen Maßregeln 

Bresche geschlagen in die Mauer des Jahrhunderte alten 
Karlsbader Privilegiums. Unter dem 24. November 1830 
hat das Kreisamt folgendes nach Karlsbad verordnet:

 Es unterliegt umsoweniger einem Anstande, daß sich״
David Moser, israelitischer Traiteur in Karlsbad mit 
seiner Familie seinem Ansuchen gemäß auch während 
den Wintermonaten daselbst gegen die ihm von dem 
Magistrate festgesetzten Bedingungen von dem Gewerbe 
als Traiteur sich ernähre, als die Gründe, welche der- 
selbe zur Unterstützung seines Gesuches anführte, alle 
Rücksicht verdienen.“

Das Gesuch Mosers, das gewiß von großem Inter- 
esse wäre, ist aus dem Archiv des Elbogener Kreisamtes 
wie so vieles andere verschwunden,

1831 und 1832.
Die Handelsleute ließen eine Entspannung und 

mildere Behandlung der Juden nicht zu. Trat nicht der 
gesamte Handelsstand korporativ als Wächter des Privi- 
legiums auf, besorgten einzelne Kaufleute die Einhaltung 
der strengen Maßregeln. So finden wir schon 1831 aber- 
mais ein Gesuch beim Magistrat. Es lautet:

 Löblicher Magistrat! Daß der Jude, wenn es seinem״
Interesse entspricht, jedes Gesetz zu umgehen frech ge- 
nug ist, bedarf keines Beweises. Diesen Karakter haben 
die hier während der Kurzeit zum Aufenthalt und Handel 
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berechtigten Lichtenstädter Juden bereits unzählige male 
an den Tag gelegt, indem sie sich, wohl wissend, dass 
die Kurzeit nur vom 1. May bis letzten Sept, jedes Jahres 
dauert, trotz der gegen sie verfügten mehrmaligen ge- 
richtlichen Abschaffungen, ja selbst mittelst Schubsbe- 
förderung, über die ihnen gestattete Zeit in Carlsbad 
familienweise wohnhaft aufhalten, ihren Handel daselbst 
ausüben, und dadurch den hiesigen zahlreichen Handels- 
leuten bedeutenden Schaden verursachen.

Dieser Unfug, worüber der Karlsbader Handels- 
stand schon oft Klage geführt hat, und zu dessen Beseiti- 
gung von Seite des löbl. Magistrats und des wohllöbl. 
k. k. Kreisamts nachdrückliche und strenge Weisungen 
erlassen worden sind, erlauben sich unsere Lichten- 
Städter Juden noch gegenwärtig ungescheut, unter den 
Augen des Herrn Polizeyoberaufsehers Jos. Breiten- 
felder, der schon oft, von den Unterzeichneten darauf 
aufmerksam gemacht, und zur gerichtlichen Anzeige auf- 
gefordert worden ist, gleichsam den bestehenden Ge- 
setzen hohnsprechend, zu treiben. Hiezu gehören be- 
sonders die Lichtenstädter Juden Schwalb, wohnhaft im 
Gasthause zum schwarzen Bären, bey den Pächter Leo- 
pold Stöhr, dann Süßl, wohnhaft bey den Bierschänker 
Jos. Pötzl, dann Herzl, wohnhaft beym Bürger Anton 
Drumm am Schloßplatz, und Rachl Rosenbaum, wohn- 
haft beym Schuhmachermeister Lawizka, da diese theils 
einzeln, theils familienweise in ihren Wohnungen, und 
hausierend, den Handel mit Specerey-Waaren betreiben, 
und dadurch die Gefertigten am meisten beeinträch- 
tigen.

Man glaubte anfangs, daß die gegenwärtige Zeit- 
Periode, wo die Wachsamkeit bey Tag und Nacht auf 
alle polizey- und gesetzwidrigen Gegenstände, mittelst 
neu eingerichteter Bürgerwechter, Polizeyaufseher und 
dgl. vervielfacht worden ist, dießfalls eine gerichtliche 
Beschwerde von Seiten der Unterzeichneten nicht not- 
wendig sein würde. Da aber von diesen Unfug durchaus 
nichts bemerkt werden wollte, so wandten sich die Ge- 
fertigten zuvor noch an mehrere Herren Polizeyauf- 
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seher. Diese versichern jedoch, alles getan und angezeigt 
zu haben, was in ihren Kräften stand, und was ihre 
Pflicht dießfalls erheischt, doch ohne den gewünschten 
Erfolg! — Wie wohl gegenwärtig nicht allein vom Nach- 
theil der hiesigen Handelsleute, sondern von der Ge- 
fahr, in welcher das Allgemeine schwebt, die Rede ist, 
indem die verheerende asiatische Brechruhr immer 
näher rückt, gegen deren Ausbruch und Verbreitung 
hauptsächlich nur Vereinzelung der Menschen in ihren 
Wohnungen, strenge Diät, und die größte Reinlichkeit 
zum Schutzmittel dient, welchen hochortig anbefohlenen 
Vorsichtsmaßregeln hier in Carlsbad von Seiten der 
Lichtenstädter Juden gerade entgegengearbeitet wird, da 
diese in kleinen Wohnungen haufenweise zusammen- 
gedrängt sind, einen ungeregelten, meist gesundheits- 
widrigen Speisengenuß pflegen, und bekanntermaßen 
eine unreinliche Lebensweise führen, somit in ihnen der 
gefährlichste Stoff zur Aufnahme und Verbreitung einer 
pestartigen Krankheit vorhanden ist.

Diese und mehrere andere Rücksichten, vorzüglich 
aber die bereits bestehenden gesetzlichen Weisungen, 
nämlich, die hohen Hofdekrete vom 16. April 1789 und 
vom 11. Jener 1793, dann die Magistratsentscheidung 
vom 13. Dez. 1814 No 541 pol. dürften daher den Gefer- 
tigten die gerechte Bitte zulässig machen: der löbl. 
Magistrat geruhe in geeignetem Wege sich von der Rich- 
tigkeit zu überzeugen, daß sich obengenannte Lichten- 
Städter Juden bey den angeführten Bestandgebern unbe- 
fugt hier aufhalten, und gegen erstere sowohl als gegen 
letztere, jene gesetzlichen Strafen unnachsichtlich in 
Ausführung zu bringen, welche in der erstangerufenen 
Magistratsentscheidung vom 13. Dez. 1814 N. 541 pol. 
ausdrücklich festgesetzt, und den Lichtenstädter Juden 
ebenso, als den Karlsbader Hausbesitzern nicht allein im 
Jahre 1814, sondern auch später im Jahre 1821 & 24 
wiederholt gehörig kundgemacht worden sind. Uiber- 
dieß wurde mittelst Edikt und Curenda vom 2t. Dez. 1825 
1378 pol. den Gastwirthen und Bierschänken insbeson- 
dere dieses Geboth eingeschärft und kann daher keines­
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falls eine Ausrede des Nichtwissens stattfinden. Nur 
dadurch können die Gefertigten gegen nachtheilige Be- 
einträchtigungen in ihrem Gewerbsbetrieb geschützt, die 
Stadt Carlsbad noch ferner vom Ausbruch der asiati- 
sehen Brechruhr befreyt, und den bestehenden gericht- 
liehen Verordnungen die gehörige Achtung verschafft 
werden, welche die beklagten Individuen gar nicht mehr 
zu berücksichtigen scheinen“.

Am 28. Nov. erhielten diese vier Judenparteien, die 
für Carlsbad eine so schwere Choleragefahr bedeuten 
sollten, eine Vorladung für den 30. Nov. 3 Uhr nach- 
mittags, ihre Standgeber für 4 Uhr desselben Tages. Die 
Juden wurden beauftragt, bis längstens 7. Dez. die Stadt 
zu räumen, die Standgeber abermals mit der uns schon 
bekannten Strafe von 8tägigem Arrest oder 50 fl. be- 
droht, wenn sie nochmals der Verordnung zuwider- 
handeln. Die jüdischen Hausierer müssen sich genau 
nach dem Hausierpatent 1811 § 22 richten. Die legitimier- 
ten Handelsleute wurden verständigt. Daß weder die 
Juden, noch die Standgeber sofort bestraft wurden, die 
Strafe ihnen nur angedroht wurde, begründet der Magi- 
strat folgendermaßen: ״Was die angesuchte Bestrafung 
der sich hier unbefugt wohnhaft aufhaltenden Israeliten 
betrifft, so konnte dieselbe aus dem Grunde nicht ver- 
hängt werden, weil alle jene in Beziehung auf diese Be- 
strafung erflossenen und von dem k. Kreisamte bestä- 
tigten Magistratualverordnungen aus Anlaß spezieller 
Fälle und nur für diese besonderen Fälle erlassen, daher 
dieselben auch nur den betreffenden Individuen mit den 
in denselben enthaltenen Strafbestimmungen bekannt ge- 
macht und hierdurch noch nicht zu einer allgemeinen 
Norm erhoben worden sind........ Um dieß Letztere, und 
insbesondere nur in Ansehung der Lichtenstädter Juden- 
schäft zu erzielen, wird unter einem die Verfügung ge- 
troffen, daß alle jene mit bestimmten Strafen sanctio- 
nierten Anordnungen der genannten Judenschaft durch 
ihre Personalbehörde allgemein kundgemacht werden, 
damit ohne Berücksichtigung der eingewendeten Nicht- 
kenntniß der dießfälligen zum Gesetze erhobenen Straf-
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bestimmungen gegen die Betretenen ohne weiters das 
Amt gehandelt werden kann.“

Tatsächlich ging im Dezember 1831 an das Directo- 
rialamt der Herrschaft Schlackenwerth folgende Zuschrift: 

 Allen und somit auch den jüdischen Handelsleuten״
zu Lichtenstadt ist verbothen, sich außer der Kurzeit, 
das ist vom 16. Sept, bis zum 15. Mai in der k. Stadt 
Karlsbad des Handels wegen wohnhaft aufzuhalten, da- 
selbst einzelne Zimmer zu miethen, und in diesen ihre 
Handelswaaren wie in ordentlichen Verkaufsgewölben 
zu deponieren. Alle diejenigen, welche gegen dieses 
Verboth sich verstoßen, werden zufolge der vom Magi- 
strat erlassenen, vom k. Kreisamte bestätigten und 
sonach zum Gesetze erwachsenen Verordnungen im Be- 
tretungsfalle arretiert, mit Schub in ihre Heimath be- 
fördert, die in ihren Wohnungen vorfindigen Waaren in 
Beschlag genommen und zuhanden des Armenfonds 
öffentlich veräußert. Dieses ersucht man in Dienst- 
freundschaft, der gesammten Lichtenstädter Judenschaft 
mit der Erinnerung allgemein bekannt zu geben, daß 
sich dieselbe, wenn sie nach der k. Stadt Carlsbad des 
Hausierhandels wegen herüberkommt, die gesetzlichen 
Vorschriften des Hausierpatents vom Jahre 1811 und der 
in Betreff des Hausierens später erflossenen hohen und 
höchsten Anordnungen, sowie die mit der Übertretung 
derselben verbundenen Folgen sorgfältigst gegenwärtig 
zu halten habe.“

Die Karlsbader Handelsleute waren jedoch mit die- 
ser Entscheidung unzufrieden und richten eine Be- 
schwerde gegen den Magistrat an das Kreisamt: die 
Schwalbische Familie sei noch 'immer im schwarzen 
Bären, und die Stadt gehe nicht daran, die Handelsleute 
ernstlich zu schützen. Das Kreisamt sendet die Be- 
schwerde an den Magistrat zur Amtshandlung und Be- 
richterstattung.

Am 28. Dez. wurde der Marktaufseher Pittinger in 
den schwarzen Bären geschickt, Hausdurchsuchung ab- 
zuhalten. Er fand nichts. Nun raffte sich endlich der 
Magistrat auf, um sich gegen die Tyrannei der legiti­
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mierten Handelsleute zu verwahren. In der Bericht- 
erstattung hebt der Magistrat vorerst alles hervor, was 
er bis dahin schon zum Schutz der Handelsleute gegen 
die Lichtenstädter Juden getan und angeordnet habe. 
Dann heißt es: ״daß die Beschwerdeführer sich bloß 
durch eineu eingebildeten, durch andere, die die grän- 
zenlose Mißgunst derselben kennen, in den Kopf ge- 
setzten Brodneid zu dieser Anzeige und überhaupt zu 
dieser gegen den Magistrat bei Einem wohllöblichen 
kgl. Kreisamte überreichten, unbegründeten Beschwerde 
haben verleiten lassen“. Das k. Kreisamt möge daher 
die Beschwerde abweisen und den Handelsleuten zu 
wissen geben, daß der Magistrat das Hausieren der 
Juden nicht verbieten könne; ebenso könne er nicht 
hindern, daß die jüdischen Hausierer in öffentlichen Ein- 
kehrhäusern mit ihren Waaren übernachten. Denn was 
die Handelsleute wollen, daß die Hausierer jeden Abend 
wieder heimkehren, das zu verordnen habe der Magi- 
strat kein Recht.

Eine derartige Zurückweisung von Seiten des Magi- 
strats wollten sich die Handelsleute nicht gefallen lassen. 
Sie gingen daher mit ihrer Beschwerde gegen den 
Magistrat an das Landesgubernium weiter. Dieses sen- 
det die Beschwerde durch das Kreisamt an den Ma- 
gistrat zur Berichterstattung. Die Antwort, die im 
Konzept vom 6. Mai 1832 noch vorliegt, gehört zu den 
wichtigsten diesbezüglichen Dokumenten, weil in dem- 
selben das Privilegium des Königs Wladislaus vom 
Jahre 1499 wortgetreu zitiert wird. Nachdem der Magi- 
strat erklärt, daß die Handelsleute von ihm etwas Un- 
gesetzliches begehren, und zwar das Verbot des Hausie- 
rengehens von Seiten der Juden in Karlsbad, d. h. eine 
Abänderung des Hausiergesetzes, was doch der Magi-־ 
strat nicht eigenmächtig tun könne, wenn er es auch 
wollte, setzt der Magistrat seine Rechtfertigung folgen- 
dermaßen fort: ״Was nun den verbothenen Aufenthalt 
der Juden betrifft, so muß zwischen einen wohn- und 
seßhaften, dann einen nur momentanen zeitweiligen Auf- 
enthalt unterschieden werden. In dieser Beziehung läßt 
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sich das der k. Stadt Karlsbad vom Könige Wladislaus im 
Jahre 1499 nach Chr. Geburt ertheilte Privilegium wört- 
lieh dahin aus: ,Auch thun wir den von Kaiser Karlsbad 
die sündere Gnad, wollen, daß nun für an, der weil wir 
sy unmögend und arm wissen, weder von uns, Unsern 
Nachkummen noch ihren Pfandesherrn Ein noch kein 
Jude in Ir Stadt mit Wohnung gesetzt, noch auch die 
Wasser Zoll auf der Eger und Töpl anders gemacht noch 
erhöhet, sunst auf Wasser und Land keiner mehr auf- 
gericht, sundern wie der von Alters her genohmen 
worden und itzt genomen wird, führan genohmen, sunst 
auch kein Neuerung auf sie gemacht noch geleget wird. 
Davon geschieht allenthalben Unser ernste Meinung*. —

 -Diesen wörtlichen Inhalt hat nun der Magistrat bis״
her dahin gedeutet, daß sich kein Jude, keine Juden- 
familie in der k. Stadt Karlsbad wohn- und seßhaft 
niederlassen könne und dürfe, und dieses privilegierte 
Recht hat seither auch noch keine Kränkung erlitten, da 
bis auf die Gegenwart kein Jude in Karlsbad wohn- und 
seßhaft ist“. Was dagegen den Hausieraufenthalt der Ju- 
den betrifft — schreibt der Magistrat weiter — könne 
er in dieser Sache nichts tun. Übrigens schließe sich der 
Mag. der Bitte der Gesuchsleger an, daß irgendwie ״den 
gerügten Unterschleifen von Seiten der jüdischen Han- 
delsleute ein Schranken gesetzt werden kann“.

Am 17. Okt. 1832 kam die Antwort, laut welcher die 
legitimierten Handelsleute mit ihrer Bitte um Änderung 
des Hausiergesetzes zu ihren Gunsten abgewiesen wer- 
den, weil, ״zur Festsetzung von Ausnahmen in den Be- 
Stimmungen des Hausierpatents für Karlsbad die hohe 
Landesstelle nicht berechtigt ist und auch keinen Grund 
findet, hierauf höheren Amts anzutragen“.

Der Zorn des Magistrats über die endlosen Be- 
schwerden der legitimierten Handelsleute hat jedoch an 
der strengen Durchführung der Judenverordnungen 
nichts geändert. Das zeigt folgender Vorfall.

Der 26jährige ledige Simon Benedikt, Sohn des Sa- 
lomon Benedikt, Kaufmannes in Lichtenstadt, war ge­
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lernter Lohgerbermeister und zahlte auch als solcher 
seine patentmäßige Erwerbsteuer. In Karlsbad stand 
Benedikt in Verbindung mit dem Lohgerbermeister Josef 
Stöhr, der seit 1829 für ihn arbeitete und rohes Leder 
verfertigte. Da es Benedikt unbequem war, immer 
wieder zwischen Lichtenstadt und Karlsbad hin und 
her zu fahren, siedelte er ganz nach Karlsbad über. 
Darüber wurde nun die Anzeige erstattet. Am 21. Feber 
1832 wurde er einvernommen. Folgende Fragen wurden 
ihm vorgelegt: 1. ״In welcher Absicht hielten sie sich am 
verflossenen Sabathe, d. i. am 18. d. M. hier in Karls- 
bad auf und wo?“ Der Gefragte gab zur Antwort: ״Ich 
hielt mich deßwegen hier auf, weil ich in Compagnie 
mit dem Lohgärbermeister Stöhr das Lohgärbergewerbe 
betreibe und einen wahren Werth von 6—7000 Gulden 
liegen habe. Ich kann daher nicht wohl Weggehen und 
meine Waare im Stiche lassen. Ich wohne bei meiner 
Anwesenheit stets in dem Hause des Lohgärbers ge- 
nannt zum schwarzen Lamm, und hielt mich auch den 
letzten Sabath da auf“. — 2. Am Sabathe ist ihnen nach 
ihren Religionsgesetzen jede Geschäftsführung ver- 
bothen, und es scheint, daß sie sich deßwegen über den 
Sabath hier in Karlsbad aufhalten?“ Antwort: ״Am Sa- 
bathe halte ich meine Religion, wie mir es gebührt und 
betreibe kein Geschäft, ich bleibe bloß deßwegen da, 
um bei meinen Sachen zu bleiben. Ich bin Meister, und 
betreibe hier in Karlsbad mein Gewerbe, dieses glaube 
ich kann mir Niemand verbiethen; deßwegen muß ich 
auch hier wohnen. Die Erwerbsteuer zahle ich als das 
Gewerbe treibender Meister in Lichtenstadt, und bin nun 
auf dem Punkt den Legitimationsschein zum ander- 
weitigen Lederhandel beizulegen. Überdieß habe ich ein 
vom Magistrate bestätigtes Zeugniß, daß ich vom hie- 
sigen Lohgärbermeister Stöhr arbeiten lasse. Ich halte 
mich beständig hier auf und muß mich auch hier auf- 
halten, weil ich mein Geschäft hier betreibe und wohne 
zum schwarzen Lamm, wo ich bereits seit einem Jahre 
das Quartier habe. Mit dem Erwerbsteuerschein kann 
ich mich jeden Augenblick ausweisen, welchen ich so wie 
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das Magistratszeugniß nächster Tage zur Einsicht vor- 
legen werde. Ich habe weiter nichts zu erinnern“.

Die stolze Sprache des Meisters half nichts. Simon 
Benedikt wurde angewiesen, sein Quartier im schwarzen 
Lamm binnen 8 Tagen zu räumen, ״und sich in Hinkunft 
des beständigen wohnhaften Aufenthaltes in Karlsbad zu 
enthalten, als im Widrigen mit den gesetzlichen Zwangs- 
maßregeln vorgegangen werden müßte“.

Am 16. März teilt Benedikt dem Magistrate mit, daß 
er gegen die Ausweisung Beschwerde eingelegt habe. 
Die Beschwerde kam vom Kreisamt an die Stadt zur 
Berichterstattung zurück. Diese berichtet: ״Es gehört 
zu den Privilegien der Stadt Karlsbad, daß kein Jude in 
Karlsbad einen beständigen, wohnhaften Aufenthalt be- 
gründe; denn in dem vom Könige Wladislaus dieser 
Stadt im Jahre 1499 nach Christi Geburt ertheilten 
Privilegium ist dieses Vorrecht wörtlich damit ausge- 
sprochen: ״Auch thun Wir den von Kaiser Karlsbad die 
sundere Gnad, dieweil wir sy unmögend und arm wissen, 
weder von Uns, unseren Nachkummen noch ihren 
Standesherrn Ein noch kein Jude in Ir Stadt mit 
Wohnung gesetzt etc. . . . werd. Davon geschieht allent- 
halben Unser ernste Meinung“.

Aus diesem Grunde bitte der Magistrat die Be- 
schwerde Benedikts abzuweisen, weil ״auf die Art, wie 
der Beschwerdeführer sie vorgibt, das privilegierte Recht 
der Stadt Karlsbad leicht umgangen und die k. privile- 
gierte Stadt Kaiser Karlsbad bald zu einem schmutzigen 
Judennest umschaffen seyn würde“. Wenn Benedikt 
das Lohgärbermeisterrecht für Lichtenstadt erworben 
habe, soll er dasselbe auch dort betreiben und nicht in 
Karlsbad. ״Am Ende verheirathet sich dieser junge 
Israelite und versetzt auch eine zahlreiche Judenfamilie 
nach Karlsbad, denn wenn die Ausflucht gälte, daß das 
Geschäft eines Juden den wohnhaften Aufenthalt in 
Karlsbad nothwendiger Weise erfordert, so würden sich 
in Kurzem Viele derley geschäftige Israeliten zu Karlsbad 
einfinden. Die großsprecherische Behauptung, daß durch 
den Juden Simon Benedikt viele Menschen, ja selbst 
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ganze Familien in Nahrungsstand versetzt werden, ver- 
dient hier, wb es sich um die Aufrechterhaltung eines 
privilegierten Rechtes handelt, um so weniger eine Be- 
achtung, als dieser Verdienst auch außer dem Falle 
eines seßhaften Aufenthaltes den betreffenden Individuen 
zufließen kann“.

Simon Benedikt wurde mit seiner Beschwerde laut 
Zuschrift vom 9. Mai 1832 abgewiesen.

1833.
Bis zu diesem Zeitpunkt hatten sich nur die 

Juden teils offen teils mit Umgehung der Verordnun- 
gen der immer sich wiederholenden Ausweisung wider- 
setzt. Dagegen fanden jene, die sie beherbergten, ihre 
Wirte, keinen Mut, sich gegen die Tyrannei der Handels- 
leute aufzulehnen. Erst im Jahre 1833 ist ein kleiner An- 
lauf zu Trotz und Widerstand von Seiten der Wohnungs- 
geber wahrzunehmen.

Am 25. Feber 1833 wurden abermals mehrere Orts- 
bewohner vor den Magistrat zitiert, um sich wegen Be- 
herbergung von Juden zu verantworten. Da fielen zum 
erstenmal Worte, die wohl früher kaum gewagt worden 
wären. Josef Strunz z. B. erwiderte kurz und bündig, 
er sehe nicht ein ״ein Verbrechen zu begehen, wenn er 
einen Juden beherberge“; Alois Teller meinte wieder, 
das Verbot beziehe sich nur auf bestimmte Juden, aber 
nicht auf alle; der Traiteur Lederer im Hause 169 
komme nur manchmal nach Hause und in No. 120 
wohnt Moriz Rosenfeld mit zwei Söhnen und einer Toch- 
ter, er hat einen Lederhandel und zahlt ihm für eine 
Kammer 16 fl. jährlich. Franz Dexter antwortet auf die 
Frage, ob er wisse, daß es verboten sei Juden zu be- 
herbergen: ״Ja, aber ich habe halt keinen anderen Ver- 
dienst und muß davon leben“. Johann Andreas Funk be- 
herbergt die Familie Beer, die ihm 32 fl. Jahresmiete 
zahlt. Er sagte: ״Es wäre mir sehr lieb, wenn dieser 
Familie der wohnhafte Aufenthalt gestattet werden 
könnte, weil sie meinen Vater in mancher Beziehung 
sehr liebreich unterstützen“.
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Alle diese Worte blieben erfolglos. Am 19. Oktober 
1833 wurde abermals die Affigierung eines Dekrets be- 
schlossen, ״daß in der Stadt Karlsbad kein weiterer Auf- 
enthalt solchen Leuten gestattet werde, welche fremd- 
herrschaftliche Unterthanen sind .... hierunter sind ins- 
besondere einige Lichtenstädter Juden begriffen, welche 
nicht selten auf das ganze Jahr in Karlsbad sich einge- 
mietet haben, daselbst den Hausierhandel oder den 
Handel mit alten Kleidern betreiben, hierdurch Gelegen- 
heit finden, gestohlene Sachen an sich zu bringen und 
zu verhehlen und mit dieser Weise dem Diebsgesindel 
in ihrem gefährlichen Gewerbe Unterstützung zu ver- 
schaffen, welches nur der Stadtgemeinde und der ge- 
samten Bürgerschaft der königl. Stadt Karlsbad zum 
größten Nachtheile gereichen muß“. Man soll daher alle 
fremden Individuen anzeigen, aber auch alle, die ihnen 
Unterstand geben. ״Hiebei ist insbesondere auf die Juden 
und Judenfamilien ein scharfes Augenmerk zu richten, 
welche sich aller möglichen Kunstgriffe und Umwege 
bedienen, um in der Stadt sich Unterkommen und Auf- 
enthalt zu verschaffen“.

Das Dekret hatte den gewünschten Erfolg. Am 
29. Oktober wurden von zwei Bezirksvorstehern 8 Chri- 
sten und 12 Juden angezeigt. Dabei bemerkt: ״Die groß- 
ten Unterschleife und Paschereien werden gehegt durch 
die beiden Judentraiteurswohnungen, wo alle Juden 
unter diesem Deckmantel ihre Sachen zu verheimlichen 
wissen. — Von älteren Zeiten her war niemals eine 
Judenküche im Winter zu Karlsbad, und dürfte auch nie 
wieder sein, weil es unserm Privilegium höchst zuwieder 
ist, auch ist von einer Ausnahme eines Träteurs im Pri- 
vilegium nichts erwähnt, diese Nation will sich hier nur 
einen Anhaltspunkt erwerben, und unsere uralten Ge- 
rechtigkeiten verletzen“.

Die Folge der Ausweisungen waren wieder diverse 
ärztliche Zeugnisse, die teils begründet, teils fingiert 
waren. Diese Massenzeugnisse erregten derart den Zorn 
des Magistrats, daß er laut Beschluß vom 12. November 
an die Ärzte folgendes Dekret erließ:
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 ,Es kann den Herren Ärzten nicht unbekannt sein״
wie sehr sich der größte Teil der hiesigen Bürgerschaft 
über den hierortigen unbefugten Aufenthalt so vieler 
Lichtenstädter Juden ärgert, theils deswegen, weil durch 
diese Juden viele hierortige Gewerbs- und Handelsleute 
in ihrem Nahrungserwerbe beeinträchtigt werden, theils 
weil in polizeilicher Rücksicht für die Sicherheit dès 
öffentlichen und Privateigentums dadurch große Gefahr 
zu befürchten steht, indem unter diesen Juden mehrere 
sich befinden, welche sich mit dem Trödelhandel von 
Kleidungsstücken und anderen Effekten befassen und 
hiedurch Gelegenheit finden, dem Diebsgesindel zum 
Sicheren Betriebe ihres schändlichen Gewerbes durch 
Erkaufen gestohlener Sachen vielen Unterschleif und 
Vorschub zu geben, — theils weil die kgl. Stadt Karls- 
bad vermöge der höchsten Privilegien berechtigt ist, den 
Juden den wohnhaften Aufenthalt in Karlsbad zu ver- 
weigern. Der Magistrat fühlt sich durch diese vielseiti- 
gen lauten Klagen der Bürgerschaft seiner Pflicht gemäß 
aufgefordert, mit aller Kraft dahin zu wirken, diesen Un- 
fug zu beseitigen und einem Übelstand nicht weiter statt- 
zugeben, welcher sich mit der Zeit so verbreiten dürfte, 
daß die berühmte Stadt Karlsbad aus einem reinlichen 
Kurorte in ein schmutziges Judennest verwandelt werde. 
Da nun viele Lichtenstädter Juden ihren unbefugten Auf- 
enthalt in Karlsbad dadurch zu bemänteln suchen, daß 
sie sich bey den Herren Ärzten um Zeugnisse bewerben, 
vermöge deren sie nothwendig haben, Gesundheitshalber 
die Karlsbader Heilquellen zu gebrauchen, sieht sich der 
Magistrat aus polizeylichen Rücksichten und aus der 
Rücksicht, der Bürgerschaft bei dem Betriebe ihrer 
rechtlichen Nahrungszweige den obrigkeitlichen Schutz 
angedeihen zu lassen — pflichtgemäß bestimmt, die 
Herren Ärzte zu ersuchen, dieselben wollen.......... dem 
Magistrat sobald als möglich anzeigen, wie lange die 
als Kurgäste angemeldeten Juden ihrer kurörtlichen Um- 
stände wegen die Kur zu gebrauchen für nothwendig 
haben“.

Die Juden, die mit Hilfe eines ärztlichen Zeugnisses 
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den längeren Aufenthalt in Karlsbad sich zu sichern 
wußten waren: im Hause No. 248: Schwalb samt 
Schwiegermutter; 255: Benedikt samt Weib; 260: Be- 
nedikt der jüngere; 261: Teller; 274: Pleyer; 318: Lö- 
wenstein samt Weib; 319: Markus Mayer; 366: Ullmann; 
482: Eckstein samt Weib und Schwager; 355: Beer 
samt Familie; 434: Lazar Mosser; 8: Margarethe Fi- 
scher; 120: Moritz Rosenfeld; 121: Israel Pick; 123: 
Rachel Rosenbaum; in No. 273, 363 und sonst noch 
17 Juden ohne Namensangabe.

Ein einziger Arzt scheint den Mut gehabt zu haben, 
gegen die in der Verordnung offen ausgesprochene Be- 
schuldigung der Bestechung ebenso offen zu remon- 
strieren: Dr. Franz Damm. Sein energisches und ironi- 
sches Schreiben vom 22. November 1833 verdient der 
Vergessenheit entrissen zu werden.

 -Löblicher Magistrat! Wenn ein Gesetz besteht, wel״
ches den Israeliten das Wohnen in der Stadt Karlsbad 
untersagt, wenn polizeiliche Rücksichten, teils wegen 
Begünstigung der Dieberei, theils wegen möglicher Be- 
einträchtigungen des hier ansässigen Handelsstandes die 
Handhabung dieses Gesetzes gebieten, so wundert es 
den Unterzeichneten, warum nicht früher auf die Hand- 
habung desselben geachtet worden ist, da in den vorher- 
gehenden Jahren dieses Inwohnen der Juden in Karlsbad 
ungestört stattgefunden hat, woraus nach und nach der 
Wahn entstanden ist, daß ein solches Gesetz nicht 
bestehe.

Der Unterzeichnete hat keineswegs die Absicht, 
durch sein Wirken als Arzt dem entgegenzuarbeiten. 
Karlsbad ist aber ein Kurort, wo keinem leidenden Men- 
sehen, er sei Christ oder Israelit, der Zugang und die 
Anordnung der Heilquellen versperrt seyn darf. Es muß 
auch jedem Arzt in der Ausübung seines Berufes ge- 
stattet seyn, einem und dem anderen der Kranken, 
welche sich an ihn wenden, den Rath zu ertheilen, daß 
er wegen besserer Beobachtung seiner Krankheit seinen 
Aufenthalt hier nehme. Dieses vorausgeschickt, erklärt 
der Unterzeichnete in Beantwortung des Auftrages vom
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'12. Nov. 883, No. 2989, 3005 et 3010 pol., daß bei der Kur 
der kranken Israeliten Löw Teller und Marcus Mayer, 
denen derselbe Kurzeugnisse von unbestimmter Dauer 
gegeben hat, die Zeitbestimmung unsicher ist, weil ihre 
Krankheiten langwieriger und der Art sind, daß dabei 
der tägliche Gebrauch des Mineralwassers sehr be- 
schränkt ist. Bei Margarethe Fischer ist die Kurdauer 
auf 6 Wochen bestimmt, insofern es wahrscheinlich ist, 
daß in diesem Zeitraum ihr Leiden gehoben sein kann.

Gegen alle diese Individuen, da sie keine Trödler- 
piden sind, kann wohl kaum der Verdacht, daß sie der 
Dieberei Vorschub leisten möchten, noch die wohl etwas 
Zu weit gehende Besorgnis im Ernste Platz greifen, daß 
ihr verlängerter Aufenthalt in Karlsbad dazu mit beitra- 
gen könnte, daß endlich das reinliche Karlsbad in ein 
schmutziges Judennest verwandelt würde. Ein solches 
Ergebnis ist wohl undenkbar bei der Fortdauer der wach- 
samen allseitig beaufsichteten Karlsbader Polizey.

Da übrigens den Israeliten das Hausieren in Karls- 
bad und die Aufbewahrung Ihrer Handelswaaren in Pri- 
vathausern nicht verboten ist, so wird auch durch den 
verlängerten Aufenthalt obengenannter Individuen, 
welche alt und schwächlich sind, dem hiesigen Handels- 
stand kaum ein Nachtheil erwachsen“.

1834.

Im Jahre 834 wurde der Polizeioberaufseher Brei- 
tenfelder schon am 17. Mai beauftragt, Ende September 
ein Verzeichnis jener Israeliten vorzulegen, die noch in 
Karlsbad wären. Am 21. Oktober legte es Breitenfelder 
vor. Es waren ihrer 30. Sara Beck im Hause No. 17, 
Wolf Steiner in No. 75, Moses Löwenstein in No. 78, 
Israel Benedikt ״ein Glasser“ in No. 107, Benedikt in 
No. 119, Markus Rosenfeld in No. 120, Salomon Kann in 
No. 122, Rachl Rosenbaum in No. 123, Jacob Lederer in 
No. 130, Kaim Lederer in No. 220, Salomon Benedikt in 
No. 255, Deller in No. 257, Joachim Pleier in No. 264, 
Abraham Schwalb in No. 282, Markus Mayer in No. 319, 
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Löw Beer in No. 320, Gottlieb Benedikt in No. 321, David 
Mosser in No. 334, Israel Ullmann in No. 366, Karoline 
Lederer in No. 367, Simon Strauß in No. 414, Salomon 
Mayer in No. 482, Sara Offner in No. 103 und Benedikt 
der jüngere in No. 501, Moses Singer in No. 103, Phi- 
lippine Rosenfeld mit ihrem Mann (!) in No. 120, Mar- 
garethe Fischer in No. 405, Bermann Benedikt in No. 260, 
Bernard Schwalb in 207, Lazar Mosser ״mit Bewilligung 
ganzjährig“ in No. 434.

'Trotzalledem trieben die Juden als Kurgäste gemel- 
det ihren Handel ruhig weiter, sodaß am 5. Nov. 34 die 
Anzeige erstattet wurde, daß die Juden, obwohl sie nur 
als Kurgäste angemeldet erscheinen, ״demohngeachtet 
ihren Hausierhandel mit Ausnahme des Lazar Mosser, 
welchem die Bewilligung zur Traiteurnahrung auch für 
den Winter ertheilt wurde, hierorts ununterbrochen be- 
treiben“.

1835.
Am 27. Januar 1835 kam eine neue Kundmachung 

Karlsbad zu räumen ״für alle sich hierorts aufhaltenden 
Israeliten mit Ausnahme des Traiteurs Lazar Moser“. 
Sofort reagierten die Betroffenen mit einer Flut von Qe- 
suchen, aber nicht an die Stadt, sondern ans Kreisamt. 
Unter diesen Gesuchen findet sich hie und da eines, das 
sich über die Schablone erhebt und Beachtung verdient. 
So das der Sibilla Mayer, der Frau des Salomon Mayer, 
in dem hervorgehoben wird, daß die Gesuchstellerin 
schon seit 40 Jahren ״beinahe ununterbrochen ihren 
wohnhaften Aufenthalt gepflogen.......mit der Bürger- 
schäft und übrigen Bewohner Carlsbads immerfort ruhig, 
verträglich und dienstfertig gelebt, und es ist durch 
diesen langen 40jährigen Zeitraum weder gegen sie noch 
gegen ihre Familie jemals die geringste Klage.... vor- 
gekommen, daher dieses ihr ausgezeichnetes, tadelloses 
Betragen in gegenwärtigem Abschaffungsfalle gewiß 
einige schonende Nachsicht verdienen dürfte“. Sie weist 
in ihrem Gesuche weiters darauf hin, daß sie für die 
Karlsbader Gemeinderenten von einigen Nutzen sei, 
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indem sie außer der Handlungstaxe von 26 fl. C. M. und 
der Hausiertaxe von 7 fl. 50 ״auch noch auf Herstellung 
der Teppenhofstraße einen Betrag von 2 fl., auf den Bau 
der Sprudelwundenheilung (!) 4 fl., ferner an Kurtaxe für 
sich und ihren Mann 10 fl. und selbst zur besseren Dotie- 
rung des Armeninstituts einen Beitrag von 2 fl. freiwillig 
und unaufgefordert geleistet haben“. Die Gesuche mach- 
ten immer ihren Weg zum Karlsbader Magistrat, dessen 
Antwort stets die gleichlautende war: Hinweis auf das 
Privilegium vom Jahre 1499, das die Lichtenstädter 
Juden seit 1799 immer wieder zu umgehen trachten, so 
daß der Magistrat Jahr für Jahr einschreiten müsse. Seit 
einigen Jahren sei es in Mode gekommen, daß die Lich- 
tenstädter Juden im Winter Kurgäste sein wollen. Das 
sei jedoch nur leere Ausflucht, zumal in der rauhen 
Jahreszeit der Kurgebrauch sogar abträglich sei, nur 
wenn nachgewiesen würde, u. z. vom Kreisphisikate, daß 
der Kurgebrauch unaufschiebbar sei, dann wäre einem 
Gesuche Gehör zu schenken. Der Magistrat bemerkt 
aber noch, daß nie mit voller Sicherheit festgestellt wer- 
den könne, ob die Gesuchsteller die Badekur gebrauchen, 
 indem wenn auch zu diesem Ende für jeden einzelnen״
dieser israelitischen sogenannten Kurgäste — eine beson- 
dere Aufsicht gestellt würde, diese zu dem beabsichtig- 
ten Zwecke dennoch aus dem Grunde irre führen würde, 
weil die Israeliten die bestellte Aufsicht dadurch leicht 
irre führen können, indem sie nur jeden Morgen sich 
das Mineralwasser vom Brunnen nach Hause kommen 
zu lassen brauchen — ohne jedoch hievon zu genießen, 
oder des Genusses zu bedürfen. Die Hauswirthe aber, 
welche in dieser Beziehung Auskunft zu geben im Stande 
seyn dürften, bei den ihnen durch die Anwesenheit der 
Israeliten erwachsenden Vortheilen — für glaubwürdige 
Zeugen nicht angesehen werden können.“

Da aber das Kreisamt dennoch eine eingehende 
Untersuchung fordert, erfolgt sie durch den Oberauf- 
seher Breitenfelder, der konstatiert, daß z. B. Salomon 
Mayer und Familie über 10, Salomon Benedikt mehr als 
30 Jahre, Löw Teller, Israel Ullmann 5 Jahre, Löw Beer
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12 Jahre, Markus Rosenfeld 20 Jahre, Sara Beck 4 Jahre, 
andere 2 Jahre ununterbrochen in Karlsbad wohnen. 
Ferner wird konstatiert, daß Israel Ullmann im Hause 
No 366 eine Wohnung halbjährig gemiethet habe, das- 
selbe sei der Fall bei der Margarethe Fischer, ebenso 
Löw Teller, auch Salomon und •Rachel Benedikt im 
Hause No 255. — Am 8. März traf die Entscheidung ein: 
sämtliche Gesuche wurden abgewiesen. Der Magistrat 
forderte daher alle Israeliten auf, binnen längstens 
3 Tagen Karlsbad zu verlassen. — Im Oktober desselben 
Jahres wartete das Kreisamt neue Gesuche gar nicht ab, 
sondern forderte mit Erlaß vom 11. Nov. den Magistrat 
spontan auf, die Judenparteien zu bedeuten, binnen 
8 Tagen Karlsbad zu verlassen. Nur einige wenige wur- 
den tatsächlich als Kurgäste angesehen und ihnen zu 
bleiben gestattet, nur durften sie keine Geschäfte be- 
treiben und ihre Familien mußten nach Lichtenstadt 
zurück.

1836 und 1837.
Das Jahr 1836 verläuft etwas ruhiger, wenn es auch 

nicht an einzelnen Ausweisungen fehlt. Aber am 9. Dez. 
des Jahres 836 müssen wieder 14 Juden den Ausweisungs- 
befehl erhalten und am 10. Januar 837 klagt Marktauf- 
seher Riedl in bewegten Worten, daß ״nichtsdesto- 
weniger alle verzeichneten Glieder dieser Judenfamilien 
Tag täglich auf den Gassen herumziehen und so auf diese 
Art der an sie erlassenen Verordnung spotten und der 
Polizeyaufsicht ins Gesicht lachen“. Ebenso ist der Kur- 
gebrauch wie immer nur Deckmantel. ״Bei den benann- 
ten Umtrieben der Juden und dem Einverständnisse 
jener Bewohner Karlsbads, bei welchen sich diese ein- 
gemiethet haben, ist es nicht möglich, die sämtlichen 
Juden einer strengeren Kontrolle zu unterziehen, wenn 
nicht durch anderweitige Maßregeln ihrem Einschleichen 
Schranken gesetzt wird.“

Der Magistrat ging auch wirklich daran, schärfere 
Maßregeln anzuordnen. Vorerst erließ er ein Dekret an 
das Marktcommissariat, in dem die Polizeidirektion be-
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schuldigt wird, daß ihr ״an der Exequierung hierämt- 
licher Anordnungen wenig am Herzen liege“. Daher soll 
das Marktcommissariat ein Verzeichnis aller befugten 
Hausierer der Polizeimannschaft geben mit dem Be- 
fehle, alle unbefugten Hausierer an die k. k. Gefällen- 
wach-Bezirksleitung gestellig zu machen. An dieses Amt 
ging wieder die Anzeige, daß nicht nur die befugten 
Hausierer, sondern auch alle ihre Familienmitglieder 
herumhausieren und ganze Waarenlager haben. — Trotz- 
alledem legt Riedl am 31. Januar ein Verzeichnis von 
10 Judenfamilien vor, die sich noch immer in Karlsbad 
aufhielten. Am 3. Feber erhalten sie den Ausweisungs- 
befehl, worauf abermals die usuellen Gesuche mit ärzt- 
liehen Attesten — diesmal waren die meisten von der 
Grippe befallen — eingebracht werden. Am 3. März 
lautet die lakonische Meldung Riedels, ״daß die sämt- 
liehen Familien mit Ausnahme des Salomon Benedikt 
hier anwesend seinen“. So kam die Kurzeit. Das Markt- 
commissariat wurde jetzt angewiesen, ״gleich nach be- 
endeter Kurzeit die hier anwesenden Israeliten anher 
anzuzeigen, um sofort diesfalls unverweilt das erforder- 
liehe verfügen zu können“. Am 18. Oktober wird das 
Verzeichnis vorgelegt: 21 Juden, viele mit ihren Fami- 
lien befänden sich noch in Karlsbad. Am 28. Oktober er- 
hielten sie den Befehl, die Stadt binnen 8 Tagen zu ver- 
lassen ; nur wenigen Gesuchen wurde stattgegeben. 
Dennoch waren am 19. Nov. noch mehrere da, so daß 
am 24. ein zweiter Erlaß an die Juden erging, Karlsbad 
binnen 3 Tagen zu verlassen. Am 18. Dez. hielten sich 
7 Juden noch unbefugt in der Stadt auf; diese gaben aller- 
dings an, daß sie in Wirthshäusern übernachten und 
dann und wann von Karlsbad abwesend wären.

In diesem Jahre verschärfte sich die Situation durch 
folgenden Streitfall. Die Stadt gab jährlich am Mühl- 
brunnen Standplätze in Miethe, wobei die Waaren auf 
Tischchen ausgestellt und während der Trinkkur feil- 
geboten wurden. Die Stadt vermiethete nun an Moritz 
Rosenfeld und an einen gewissen Löwenstein zwei 
Standplätze. Darüber natürlich große Aufregung. Zwei 
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bürgerliche Ausschußmänner kamen zum Magistrat 
und beschwerten sich darüber im Namen aller 
Ausschußmänner. Besonders ärgerlich sei es, daß diese 
2 Juden Buden und nicht Tische aufgestellt hätten und 
auch außer der Trinkzeit feilbieten. ״Hierdurch wird der 
Mühlbadeplatz und respective der Raum zum Prome- 
nieren der Kurgäste geschmälert, und da die Juden über- 
haupt gewohnt sind, die denselben eingeräumten Befug- 
nisse zu überschreiten, so ist es auch bei jenen 2 Juden 
der Fall, welche nur mit Hausierpässen versehen sind“. 
Da aber diese Standplätze besser wären als die auf der 
Wiese, wird gebeten, dieselben nur Karlsbader Bürgern 
zu geben. Die städtische Anwaltschaft gibt auf diese 
Klage die Äußerung ab, daß die Standplätze sicherlich in 
erster Reihe Karlsbader Bürgern gehören, daß aber die 
Karlsbader die Plätze gar nicht angesprochen hätten, sie 
infolge dessen Fremden gegeben wurden. Die Anwalt- 
schäft stellt daher den Antrag, den 2 Juden die Plätze 
zu belassen, solange kein Karlsbader sich um sie be- 
werbe, aber ihnen zu befehlen, die Buden niederzureißen 
und wie die anderen nur auf Tischen feilzubieten. Das 
geschah auch. Rosenfeld rekurierte zwar gegen diese 
Entscheidung an das Kreisamt, doch wurde er mit seinem 
Rekurse abgewiesen.

1838 und 1839.
Die Jahre 1838 und 1839 bilden den Höhepunkt in 

diesem so einförmigen und doch so entsetzlichen Klein- 
krieg.

Am 4. Januar werden 11 Juden als stabil in Karls- 
bad wohnhaft gemeldet. Diesmal ging der Magistrat 
etwas milder vor. Der Polizeiwachtmeister Markgraf 
wurde beauftragt, zu eruieren, ob unter den Juden, die 
Aufenthaltsbewilligung haben, deren Familien aber 
Karlsbad räumen müssen, nicht auch kleine Kinder 
wären, die füglich von ihren Eltern nicht getrennt wer- 
den dürften. Am 10. Februar meldet Markgraf, es sei 
nicht der Fall. Der Wilhelmine Benedikt, deren Kind 
später erkrankte, wurde der Aufenthalt bis 1. April be- 
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willigt, dem Moses Löwenstein ebenfalls aus demselben 
Grunde; auch der Sophie Kohn, die von einem toten 
Kinde entbunden wurde.

Am 16. Februar werden wieder 10 Juden beauftragt, 
die Stadt binnen 48 Stunden zu verlassen. Am 3. März 
waren sie aber noch immer da.

Ende Oktober hub der Tanz von vorne an. Dies- 
mal erging auch eine Kurrende an die Ärzte, ״sie wollen 
bei Ausstellung der Krankheitszeugnisse für jene israeli- 
tischen Individuen, die sich außer der Kurzeit und unter 
dem Vorwande hier aufhalten, als brauchten sie die hie- 
sigen Heilquellen, mit größter Strenge und Gewissen- 
haftigkeit vorgehen und jeden dieser Patienten nach 
Entlassung aus der ärztlichen Behandlung anher nam- 
haft machen. Hierdurch allein wird man in den Stand 
gesetzt, die sich außer der Kurzeit unbefugt und zahl- 
reich hier aufhaltenden Israeliten (dermalen 71) der ge- 
setzlichen Anordnung nach von hier wegzuweisen.“ Der 
Magistrat forderte ferner, daß das Zeugnis nur ein in 
Karlsbad praktizierender Arzt ausstelle, daß ferner in 
dem Zeugnis gesagt werde, welchen Brunnen der Be- 
treffende zu trinken habe und wie lange er bleiben 
müsse. Sodann forderte der Magistrat die einzelnen 
Bürger auf, ihre Judenparteien zu delogieren, bei 10 fl. 
Strafe. Trotzdem enthält das Verzeichnis vom 30. Ok- 
tober noch 9 Juden, die sich unbefugt in der Stadt auf- 
hielten. Nun erhielt die Polizeimannschaft den Auftrag, 
der schärfsten Wachsamkeit sich zu befleißen, da die 
Juden besonders unter dem Vorwand, zu hausieren, 
länger in Karlsbad bleiben. Sollte ein Arzt das Zeugnis 
erteilen, der eine oder andere dürfe das Zimmer nicht 
verlassen, muß er erklären, wann er transportabel sein 
dürfte.

Am 3. November abermals ein Erlaß an alle 
Israeliten und die Bürger, daß jeder von diesen, der 
einen unbefugt hausierenden, oder einen Hausierer, der 
sein Warenlager in Karlsbad habe, anzeigt, ein Dritteil 
des Strafbetrages zur Belohnung erhalte. Auch nach 
Schlackenwerth ergeht eine Zuschrift an das Direktorial- 
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amt, die Juden von Lichtenstadt aufmerksam zu machen, 
daß sie in Karlsbad keine Handelsgeschäfte betreiben 
dürfen. Eine weitere Zuschrift wurde geschickt an die 
Kameralgefällenwacht-Bezirksleitung, in Gemeinschaft 
mit dei Polizei ordentlich Aufsicht zu üben. Am 7. No- 
vember werden auch mehrere Bürger vernommen, die 
Juden in Herberge hatten; sie alle versprachen, Juden 
nicht mehr aufnehmen zu wollen. Da aber einige Juden 
sich noch immer nicht entfernen wollten, wurde am 
20. November das Schlackenwerther Amt aufgefordert, 
diese. Juden abzuberufen. Das Recht, Lichtenstädter 
Juden Karlsbad zu verweigern, so wurde geschrieben, 
habe Karlsbad 1. durch das Privilegium vom Jahre 1499; 
2. nach dem Patent vom 3. August 1797, laut welchem 
keine Juden in einem Orte sich aufhalten dürfen, in dem 
1725 keine Juden geduldet waren; 3. weil nach höchster 
Hofverordnung vom 22. November 1821 Juden die Be- 
fugnis zu Handel und Gewerbe nur in ihrem Familien- 
orte haben und nur der Pächter eines Tabakverlages, 
eines Fluß- oder Branntweinhauses während der Pacht- 
dauer in einem fremden Orte wohnen dürfe; 4. weil 
nach Weisung des Patentes vom 3. August 1797, § 36, 
kein Amt, unter dessen Schutz ein Jude steht, das Recht 
hat, diesem eine Aufenthaltsbewilligung für einen 
anderen Ort zu erteilen; 5. weil laut Hofreskript vom 
7. August 1765 und 10. Februar 1785 die Juden ohne 
höhere Genehmigung nicht ihren Familienort verlassen 
dürfen, um anderwärts Handel und Gewerbe zu be- 
treiben, worauf die k. k. Kreisämter nach § 39 des Juden- 
patents strenge zu achten haben; 6. weil das k. k. Kreis- 
amt es oft anordnete, daß außer Kurzeit nur jüdische 
Hausierer nach Karlsbad kommen dürfen, unter genauer 
Beobachtung des Hausierpatents.

* * ♦
Unter den in dieser Zeit Ausgewiesenen befand sich 

auch Jacob Lederer, der im Hause Nr. 276 eine jüdische 
Restauration im Sommer hatte, und um Aufhebung 
der Ausweisung bat. Er begründete sein Gesuch 
damit, daß er die Bewilligung habe zur Ausübung 
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des jüdischen Traiteurgewerbes ״während der Zeit, als 
israelitische Curgäste anwesend sind, in Karlsbad aber 
dermal auch wirklich der Fall vorhanden ist, daß bei 
ihm einige dergleichen Curgäste sowohl Mittags als 
Abends zu Speissen pflegen, übrigens aber nach Karls- 
bad fast alle Tage fremde Israeliten theils Geschäfte 
halber, theils auch in der Durchreise begriffen, kommen“. 
Diesen sei der Bestand zweier jüdischer Geschäfte sehr 
willkommen, damit sie nicht ausschließlich auf den Trai־ 
teur Moser angewiesen wären. Er bittet also, man möge 
auch ihm gleich Lazar Moser gestatten, im Winter dazu- 
bleiben. Er wurde natürlich abgewiesen.

* * *

Alle diese Maßregeln befriedigten die legitimierten 
Handelsleute von Karlsbad nicht. Am 21. November 
1838 reichten sie an den Magistrat folgendes Gesuch ein:

 Löblicher Magistrat! Schon mehrmals sind die״
hiesigen Handelsleute gegen die sie in ihrem Handel be־ 
einträchtigenden Lichtenstädter hier förmlich domicilie- 
renden Juden klagbar geworden, allein es sind alle zur 
Abschaffung derselben vom hiesigen löbl. Magistrat ein- 
geleiteten Maßregeln wirkungslos geblieben, weil die 
hier sich aufhaltenden Judenfamilien, ungefähr 60 an der 
Zahl, jeder Verordnung arglistig durch Reisepässe, 
Krankenzeugnisse usw. zu hintergehen wußten, und 
auch von den Hausbesitzern, bei denen sie hier wohn- 
haft sind, die diesfalls an sie ergangenen Verbote nicht 
berücksichtigt worden sind.

Da nun diese Handelsjuden, jemehr es ihnen seither 
gelungen ist, alle Verordnungen zu umgehen, desto 
dreister geworden sind, und sie allen Gesetzen Hohn 
sprechend ihren unbefugten Handel freyer und unge- 
scheuter als je forttreiben, ja sich wirklich so benehmen, 
als wenn sie durch den seit mehreren Jahren durch 
Ränke behaupteten Aufenthalt förmlich das Bürgerrecht 
hier erworben hätten, und allen reelen Handelsverkehr 
hier zu Grunde richten, so sehen sich die hierdurch sich 
bedrückten unterzeichneten hiesigen Handelsleute ge-
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nöthigt, einen Löbl. Magistrat um Schutz gegen diesen 
Unfug umso dringender zu bitten, da solcher wirklich 
aufs höchste gestiegen, und ohne der baldigsten Abhilfe 
ihre Existenz gefährdet ist.

Da der hausierende Jude herumwandernd seinen 
Lebensunterhalt verdienen soll, nicht aber an ein und 
demselben Ort zur Bedrückung der ansässigen legiti- 
mierten Handelsleute sich Jahrelang wohnhaft aufhalten 
soll, und da besonders aber unser Badeort gleich den 
Bergstädten das Privilegium hat, daß kein Handelsjude 
hier übernachten darf, so bitten die Unterfertigten er- 
gebenst: Ein löbl. Magistrat wolle in diesem Sinne ge- 
gen die hier sich aufhaltenden Lichtenstädter Juden mit 
aller Strenge verfahren, und die geeignetesten Maß- 
regeln auch während der Sommermonate fortgesetzt in 
Anwendung bringen, da schon vermöge unseres Privi- 
legiums die hier Handeltreibenden Juden durch das ganze 
Jahr ohne alle Ausnahme hier nicht wohnhaft seyn dür- 
fen, wenn wir auch unberücksichtigt lassen wollen, daß 
überhaupt die Behauptung der Juden ״Carlsbad sey wäh- 
rend der Sommermonate ein Jahrmarkt“ falsch ist. Es 
ist wohl den legitimierten Handelsleuten gestattet, wäh- 
rend der Sommermonate ihre Waaren in öffentlichen 
Läden hier feilzubieten, und in solchen gleichet unser 
Badeort während der Saison allerdings einem Jahr- 
markt; es ist aber vom höchsten Orte außer den jähr- 
lieh zweimal hier stattfindenden Jahrmärkten ein Dritter, 
und zwar 5monatlicher Jahrmarkt nicht anerkannt“.

Auf dieses Gesuch hin beschloß der Magistrat, sich 
abermals zum soundsovieltenmale an das Kreisamt um 
Abhilfe zu wenden. Der Magistrat gesteht zwar, daß 
die Wünsche der legitimierten Handelsleute etwas zu 
weit gehen, tatsächlich schlagen aber die Juden dem 
Stadtprivilegium ununterbrochen ein Schnippchen, indem 
es nie an Ärzten fehle, die Krankenzeugnisse den Ju- 
den geben, sodaß diese 20 bis 40 Jahre hindurch jahr- 
aus jahrein sich da aufhalten und Schacher treiben. 
Während einem christlichen Kurgast, ob Inländer oder 
Ausländer, während seiner Kurzeit hier Geschäfte zu 
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machen verboten ist, verstehen es die Juden das Ver- 
bot zu umgehen, ״indem ein Familienglied gewöhnlich 
einen Hausierpaß erhebt, drei und vier andere aus der- 
gleichen Familien sich mit Krankenzeugnissen allhier 
einmiethen, und dann alle zusammen im Sommer in 
Gewölben außer der Kurzeit hausierend Handel trei- 
ben“. Die Kontrolle, die der Magistrat übe, werde durch 
die Verhältnisse und die Lage der Stadt sehr erschwert. 
Darum ersucht der Magistrat, das Kreisamt möge an 
alle Ortsbehörden des Kreises ein Circular erlassen, 
 -daß künftighin auch während der Kurzeit keinem Hau״
sierer gestattet werde, in Karlsbad ein Gewölbe zu be- 
ziehen und Niederlage von Waaren zu halten, indem dies 
nur ein ausschließliches Recht von förmlich legitimier- 
ten Handelsleuten ist, und der Hausierer im Sommer 
kein anderes Recht ausüben könne, als ihm das höchste 
Hausierpatent außer dieser Jahreszeit einräumt“. Zur 
Begründung dieses Wunsches wird das Hausiergesetz 
angezogen, das nur ein Herumwandern gestatte, aber 
nicht das ständige Verweilen an einem Orte; widerlegt 
wird ferner die Behauptung, Karlsbad sei im Sommer 
einem Jahrmarkt gleich zu achten. Hervorgehoben wird 
das Privilegium vom Jahre 1499 und der Erlaß von 
1797, wonach Juden nur dort wohnen dürfen, wo sie 
1725 schon gewohnt haben, ferner die Verordnung vom 
22. Nov. 1821, wonach Juden Handel nur in ihren 
Familienorten treiben dürfen, jedoch hausieren überall 
dürfen. Und ist ihnen ausnahmsweise gestattet, an 
fremden Orten sich aufzuhalten, dürfen sie laut Wei- 
sung der L. Gl. V. O. vom 10. Feber 1785 keine Ge- 
schäfte da treiben. Das Kreisamt habe sich auch oft 
schon in diesem Sinne ausgesprochen, so am 15. Mai 
1824, 20. Januar 1832, am 17. Okt. desselben Jahres, 
13. Feber 1835, ferner am 29. März, 6. Mai und 20. Mai 
1835. So möge denn das Kreisamt abermals sprechen.

Dem legitimierten Handelsstande wieder schreibt der 
Magistrat, daß seiner Bitte um Ausschließung der Juden 
nicht willfahrt werden könne. Zwar ist das Privilegium 
da, aber die höchsten Verordnungen vom 7. Sept. 1782 
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und 15. Mai 1783 schließen die Juden nicht aus den Bade- 
orten, sondern nur aus den Bergstädten aus. Doch, fügt 
der Magistrat hinzu: ״die Juden hätten in Karlsbad nie 
so überhand nehmen können, wenn mehrere aus de! 
Bürgerschaft mit ihnen nicht gemeinschaftliche Sache 
machten, um durch ihre Beherbergung außer der Kur- 
zeit die gesetzlichen Anordnungen zu umgehen und das 
Beste ihrer Mitbürger hintanzusetzen“. Darum sollen 
alle dem Magistrat behilflich sein durch Ausforschung 
und Anzeige dieser Gewerbsstörer. Das Gesuch des 
Handelsstandes sei übrigens an das Kreisaint mit Ein- 
begleitung abgegangen.

Am 6. Feber 1839 erschien nun folgende schwer- 
wiegende Bekanntmachung des k. k. Kreisamtes:

 -Obgleich nach den bestehenden Gesetzen über״
haupt und insbesondere nach einem vom Könige Wla- 
dislaus der Stadt Karlsbad im Jahre 1499 verliehenen 
Privilegium keinem Israeliten außer der Kurzeit sich 
dortorts einzumiethen gestattet ist, so haben dennoch 
bereits seit einer Reihe von Jahren mehrere Israeliten 
des hiesigen Kreises mit der nur ihnen eigenthümlichen 
List und Dreistigkeit dieses der Stadt Karlsbad zu- 
stehende Ausschließungsrecht auf jede mögliche Weise 
dergestalt zu umgehen gewußt, daß beinahe Jahr für 
Jahr über mehrfache dringende Beschwerden der Karls- 
bader berechtigten Handelsleute, die Ausweisung der 
sich in dem genannten Kurorte eingenisteten Handel 
treibenden Juden zur hierämtlichen Verhandlung kömmt. 
Ein unter den Israeliten besonders in der letzteren Zeit 
in Aufnahme gekommenes Mittel, sich den Winterauf- 
enthalt in Karlsbad zu sichern, besteht in dem Vorwande 
des Kurgebrauches, dessen Nothwendigkeit die Meisten 
derselben selbst durch Produzierung ärztlicher Zeug- 
nisse nachzuweisen wissen. Da jedoch die rauhe Jahres- 
zeit schon an und für sich zur Brunnenkur in der Regel 
nicht geeignet ist, und sich nur in den seltenen Fällen, 
wo dieser Kurgebrauch ohne wesentliche Gefahr bis zur 
gewöhnlichen Kurzeit nicht verschiebbar wäre, glaub- 
würdig rechtfertigen läßt, so findet sich das Kreisamt 
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über eine neuerliche Anzeige des Karlsbader Magistrats 
und im Geiste des allerhöchsten Judenpatents zu der 
allgemeinen Verlautbarung bestimmt, daß es künftighin 
außer der Kurzeit den Israeliten unter keinem Vorwande, 
und zwar ebensowenig gestattet werde sich in Karls- 
bad aufzuhalten, als während der Kurzeit in der Eigen- 
schäft von Hausierern ein Gewölbe zu beziehen oder 
Niederlagen für Waaren zu halten, indem dies nur ein 
ausschließliches Recht der förmlich legitimierten Han- 
delsleute ist, den Hausierern jedoch selbst in dieser 
Jahreszeit kein weiteres Befugnis zugestanden werden 
kann, als jenes, welches ihnen das allerhöchste Hausier- 
patent im Allgemeinen gestattet.

Die Dominien und Magistrate werden demnach be- 
auftragt, den dortorts domizilierenden oder dahin ge- 
hörenden Schutzjuden obige Verordnung genau, und zwar 
mit dem Beifügen bekannt zu geben, daß der Karlsbader 
Magistrat unter einem ermächtigt werde, jeden sich im 
Kurorte unbefugt aufhaltenden Israeliten ohne weitere 
Anzeige in seinen Wohnort abzuschieben, und gegen 
dessen Unterstandgeber nach Maßgabe des Strafgesetz- 
bûches II. Theil fürzugehen.

Nicht minder wird es die Pflicht der Schutzämter 
sein, den Aufenthalt, die Beschäftigungsart und Erwerbs- 
zweige der ihrem Bezirke zugewiesenen israelitischen 
Partheien genau zu überwachen, und sich im Falle einer 
vorgekommenen Unzukömmlichkeit oder gesetzwidrigen 
Handlung durch ein strenggesetzliches Verfahren vor 
eigenen Verantwortungen zu schützen“.

Die Handelsleute Karlsbads hatten somit ihren 
Willen durchgesetzt. Es war das zwar nicht etwa ein 
neuer Erlaß. Schon im Jahre 1826 hatte das Kreisamt 
d. d. 17. Nov. entschieden, daß in Gemäßheit des hoch- 
sten Hofkammerdekret vom 20. September desselben 
Jahres die Lichtenstädter Juden als Hausierer kein 
Recht haben, Kaufmannsläden zu eröffnen. Jedoch die 
Erneuerung dieser Entscheidung war diesmal von be- 
sonderer Tragweite. Das Circular erhielt der Polizei- 
Wachtmeister, jeder Hausbesitzer, der Gewölbe ver- 
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miethete, jeder Karlsbader Kauf- und Handelsmann und 
das Rentamt, außerdem wurde es an mehreren Stellen 
affigiert. Und als der Lichtenstädter Hausierer Josef 
Lederer ein Gewölbe mieten wollte, untersagte es der 
Magistrat. Lederer rekurierte, da er schon im Sommer 
1838 ein Gewölbe hatte. Der Magistrat verneinte das, 
meint aber schließlich, wenn Lederer auch eines schon 
gehabt hätte, so war das unberechtigt und erschlichen. 
Das Kreisamt, das auf den Magistrat überhaupt nicht 
gut zu sprechen war, weil er die amtliche Verordnung 
vom 6. Feber öffentlich zu plakatieren sich erlaubt 
hatte, gab dem Rat Tschepper einen gehörigen Rüffler, 
da er es wagte, in trotzigem und drohendem Tone zum 
Kreisamte zu sprechen, wenn es in Sachen Lederer der 
Stadt nicht recht gebe. Schließlich half sich Lederer, 
indem er das Qewölbe durch den Eibogner Kaufmann 
Kriegelstein miethen und das Geschäft durch seine Frau 
führen ließ.

♦ * 
♦

Den Ausweisungsbefehl erhielt auch der Restau- 
rateur Lazar Moser. Der Erlaß lautete: ,,Das Wohllöbl. 
k. k. elbogner Kreisamt hat mit k. k. kreisämtlicher Ver- 
Ordnung vom 6. Feber 1839 Z. 19170 die Abschaffung der 
sich unbefugt in Karlsbad aufhaltenden Israeliten geneh- 
migt, und mit Entscheidung vom 7. d. Z. 18185 zu ver- 
ordnen befunden, daß auch die beiden israelitischen 
Traitteurs Jakob Lederer und Lazar Moser aus Lichten- 
Stadt von hier entfernt werden, weil bei dem Nichtvor- 
handenseyn jüdischer Partheyen die Errichtung und 
Haltung einer derlei Traitteurie in der Gänze über- 
flüssig und unzulässig erscheint. Hievon wird Lazar 
Moser mit dem Beisatze verständigt: binnen 14 Tagen 
bei Vermeidung unangenehmer Zwangsmaßregeln die 
Stadt Karlsbad zu verlassen.“ Lazar Moser hatte aber 
sein verbrieftes Recht, im Winter ebenfalls sein Gewerbe 
in Karlsbad ausüben zu dürfen. Wir haben die Entschei- 
dung darüber auf Seite 59 abgedruckt. Dieses seinem 
Vater gegebene Recht ■wurde vom Magistrate am
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1. März 1833 auf ihn übertragen mit folgendem Bescheid: 
 -Da der israelitische Traiteur David Moser aus Lichten״
Stadt auf die Berechtigung, sich mit seiner Familie zum 
Behufe des Vertriebes der Traiteur-Nahrung auch wäh- 
rend der Winterszeit in Karlsbad aufzuhalten, laut des 
beigebrachten Reverses zu Gunsten seines Sohnes Lazar 
Moser Schutzjuden aus Lichtenstadt Verzicht geleistet 
hat; so wird dem Lazar Moser über das mit seinem 
Vater David Moser gemeinschaftlich überreichte An- 
suchen das Befugniss zum Betriebe der Traiteurnahrung 
für Israeliten in der Badestadt Karlsbad und die Be- 
willigung zum Aufenthalte in der Stadt Karlsbad auch 
während der Winterszeit zum Behufe des Vertriebes der 
Traiteurnahrung !gegen dem ertheilt, 'daß sich David 
Moser samt seiner Familie von Karlsbad zu entfernen 
tmd Lazar Moser statt des von seinem Vater bisher be- 
zahlten jährlichen Garküchlerzinses per 25 fl. für die 
Zukunft einen jährlichen Zins von 50 fl. in die städti- 
sehen Qemeinderenten zu entrichten habe. Hievon wird 
die Anwaltschaft, dann David und Lazar Moser in 
Kenntnis gesetzt.“

Mit diesen Dokumenten in der Hand ergriff Lazar 
Moser die Rekursbeschwerde gegen den ihm zugestellten 
Ausweisungsbefehl. Die Erledigung des Rekurses war 
allerdings schon am 20. Sept, dem Magistrate intimiert 
worden. aber der Magistrat hatte alle Ursache, darüber 
stillschweigend hinwegzugehen und glaubte, mit der wei- 
teren Duldung Mosers in Karlsbad genug getan zu haben. 
David Moser jedoch gab sich damit nicht zufrieden und 
verlangte am 12. Mai 1840 den Bescheid. Er wurde ihm 
auch d. d. 15. Mai 1840 mit folgendem Wortlaut zuge- 
stellt: ״An den Traitteur Lazar Moser. Nachdem der 
israelitische Traitteur Lazar Moser unterm 12. Mai 1840 
Z. 1938 die Bitte stellt, womit ihm die Erledigung seiner 
Rekursbeschwerde gegen die Anordnung Z. 526 pol. 1839 
die Stadt Karlsbad zu verlassen zugestellt werde, eröff- 
net man demselben: daß in Folge dieser Rekursbeschwerde 
gemäß hohen Gubernialdekrets vom 31. Aug. 1839 
Z. 48380 dem Magistrate mit k. k. kreisämtlicher Ver-
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Ordnung vom 20. Sept. 1839 Z. 14877 intimirt wurde, daß 
der israelitische Traitteur Lazar Moser in seinem bis- 
herigen Nahrungsbetriebe zu schützen sey, ohne daß ihm 
dadurch irgend ein neues Recht verliehen werde. Wonach 
dem Lazar Moser die Aufenthaltsbewilligung und Aus- 
Übung der Traitteurwirthschaft in Karlsbad gegen dem 
unbenommen bleibe, daß derselbe den ihm anrepartirten 
Garküchlerzins an die städtischen Gemeinderenten der 
Ordnung nach fortentrichte, sich in allen und jeden als 
Polizeigewerbsmann den bestehenden gesetzlichen An- 
Ordnungen füge, und namentlich Beherbung von Par- 
theien und Gestattung die Abhaltung des israelitischen 
Gottesdienstes in den von ihm gemietheten Realitäten 
unter seiner persönlichen Dafürhaftung enthalte.“

* ♦

Aber auch die anderen Lichtenstädter nahmen dies- 
mal die Ausweisung nicht ruhig hin. Die Zeiten waren 
doch andere geworden. Die Lichtenstädter beschlossen 
einen Generalrekurs gegen den Karlsbader Magistrat 
beim Gubernium einzureichen.

Am 16. Mai erhielt der Magistrat den Auftrag, 
binnen 8 Tagen über den Rekurs Bericht zu erstatten. 
Am 29. Mai erbittet der Magistrat noch eine weitere 
Frist von 8 Tagen behufs Erstattung ״dieses volumi- 
nösen Berichtes“. Nicht weniger als 5 Bogen füllt dieser 
Bericht, der nichts anderes ist als die Geschichte der 
Judeninvasion nach Karlsbad und der dagegen getrof- 
fenen Maßregeln. Der Bericht lautet:

 -Wohllöbliches k. k. Kreisamt! Wenn der gehör״
samst gefertigte Magistrat in Vertretung der kgl. Stadt 
Karlsbad und im Namen aller Karlsbader Bürger den 
ihm laut k. k. kreisämtlicher Verordnung von 21/28 s. 
Z. 5645 u. 5794 abgeforderten Bericht mit der ehriurchts- 
vollen Bitte um Aufrechthaltung der dieser Stadt aller- 
höchst konzessionierten Rechte und Privilegien und der 
dieselbe im Allgemeinen beschützenden Gesetze über- 
haupt beginnt: so geschieht dies im festen Vertrauen auf 
die heilige Gerechtigkeit, welche die hohen Landes­
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Behörden beseelt, und mit dem das widerrechtliche Be- 
nehmen der Gegner abgedrungenen Vorsatze, das dies- 
falls engverflochtene Interesse der Stadt und־ Bürger- 
schäft mit ebenso redlichen als unerschütterlichen Eifer 
zu verwahren und zu vertheidigen.

Bis zu Ende des vorigen Jahrhunderts hielt sich in 
Karlsbad ein Israelit nie anders auf als Kurgast, und mit 
dem Jahre 1798 ergab es sich erst, daß einzelne Lichten- 
Städter Familien des Sommers über hier hausierten, und 
eine lange Reihe von Jahren hindurch im Winter immer 
wieder in ihre Heimath rückkehrten, wie jeder andere 
auswärtige Handelsmann. Solange die Lichtenstädter 
Juden in den Schranken der Billigkeit blieben, hatte 
gegen diese Art Handel hier Niemand etwas einzu- 
wenden wiewohl es ..allen Ortsinwohnern recht gut be- 
kannt war, daß den allerhöchst konzessionierten Stadt- 
Privilegien nach sich ein Israelit in Karlsbad ebensowenig 
aufhalten dürfe, wie in irgendeiner Bergstadt, und daß 
schon der Aufenthalt eines Juden in Karlsbad nur inso- 
fern geduldet werden könne als derselbe die hiesigen 
Heilquellen zur Herstellung seiner Gesundheit brauchet 
und brauchen kann, wie jeder Staatsbürger und andere 
Fremde.

Mit dieser Ansicht stellte sich auch die Judenschaft 
der ganzen österreichischen Monarchie zufrieden, nur 
die lichtenstädter Judengemeinde nicht; denn es ver- 
ließen jährlich mehr lichtenstädter Israeliten ihre Hei- 
math, nisteten sich in Karlsbad. ein, sahen sich ohne 
Aufenthaltsbefugniß und ohne Unterschied auf den Um- 
fang des ihnen zukömmlichen Handlungsbefugnisses als 
Meister des Platzes an, und während dem im letzten 
Jahrzehend von 25406 fremden Partheien kaum 30 all- 
hier überwinterten, gieng die Dreistigkeit der lichten- 
Städter Juden soweit, daß die Mehrzahl von ihnen unter 
vorgespiegelten Kurprätext Jahraus Jahrein hier lebten, 
manche von ihnen vorgaben, 12, 25 und 42 Jahre lang die 
Winterkur daselbst brauchen zu müssen, um unter dem 
Schutze von Ärzten, von welchen manche bei Ausstellung 
gewissenloser Zeugnisse nicht zu ängstlich sein durften, 
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hier domicilieren, sich in allerlei bürgerlichen Gewerbe 
mischen, um forthandeln zu können. So kam es, daß ein 
guter Theil der dermaligen lichtenstädter Generation 
hier gezeugt und geboren ward und daß viele Lichten- 
Städter allhier auch starben. Das lichtenstädter Amt hob 
von den sogenannten Karlsbader Juden die Synagogen- 
beiträge bereits der Regel nach durch den gefertigten 
Magistrat ein, zwei israelitische Traiteurs besorgten hier 
die letzten Jahre her alle Bequemlichkeiten für diejenigen 
lichtenstädter Auswanderer, die keine eigene Menage 
führten, und wenn hier aus höheren Rücksichten den 
nichtkatholischen christlichen Glaubensgenossen die Aus- 
Übung !ihres Kultus nicht gestattet werden konnte, so 
setzten sich die lichtenstädter Israeliten sowie über alle 
gesetzliche Beschränkungen, auch noch über dergleichen 
Verbote hinaus, hielten in dem Hause N. C. 434 nach Be- 
lieben öffentlichen Gottesdienst und zogen in ihren geist- 
liehen Talaren nach Gutbefinden in den Gassen herum!

Einem wohllöblichen k. k. Kreisamte ist nun zu wohl 
bekannt, zu wie viel bitteren Beschwerden dieses gesetz- 
widrige Benehmen der lichtenstädter Judengemeinde von 
Seite der durch dieselben bedrückten Karlsbader Handels- 
und Gewerbsleute Anlaß gab und daß ein einmal abge- 
Schaffter Israelit unter zehnerlei Vorwänden immer 20 mal 
des Jahres wieder hieher zurückkehrt. Die hierwegen 
allgemein unter der Bürgerschaft umsich greifende Nah- 
rungslosigkeit veranlaßte nach Verlauf der 1838 jährigen 
Saison neuerliche dergleichen Beschwerden und wie ge- 
wohnlich neuerliche Wegweisungen der sich unbefugt auf- 
haltenden Israeliten von hier.

Gegen diese nun ist die sub 7• rückfolgende Be- 
schwerde der Israeliten aus Lichtenstadt gerichtet, und 
wenn der Rekursverfasser sich bemühet, dießmal seinen 
Mandanten unter dem gleißnerischen Scheine von wegen 
ihres religiösen Glaubens angefeindeten Auswanderer 
unbedingte Duldung und Ausübung ihres Handels zu er- 
schleichen, so glaubet der gehorsamst gefertigte Magi- 
strat lediglich durch eine sachgetreue Darstellung des 
faktischen Herganges der unzulässigen Judeneinwande- 
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rung allhier, ünd Anführung der gegen dieselben sprechen- 
den gesetzlichen Anordnungen diese an und für sich un- 
statthafte und auf durchaus wahrheitswidrigen Angaben 
basierte Rekursbeschwerde ohne alle Beachtung der von 
dem nicht einmal gefertigten Partheivertreter applicirten 
Sophismen und Radamondaten erwidern zu müssen. — 
Daß die lichtenstädter Israeliten sich seit 42 Jahren bei- 
kommen ließen, Karlsbad als ihre eigene Heimath anzu- 
sehen, werden nicht nur die hierwegen bei einem wohl- 
löbl. k. k. Kreisamte verhandelten Akte nachweisen, son- 
dern es erweisen dieß auch die hierseitigen in das Ver- 
zeichniß .־.//־ gebrachten Gerichtsakten zur Genüge. Der 
gehorsamst gefertigte Magistrat ist erböthig, alle diese 
Akten hier und höchsten Orts in Urschrift zu produzie- 
ren und unterläßt vor der Hand die spezielle Herzählung 
aller in denselben verhandelten Fälle daselbst Statt ge- 
habten Anmaßungen der lichtenstädter Israeliten gegen 
die gesetzlichen Beschränkungen ihres Aufenthaltes all- 
hier — um damit die hohen Landesbehörden nicht zur 
Ungebühr zu behelligen; doch kann sich der Magistrat 
hierbei der gerechten Verwunderung nicht erwähren, 
wie Rekurrenten und Rekursverfasser unter diesen akten- 
mäßig erprobten Umständen zu behaupten wagen, daß 
in Karlsbad Israeliten niemals außer der Kurzeit wohn- 
ten, und zu wohnen beabsichtigten. Wäre diese Angabe 
des Rekursverfassers wahr, so entfiele natürlich die vor- 
liegende Rekursbeschwerde von selbst als überflüssig und 
muthwillig, und die unlautere Feder des gesetzunkundi- 
gen Rekursschreibers hätte füglich sich die sträfliche 
Mühe ersparen können, allerhöchsten verblichenen Re- 
genten, dem Karlsbad sein Aufkommen mit verdankt, 
wegen der diesem Kurorte verliehenen Vorrechte und 
den Kurort selbst wegen Ausübung dieser Gerechtsame 
zu verunglimpfen.

Das sub 3/3 in copia auth. anruhende Privilegium 
S. M. weiland Königs Wladislaus untersaget den Israe- 
liten in Karlsbad überhaupt das Recht zu wohnen. Dieses 
Privilegium wurde von allen nachfolgenden Regenten 
bestättiget, und bestehet noch, weil, wie der Rekursver­
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fasser nicht hätte in Abrede stellen sollen, S. k. k. M. 
unser glorreicher Kaiser Ferdinand I. alle Privilegien 
und Gerechtsame seiner teueren böhmischen Städte mit 
höchster Willensentschließung vom 16/1 1836 Z. 1254/224 
zu bestätigen geruhten. Dieses Privileg wurde, wie das 
sub 2/2 allegierte Aktenverzeichniß und der vorliegende 
Rekurs selbst nachweiset auch fortan gehandhabt, und 
sein rechtlicher Fortbestand, außer von der lichtenstädter 
Judengemeinde, auch noch von Niemandem bezweifelt; 
auch ist dieses Privilegium an und für sich gar nichts 
Auffallendes, da außer Karlsbad und denen Bergstädten 
noch viele Städte Böhmens dasselbe Vorrecht genießen, 
Israeliten kein Domizil innerhalb ihrer Mauern zu ge- 
statten. Wäre dieses Privilegium aber auch gar nicht 
vorhanden, so würde es den lichtenstädter Israeliten 
doch nicht gelingen ein Recht nachzuweisen, sich anders 
als als Kurgäste in Karlsbad einmiethen und daselbst 
gar eine unbedingte Handels- und Gewerbsfreiheit aus- 
üben zu dürfen, denn folgende gesetzliche Anordnungen 
widerlegen dergleichen unzukömmliches Ansinnen gänz- 
lieh, als: 1. das Judenpatent vom 3. Aug. 1797 § 26 bis 
28 erklärt, daß an Orten, wo im Jahre 1725 nach dem von 
der h. Landesstelle hierüber jedem Dominio hinaus- 
gegebenen Verzeichnisse kein Jude vorhanden war, ein 
solcher unter keiner Bedingung mehr aufgenommen wer- 
den dürfe. 2. Die Aufsicht, daß außer den vom Gesetze 
streng ausgeschiedenen Fällen nirgends einem Juden 
Aufenthalt gegeben werde, lieget den k. Kreisämtern ob, 
und diejenige Obrigkeit, welche überwiesen wird, eine 
unbefugte Judenfamilienvermehrung in ihrem Juris- 
diktiomsbezirke gestattet zu haben, unterliegt einer 
Strafe von 100 fl., der mitschuldige Beamte von 50 Duka- 
ten (Patent vom 3. Aug. 1797 § 39). 3. Jeder Jude hat 
sich zu einer durch das Gesetz bestimmten Nahrungs- 
und Gewerbsart zu bekennen, und sich dazu von seiner 
Schutzobrigkeit förmlich legitimiren zu lassen. Jenes, 
was die Juden gewissermaßen zum unbeschäftigten Leben 
führen kann, wird ihnen nicht gestattet, mithin auch nicht 
die Pachtung von Schankhäusern, Zehenten,.................  
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. .............Kirchen und aller unter öffentlicher Aufsicht 
stehenden Grundstücken, wie auch Ankauf obrigkeitlicher 
Gründe (Hofdekret vom 19. Feber und 26. April 1797 — 
19. Sept. 1781, 2. Nov. 1799, 26. Nov. 1795 — Hofdekret 
vom 7. Dez. 1837 kundgemacht durch h. Gub. Vdg. vom 
24. Jan. 1838 Z. 62788) und ist gegen jene Israeliten, die 
mit Übergehung dieser Gesetze den Besitz christlicher 
Realitäten erschlichen, nach Weisung des h. Hofdekrets 
vom 23. Dez. 1835 Z. 33945 und h. Gub. Vdg. vom 21. Apr. 
1836 Z. 2615, Hofdekret vom 31. Mai 1798, Vdg. vom 
24. Jan. 1801, 13. Dez. 1804 und 14. Nov. 1807 fürzugehen. 
4. Juden, die sich mit Handel beschäftigen, können die 
Befugniß hiezu nur auf ihrem Familienort erhalten und 
solches dortselbst ausüben, da ihnen außer ihrem Familien- 
ort kein bleibender Aufenthalt erlaubt ist, und kann ihnen 
außer demselben auch dann kein Handel bewilligt wer- 
den, wenn sie sich mit k. k. kreisämtlicher Bewilligung 
als Pächter eines Tabakverlages, Fluß- und Branntwein- 
hauses an irgend einem anderen Orte zeitweilig auf־ 
halten dürfen. (Hofdekret vom 22. November 1821). Das 
höchste Hofrescript vom 5. April 1765 und Hofverord- 
nung vom 10. Februar 1785 untersagen den sich in 
besonderen Fällen mit höherer Genehmigung zeitweilig 
in anderen als ihren Familienorten aufhaltenden Juden 
den Betrieb aller bürgerlichen Gewerbe und Nahrungen, 
insbesondere aber des Handels unter Confiscationsstrafe. 
5. Nach Weisung des § 36, Patents vom 3. August 1797, 
darf sich kein Schutzamt eines Juden beikommen lassen, 
demselben eine Aufenthaltsbewilligung für einen andern 
Ort zu ertheilen. Will ein Jude an einem andern als 
seinem Familienorte einen k. k. Tabakverschleiß und 
Aerealmauth pachten, so muß er nach Weisung des 
höchsten Hofdecrets vom 11. August 1822 das höhere 
Zugeständniß seines Aufenthaltes für die Dauer der 
Pachtung einholen. Nach Inhalt des höchsten Hofdecrets 
vom 5. April 1765, 1. August 1786 und 1. März 1787 er־ 
theilt die höchste Hofkanzlei denen Juden nur an ihren 
Familienorten die Bewilligung Geschäftslokalitäten in 
Christenhäusern zu miethen, und dieses beschränkt sich 
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lediglich aufk. k. priv. Großhändler undFabri- 
kanten; alle übrigen israelitischen Partheien, denen 
aus ganz besonderen Rücksichten hohen und höchsten 
Orts die Einmiethung in Christenhäusern an ihren 
Familienorten gestattet wird, haben sich laut Hofverord- 
nung vom 27. April 1815 jedes Waarenhandels streng 
zu enthalten. 6. Juden, welche ausweislos im Lande 
herumziehen, sind alsogleich, und wenn sie auch keines 
Vergehens oder Verbrechens schuldig wären, in ihre 
Familienorte abzuschaffen, und ist gegen die Unter- 
Standgeber das gesetzliche Strafamt zu handeln. (Hof- 
decret vom 22. Juli 1799 — h. Gub.-Vdg. vom 31. Ok- 
tober 1823.) 7. Von betreibung alles Bergbaues, Handels 
mit Pulver und Saliten, Betretung der k. Bergstädte und 
Hausiren in Wien und ganz Niederösterreich bleiben die 
Israeliten fortan ausgeschlossen, (a. h. Mandat weil. K. 
Maximilian II. vom 6. August 1568 — Rudolf II. und 
Leopold I. Hofdecret vom 7. September 1782 — 15. Mai 
1783 — 6. Feber 1798 — 2. Dezember 1821, Gub.-Vdg. 
vom 10. Mai 1815 — 9. September 1825 — Hofdecret vom 
11. Juli 1822 — elbogner Kreisschreiben vom 30. Okt. 1833 
— Hofdecret vom 4. Mai 1831—Patent vom 21. Dezem- 
ber 1801 — Hofdecret vom 12. Dezember 1832 — Gub.- 
Vdg. vom 8. Jan. 1832, Z. 408, und Patent vom 2. Jan. 1782.) 
8. Die mit h. Landespräsidialvdg. vom 25. Juli 1835, 
Z. 5387, kundgemachte a. h. Entschließung erklärt: die 
den Israeliten in Ansehung mit § 51 des böhmischen 
Judenpatents vom Jahre 1797 zugestandenen Rechte 
werden auch dadurch nicht im Geringsten erweitert oder 
vermehrt, daß dieselben sich freiwillig dem Militär- 
stände widmen und unter Beobachtung der gesetzlichen 
Vorschriften den Ackerbau treiben (Hofdecret vom 
14. Feber 1839 mit Gub.-Vdg. vom 8. März 1839, Z. 11.280) 
und kann auch ein von einem Israeliten vorhabender 
Pacht des Verzehrungssteuerobjekts keine Aus- 
nähme von den in Böhmen für Juden be- 
stehenden Gesetzen und Vorschriften ge- 
währen, worüber die politischen Behörden zu wachen 
haben. 9. S. k. k. M. haben mit höchster Hofent­
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Schließung vom 8. März 1835 anzuordnen geruht, daß 
diejenigen Juden, die sich im Falle des § 51 des Juden- 
patents vom Jahre 1797 befinden, der Aufenthalt außer 
dem Familienorte nur dann gestattet werden könne, 
wenn die Obrigkeit des Ortes, wo sie sich aufzuhalten 
wünschen, ihre Zustimmung dazu gibt, was 
auch von den Städten gilt, und ist a. h. an- 
geordneter Weise in dieser Hinsicht den 
Städten kein bevormundender Zwang auf- 
zulegen; kundgemacht in Folge h. Hofkanzleidecrets 
vom 22. März 1835, Z. 7162, mit h. Gub.-Vdg. vom 
16. Juli 1835, Z. 15513.

Diese Gesetze stimmen weiters überein mit dem 
exequirt, und sie gerade für Karlsbad zu Gunsten der 
Lichtenstädter Juden rechtsungültig zu erklären, wie 
auch das dieser Stadt von weil. S. M. König Wladislaus 
verliehene vorbesagte Privilegium zu annuliren, wäh- 
rend für die Bergstädte, von denen viele längst kein 
Metall mehr zu Tage fördern, die Mandate von Kaiser 
Maximilian II., Rudolph II. und Leopold I. aufrecht blei- 
ben, hieße eine offenbare Ungerechtigkeit begehen.

Diese Gesetze stimmen weiters überein mit dem 
Juden-Toleranz-Häuser- und Erwerbsteuerpatente, mit 
dem kais. österr. Handelsrechte, der Markt- und Polizei- 
Ordnung, sie alle flossen, wie das der Stadt Karlsbad 
vorbesagt a. h. verliehene Privilegium von einem und 
demselben gerechten Throne aus, und wenn sich die 
Rekurrenten zur Behauptung erdreisten, die Exequie־ 
rung derselben sei intolerant oder inhuman, so heißt 
dies Europas weiseste und humanste Gesetzgebung 
schmähen, und kann dergleichen äußerst sträfliche Be־ 
hauptung nur einem hohen Grade von Befangenheit, 
bösen Willen oder grober Gesetzignoranz zugemuthet 
werden. Sollten übrigens wider Vermuthen des ge- 
horsamst gefertigten Magistrats und der Karlsbader Ein- 
wohnerschaft höhere Rücksichten es wünschenswerth 
machen, daß die Israeliten während der Kurzeit hier 
Handel treiben dürfen, so glaubt der gehorsamst ge- 
fertigte Magistrat, daß dieselben doch wenigstens den
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nämlichen gesetzlichen Vorschriften untergeben seien, 
wie die christlichen Handelsleute, und führet hiernach 
zur Begründung dieser seiner Ansicht unvorgreiflich 
nachstehende gesetzliche Anordnungen an:

1. Der Hausirhandel besteht lediglich darin, daß 
dem mit dem Hausirpasse Versehenen das Recht zusteht, 
die zu diesem Handel erlaubten Waaren von Ort zu 
Ort und Haus zu Haus in demjenigen Bezirke auszubie- 
then, für welchen ihm das Hausiren bewilligt wurde, 
der Hausirpaß kann daher keineswegs auf einen ein- 
zigen Ort gültig ausgestellt werden, und besteht nach 
kreisämtlicher Weisung vom 13. März 1838, Z. 3242, die 
vorzüglichste Beschränkung des Hausirhandels darin, 
daß die Hausirer keine bespannten Wägen gebrauchen, 
keine Gehilfen halten und keine Niederlage errichten 
dürfen. Wird von Seite der Ämter, Magistrate und 
Stadtgerichte strenge darüber gewacht, so wird auch 
nach dem wörtlichen Inhalte dieses kreisämtlichen 
Declaratoriums der so häufig vorkommende Unfug be- 
seitigt werden, daß zum Nachtheile der sich in einem 
Ort befindlichen Gewerbs- und Handelsleute die Hau- 
sirer auch außer der Marktzeit fortwährend und wenig- 
stens durch längere Zeit in einem und demselben Orte 
ihren Aufenthalt und Standort wählen, und haben die 
Abstellung dieses Übelstandes sämmtliche Ortsbehörden 
strengstens zu überwachen.

2. Sind die Kurplätze Böhmens nach Weisung der 
h. Qubernialentscheidungen vom 29. Aug. 1811, 10. Juni 
1817, 13. Okt. 1814 und 14. Aug. 1819 auch wirklich als 
!Märkte erklärt, ohne daß davon der Israelite in Kraft 
des mehrerwähnten Stadtprivilegiums in Karlsbad 
ebenso ausgeschlossen wäre, wie von den Märkten in 
den Bergstädten, so ist diese Marktzeit nach Weisung 
der uralten Hofverordnungen vom 12. Okt. 1744 und 
lo. Mai 1797 bei schwerer Verantwortung der Orts- 
behörde von Seite der Verkäufer doch nicht nach Be- 
lieben zu verlängern und mit Confiscation der Waare 
gegen alle jene Handelsleute fürzugehen, welche auf 
einem solchen Markte ihre Verkaufsgegenstände über 
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die Verkaufszeit hinaus zum Verkauf ausbiethen. Qe- 
stattet das Hofdecret vom 5. Jan. 1782 den Israeliten 
auch das Besuchen der Märkte überhaupt und das 
sothane Wohnen daselbst, so können dieselben dadurch 
von der Meldung wie der § 48 St. Q. II. Theils und die 
hierseitige für alle fremden Partheien und im Geiste der 
h. Gubernialverordnung vom 20. März 1839 sub 4/4 und 
5/5 neuerlich publizierten Vorschrift erneiet, nicht ent- 
hoben werden.

3. Den k. k. privilegirten Großhändlern und k. k. 
pr. Fabrikanten, wie auch förmlich legitimirten Kauf- 
leuten, stehet das Recht zu, an ihren Betriebsorten und 
auf Jahrmärkten öffentliche Verkaufsgewölbe mit Zei- 
chen und Schild zu halten, und in denselben ihre Waaren 
zum Verkaufe auszulegen, Hofdecr. vom 9. Feber 1810 
und 30. Sept. 1732 § 5; doch sind Inhaber einfacher 
Fabriksbefugnisse und andere Gewerbsleute nach Wei- 
sung der h. Hofvdg. vom 4. März 1823 nur in ihrem 
Betriebsorte zur Öffnung eines Waarengewölbes be- 
rechtigt, die Hausirer und andere Marktleute aber auf 
die ihnen von der Polizeibehörde anzuweisenden Jahr- 
marktsstände und Plätze beschränkt, Hofd. vom 31. Dez. 
1822, h. Qub. Entsch. vom 12. Dez. 1820, 18. Jan. 1818 
und Hausirpatent, welches letztere dem Hausirer nebst- 
dem noch das Recht einräumt, wenn er keinen Markt- 
stand oder Bude hat, seine Waaren im Marktorte von 
Haus zu Haus herumzutragen. Diese nach dem Steuer- 
fuße normirte gesetzliche Rangordnung wurde zeither 
wie überall, so auch in Karlsbad strenge observirt und 
von Niemandem bestritten als von den lichtenst. Hau- 
sirern, welchen allein es beikommt, mit den pr. Groß- 
händlern, Fabrikanten und legitimirten Handelsleuten, 
welche 3 bis 10 Mal soviel Erwerbsteuer bezahlen, 
ganz gleiche Vorrechte anzusprechen, und die von der 
Ansicht nicht abgehen, in zahlreichen Familien auf 
einen und denselben Hausirschein unausgesetzt das 
ganze Jahr allhier, offene Verkaufsgewölbe halten, und 
resp. forthandeln zu können. Diese Ansicht ist weiters 
aus der Ursache unzulässig, weil der berechtigte 
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Hausirer an allen Kurplätzen für seine Person die 
Handelstax und alle seine Angehörigen, wie bei jedem 
andern Handelsmann, die klassenmäßige Kurtaxe für die 
Dauer seiner Anwesenheit während der jeweiligen 
Saison entrichten müssen. Diese Handelstax wird mit 
h. Gub.-Genehmigung als fast einzige Rentquelle wie 
nachstehend abgenommen; von k. k. pr. Großhändlern 
und Fabrikanten 52 fl., Kaufleuten 26 fl., gewöhnlichen 
Handelsleuten 13 fl., Hausirern mit besseren Waaren 
7 fl. 30, geringem Hausirern 3 fl. 45 für die ganze Kur- 
zeit, und für einzelne Tage der letzteren mit 
3 bis 6 X Cns.

4. Soll den Israeliten der Aufenthalt des Sommers 
über und allen ohne Unterschied die Einmiethung in 
Christenhäusern und den priv. Fabrikanten und legit. 
Kaufleuten aus Lichtenstadt insbesondere die Ein- 
miethung von Verkaufsgewölben ausnahmsweise in 
Karlsbad gestattet werden, so dürfte eine Abnahme der 
mit h. Gub.-Vdg. vom 13. Oktober 1836, Z. 47.866, vor- 
geschriebenen Beiträge von Gassenbeleuchtung von 
ihnen gewiß auch am gehörigen Orte, immer aber nie 
davon die Rede sein, daß sich der Aufenthalt der 
Lichtenstädter nach Belieben auch über die Markt- resp. 
Kurzeit hinaus, erstrecke, und jeder israelitische Hausirer 
hier auch des Winters wohnen, Verkaufsniederlagen und 
solche Absteigquartire halten könne, die er der Polizei- 
behörde absichtlich zu verheimlichen für gut findet.

Was schließlich die Widerlegung der weiteren Re- 
kursangabe betrifft, so muß der gehorsamst gefertigte 
Magistrat nur noch ehrfurchtvollst bemerken, daß ein 
Wohll. k. k. Kreisamt gelegentlich der am 14. d. hier ver- 
führten Untersuchung über die Anzeige der ganzen 
Stadthauptmannschaft vom 28. Oktober 1837, Z. 18.608 
— kreisämtl. G. Z. 15.584 die Überzeugung schöpfte, daß 
in Bezug auf das Passantenprotokoll der lichtenst. Hau- 
sirer ebenso wie jeder andere Hausirer behandelt und 
hiersclbst in Bezug auf die Duldung der lichtenst. pr. 
Fabrikanten Löwenfeld, Bondy und legit. Kaufleute, 
Gebr. Schwalb wegen Einmiethung von Kaufgewölben 

7
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während der Saison ebensowenig ein Unterschied ge- 
macht wurde, als wie mit jedem andern Christi. Fabri- 
kanten und Kaufmann, indem der Magistrat bei diesen 
gewiß nicht unbilligen Provisorio anstandslos die h. und 
höchste Entscheidung abzuwarten können glaubte, 
welche über die vielseitigen Beschwerden der Karls- 
bader Handelsleute betreff des unbefugten Judenaufent- 
haltes allhier h. oder höchsten Orts doch einmal decissio 
erfolgen muß. Dieses k. k. kreisämtlicherseits sichei- 
gestelltes Faktum widerlegt die lügnerische Angabe der 
Rekurrenten zur Genüge, daß der Magistrat seither ver- 
wehret habe, den Israeliten aus Lichtenstadt hier zu 
wohnen und unter Beobachtung der gesetzlichen Vor- 
Schriften hier zu handeln, wie auch daß überhaupt jemals 
Israeliten hier gewohnt hätten und wohnen wollten. 
Betreff des von den Rekurrenten gestellten Ansuchens, 
sie in Boutiquen mit ihrem Handel zu verweisen, muß 
der gehorsamst gefertigte Magistrat bemerken, daß auch 
der günstigste Machtspruch nicht im Stande sei, die 
lichtenst. Israeliten mit ihren Waarenlagern in die Karls- 
bader Verkaufsboutiquen zu bringen, weil unter Sancti- 
onirung des höchsten Hofes diese Boutiquen seit undenk- 
liehen Zeiten nur an Karlsbader Bürger aus entlegenen 
Gassen gegen dem verloost werden dürfen, daß der- 
jenige, dem eine solche Boutique durch Loos zufällt, die- 
selbe im gerichtlichen Schätzwerthe an sich bringen, in 
Baustand halten, zu Händen der Qemeinderenten jähr- 
lieh mit 6 bis 8 fl. verzinsen und sich gefallen lassen muß, 
daß nach seinem Ableben unter denselben Bedingungen 
die von ihm benutzte Boutique wieder an einen andern 
hiezu geeigneten Karlsbader Bürger verloost werde.

Daß die Karlsbader Handels- und Qewerbsleute 
durch das Eindringen der mehrerwähnten ungebetenen 
Gäste aus Lichtenstadt ganz herabgebracht wurden, 
wird unbedingt zugegeben, nicht aber jene Behauptung 
des Rekursverfassers, daß die Lichtenst. Juden allein 
den Kurort Karlsbad verherrlichen und verschönern, und 
Rekursverfasser ist, wie sich zeigt, in Karlsbad gänzlich 
fremd und unbekannt, und weiß daher auch nicht, daß 
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die ersten Fabrikanten und Kaufleute des Kaiserstaates 
ihre Gold- und Silberwaaren, Schmuck, Putz- und andere 
Luxusartikel des Sommers über in reicher, glänzender 
Auswahl hier feilbiethen, und daß es schwer wird zu be- 
greifen, wie unter diesen Umständen der lichtenst. Jude 
allein, den Rekursverfasser doch als von der göttlichen 
Vorsicht und der Natur stiefmütterlich behandelt in der 
kläglichsten Lage von der Welt schildert, der Glanz- 
punkt des ersten Kurortes von Deutschland sein soll. 
Auch ist dem Magistrat gänzlich fremd, daß Karlsbad 
lediglich von den Rekurrenten lebend erhalten werde, 
und die israel. Kurgäste immer die reichsten, freigebig- 
sten und moralisch gesittetesten seien; soviel ist aber 
aus der jeweiligen Badegestion ersichtlich, daß sich 
unter der Zahl der von der Kurtaxe Befreiten immer die 
größte Anzahl lichtenstädter und nichtlichtenstädter 
Juden befinden! —

Wolle aus dem Vorangeführten Ein Wohll. k. k. 
Kreisamt die vom Gesetze, Recht und Billigkeit bevor- 
wertete ehrfurchtsvolle Schlußbitte des Magistrats ent- 
nehmen, daß der Aufrechthaltung des mehrbesagten 
Privilegiums S. M. weil. König Wladislaus dadurch nicht 
das geringste Bedenken entgegenstehe, daß den Israe- 
liten unbenommen bleibe, des Sommers über die Karls- 
bader Heilquellen als Kurgäste zu besuchen, und aus 
religiösen Rücksichten hiebei auch einen jüdischen 
Speisewirth zu halten, nie aber Handel oder sonst ein 
bürgerliches Gewerbe allhier zu treiben, daß aber, wenn 
dieß aus höheren Rücksichten wider Vermuthen nicht 
stattfinden könnte, den israelitischen überhaupt, und 
lichtenst. Handelsleuten insbesondere doch in keinem 
Falle mehre Gerechtsame und Vorzüge gestattet seien, 
als allen übrigen Handelsleuten ohne Unterschied ihres 
Glaubensbekenntnisses, keinem Juden aber unter irgend 
einem Vorwande erlaubt werden dürfe, hier bleibend zu 
wohnen“.

Magistrat Karlsbad, am 10. May 1839.
Die Entscheidung fiel zugunsten der Juden aus. Bei 

Amtsantritt des Kaisers Ferdinand I. suchte der Magi­
7»
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strat um Bestätigung seines alten Judenprivilegiums an 
und erhielt am 26. Feber 1836 vom Eibogner Kreisamt 
folgenden Bescheid zugestellt:

,.Uiber die aus Anlaß des Absterbens Weiland S. M. 
des höchstseligen Kaisers Franz I. allerhöchsten Orts 
gestellte Anfrage, wie sich in Bezug auf die bisher bei 
jeder Regierungsveränderung üblichen Verhandlungen 
wegen Bestättigung der Privilegien und Konzessionen 
zu benehmen sei, haben S. M. jetzt regirender Kaiser 
Ferdinand I. nach Inhalt eines hohen Hofkanzleidekrets 
vom 16. v. M., Z. 1254/224, mit allerhöchster Ent- 
Schließung vom 9. Jänner 1836 zu bestimmen geruht, daß 
dermalen keine neue Bestättigung dieser Privilegien not- 
wendig sey, und daß bis auf weitere Weisung alle jene 
Privilegien fortzudauern haben, welche von Weiland 
S. M. Kaiser Franz I. glorreichen Andenkens verliehen 
oder bestättigt worden sind, insoferne sie nicht mit be- 
stimmten Gesetzen und Einrichtungen im Widerspruche 
stehen, mit dem weitern Vorbehalte, daß, wenn gegen 
solche Privilegien in der Zeitfolge entweder von Privaten 
oder von Behörden Anstände erhoben werden, dieselben 
in jedem einzelnen Falle der höchsten Behörde zur Ent- 
Scheidung vorzulegen seyen, ob das Privilegium fort- 
dauern könne oder nicht.

Hienach haben sich die Behörden bei Vorkommen- 
den Anfragen zu benehmen. Wovon die Dominii und 
Magistrate zu Folge h. Gub.-Vdg. vom 15. Feber 1. J., 
Z. 6270, zur Wissenschaft in die Kenntnis gesetzt 
werden“.

Es ist wahrscheinlich, daß die Kenntnis dieser Ent- 
Scheidung den Lichtenstädter Juden den Mut gab, um 
Aufhebung des Karlsbader Privilegiums anzusuchen; 
ebenso wahrscheinlich floß aus dieser Entscheidung die 
des Guberniums vom 29. August 1839, Z. 43.946: ״Es 
bleibt den Juden unbenommen, in Karlsbad nach Be- 
lieben den Handel als Hausirer und nach Kaufmannsart 
zu betreiben.“

Gegen diese Entscheidung reichten die Karlsbader 
Handelsleute eine Hofbeschwerde ein. Der Magistrat, 
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aufgefordert sich zu äußern, gibt schmerzbewegt seine 
Meinung ab, daß der Bescheid des Guberniums böse 
Früchte tragen werde. ״Denn sämmtliche lichtenstädter 
Hausirer halten sich dermalen auch des Winters über 
unausgesetzt in Karlsbad auf, und haben höchstens die 
Mühe, in unbestimmten Zeiträumen zu 1—2—3 Wochen 
ihren Hausirpaß auf einem nächstgelegenen Dominium 
zur neuen Vidirung zu tragen oder zu schicken.“ Ein 
weiterer Übelstand dürfte für diesen Kurort aus dieser 
Begünstigung der Hausirer auch noch dadurch ent- 
stehen, ״daß dieselben nun wenn nicht alle, doch den 
größten Theil der Waarengewölbe auf der alten Wiese 
durch enorme Miethzensus occupiren werden, die sie 
leicht zahlen können, weil sie ungleich geringer be- 
steuert sind als die christl. und nichtchristl. Kaufleute 
und Fabrikanten. Durch Einmiethung der Judenhausirer 
auf der alten Wiese verliert dieselbe aber ohne Wider- 
rede den alten Glanz, den ihr die zeitherigen splendiden 
Auslagen der auswärtigen Kaufleute und Fabrikanten 
verliehen“. Dabei wollen diese Israeliten nicht einmal 
Beiträge leisten zur Beleuchtung der Straßen, wie sie 
solche überall entrichten.

In seinem Zorne über die ungünstige Entscheidung 
gab am 14. Oktober 1839 der Magistrat dem Polizei- 
Wachtmeister Markgraf nachstehende Verordnung: 
 Nachdem in Folge h. Gubernialentscheidung vom״
29. Aug. 1839, Z. 43941, sich des Winters über kein Israelit 
als Kaufmann in Karlsbad aufhalten darf, so wird dem 
Polizeiwachtmeister verordnet, die noch bestehenden 
israelitischen Handlungsfirmen ohne Verzug von denen 
betreffenden Gewölbern abnehmen zu lassen“.

Auch der Hofrekurs brachte nicht die erhoffte gün- 
stige Wendung. Die k. k. allgemeine Hofkammer hat 
d. d. 14. Aug. 1840, Z. 31.257, die h. Gubernialentschei- 
dung ״ihrem vollen Inhalte nach bestätigt und den von 
den Karlsbader Handelsleuten dagegen eingebrachten 
Hofrekurs zurückgewiesen“.

Die Wirkung dieses Bescheides zeigte sich noch in 
demselben Jahre. Am 26. März teilt der Polizeiwacht­
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meister in einer Eingabe mit, daß mehrere lichtenst. 
Juden nach der Kurzeit aus Privathäusern in Gast- 
häuser übersiedelt sind, sich aber da mit Familien fast 
unausgesetzt aufhalten, zum Sabbat gehen sie zwar 
nach Lichtenstadt, nächsten Tag wären sie aber schon 
wieder da. In den Gasthäusern haben sie ihre eigenen 
Möbel, Betten, Geschirr, was alles auf einen bleibenden 
Aufenthalt schließen läßt. Er frägt an, wie es mit der 
Abschaffung dieser Juden bestellt sei, obwohl sie ihren 
vidirten Hausierpaß hätten. Der Magistrat hatte jetzt 
nicht mehr den Mut, eigenmächtig zu entscheiden, wie 
es in den früheren Jahren geschah, sondern fragt schon 
nächsten Tag beim Kreisamte an, was da zu tun sei. Und 
das Kreisamt gab am 13. April die lakonische Antwort, 
die Stadt habe sich nach dem Hausierpatente und den 
bestehenden Verordnungen zu richten.

1842-48.
Das Recht, keinen Juden im Winter wohnhaft in 

Karlsbad dulden zu müssen, übte der Magistrat nach wie 
vor mit größter Strenge aus. So ging am 17. Sept. 1842 
an mehrere Hausbesitzer folgende Magistratskurrende: 
 -Nach den den Karlsbader Hausbesitzern bereits mehr״
malen bekannt gemachte h. und höchsten Entscheidun- 
gen dürfen keine Israeliten außer der Kurzeit hierselbst 
domiziliren. Um unliebsamen Straffällen und oft wieder- 
holten vergeblichen Rekursen dagegen vorzubeugen, 
werden daher obige Hausbesitzer ernstgemäß aufgefor- 
aert, sich die diesfälligen gesetzlichen Bestimmungen 
unter ihrer eigenen Dafürhaftung genauest gegenwärtig 
zu halten. Zugleich erhält die Polizeiaufsicht die Wei- 
sung, anher anzuzeigen, welche der Hausbesitzer noch 
unbefugter Weise dermalen israelitischen Partheien 
Unterkunft geben“.

Eine ähnliche Kurrende ergeht am 26. Oktober 1844 
und am 2. Oktober 1845; am 26. Sept. 1847 erhält Po- 
lizeiwachtmeister Markgraf den Auftrag, Umschau zu 
halten, welche Juden noch da seien; am 25. Sept. 1848 
zeigt Markgraf an, daß noch mehrere israelitische Han­
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delsleute sich unbefugt in Karlsbad aufhalten, worauf 
alle diese am 21. Okt. vom Magistrat den Auftrag er- 
halten, sich ״nunmehr bei Vermeidung unnachsichtlicher 
Zwangsmittel binnen längstens 3 Tagen von hier weg- 
zubegeben“.

Besonderes Gewicht legte der Magistrat von Karls- 
bad allezeit darauf, daß die lichtenst. Juden den Sabbat 
nicht in Karlsbad, sondern in Lichtenstadt halten. Es 
ist interessant zu lesen, daß viele lichtenst. Juden schon 
Anfang der 40er Jahre des verflossenen Jahrhunderts 
die Sabbat- und Festheiligung dem Erwerbe zu Liebe 
vernachlässigten. Das bezeugen mehrere Eingaben des 
in Lichtenstadt domizilierenden elbogner und saazer 
Kreisrabbiners Salomon Sachs an den Magistrat der 
Stadt Karlsbad. Die erste Eingabe ist datiert vom 
2. April 1841 und lautet:

 Löbl. Magistrat! Mit außerordentlichem Mißfallen״
ist der Gefertigte zur Überzeugung gekommen, daß 
mehrere Israeliten aus der Umgegend den Karlsbader 
Markt, der am 5. dieses abgehalten werden soll, auf 
den darauffolgenden Tag noch verlängern und auch an 
diesem noch öffentlich feil haben wollen. Da nun 
letzterer, das ist der 6. dieses unser erster Osterfeier- 
tag ist, an dem kein Israelitte zufolge seiner ihn bin- 
denden Ritualgesetze einen Handel treiben darf, und 
eine solche öffentliche Religionsverletzung nicht nur von 
Seite der bestehenden allerhöchsten Gesetze höchlich 
verpönt; sondern auch einen höchst unangenehmen Ein- 
druck auf das Gemüth jedes sittlich gebildeten Men- 
sehen machen muß; so stellt der Gefertigte seine er- 
gebene Bitte dahin, Ein löbl. Magistrat wolle gefälligst 
einem solchen Unfuge, falls er sich daselbst heraus- 
stellen sollte, kraft der demselben zu Gebothe stehenden 
Mitteln zu steuern suchen“.

Die zweite Eingabe ist datiert vom 2. Juli 1843 und 
wurde am 15. Juli 1845 wiederholt:

 Löbl. Magistrat! Der ergebenst Gefertigte hat in״
Erfahrung gebracht, daß mehrere lichtenst. und andere 
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Israeliten während der Kurzeit in Karlsbad an den 
Sabbat- und Feiertagen ihre Waaren vor den offenen 
Gewölben und Läden auslegen und ohne Scheu ver- 
kaufen. Da nun eine solche öffentliche Religionsver- 
letzung, die auf jedes menschliche Gemüth einen widri- 
gen Eindruck machen muß, nicht nur von Seite der 
jüdischen Ritualgesetze höchlich verpönt ist; sondern 
auch von den bestehenden allerhöchsten Landesgesetzen 
aus nirgends geduldet wird, zumal auf dem Curplatze, 
wo sie vielen auswärtigen Israeliten, die sich beim Ge- 
fertigten deswegen beschwerten, zum Skandal und 
Ärgernis ist; so sieht man sich verpflichtet, die ergebene 
Bitte dahin zu stellen, ein löbl. Magistrat wolle ge- 
neigtens, kraft demselben eigenen rechtlichen Gesinnung 
und eifrigen Sorge für alles Sittliche und Anständige, 
diesem immer mehr überhand nehmenden Unfuge Ein- 
halt thun, und den erwähnten Israeliten das öffentliche 
Auslegen ihrer Waare an Sabattagen gänzlich ver- 
wehren“.

♦ » 
«

Am 28. Juni 1847 wurde das von Prager jüdischen 
Wohltätern gegründete Israelitische Hospital feierlichst 
eingeweiht.

Die Erlaubnis zur Errichtung des Hospitals wurde 
den Petenten vom Hofkanzleiamte gegeben. Aber auch 
dieses trug dem Karlsbader Judenprivilegium volle Rech- 
nung. Der Bescheid lautet: ״Seine k. k. Majestät haben 
mit allerhöchster Entschließung vom 19. Mai I. J. die 
Errichtung einer israelitischen Krankenanstalt in Karls- 
bad sowie die Ankaufung einer diesem Zwecke ge- 
widmeten Realität unter nachstehenden Modalitäten zu 
bewilligen geruht.

a) daß dieses Hospital abgesondert für sich und 
nicht mittelst eines Anbaues an ein anderes Hospital 
hergestellt, und eine Stiftung gegründet werden könne.

bj daß der Zeitpunkt, wann in jedem Jahre das 
Hospital den Israeliten geöffnet oder geschlossen werden 
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soll bestimmt vorgezeichnet werde, und zwar mit 
1. April und 31. Oktober.

c) daß der jüdische Verwalter mit seinen Dienst- 
leuten auch nur während dieses Zeitraumes sich da- 
selbst authalten dürfe, wo sodann in der Winterszeit die 
Uiberwachung des Hauses durch einen Christen zu ge- 
schehen habe.

d) daß auch die Aufstellung der Thora, und zwar 
bloß wärend dieser Zeitdauer und bloß für die in Karls- 
bad anwesenden jüdischen Glaubensgenossen gestattet 
werde.

Hievon wird der Magistrat gemäß h. Hofkanzlei- 
dekrets vom 31. Mai 1. J., Z. 17395 und in Folge des 
h. Gub. Dekrets vom 10. Juni 1. J., Z. 34666, mit Be- 
zug auf die Berichte vom 9. July 1842, Z. 904 und 
23. Mai 1845, Z. 2075, mit dem Bedeuten in die Kennt- 
nis gesetzt, daß das von dem Comite zur Gründung des 
Hospitals angekaufte Haus Nc. 537 zu dem beabsich- 
tigten Zwecke h. Orts ganz geeignet befunden wurde, 
und daß nunmehr der Magistrat behufs der Amtshand- 
lung wegen der nothwendigen Adaptirung dieses Hauses 
sogleich das nöthige zu veranlassen, und nach der Re- 
alisierung des Hospitals für die Anfertigung des Stifts- 
briefes der bestehenden Vorschrift gemäß Sorge zu tra- 
gen habe, worüber binnen 3 Wochen die Anzeige er- 
wartet wird. Wovon die Verständigung geschieht. 
Karlsbader Magistrat am 6. July 846“.

1853.

 -Am 2. Okt. 1853 erfloß die Verfügung, daß die Be״
Schränkungen der Besitzfähigkeit der Juden, die bis zum 
ersten Januar 1848 bestanden hatten, wieder in Kraft 
treten sollen. Bis zur Revolution war ihnen nämlich 
der Besitz von Grundstücken untersagt, und dieses Ver- 
bot wurde damit wieder erneuert. Was sie jedoch in 
der Zwischenzeit erworben hatten, durften sie be- 
halten“. (Friedjung ״Österreich von 1848—1860“ II., 
S. 205.)
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Infolge dieser Verfügung ging am 12. Nov. •1853 auch 
an sämtliche Gemeindevorsteher der Karlsbader Be- 
zirkshauptmannschaft folgendes Zirkular der Behörde: 
 Um in Folge der a. h. Verordnung vom 2. Oktober 1853״
über die provisorische Wirksamkeit der vor dem Jahre 
1848 bestandenen, die Besitzfähigkeit der Israeliten be- 
schränkenden Vorschriften (Reichsgesetzblatt vom Jahre 
1853, No. 190) eine Übersicht über die seit dem Jahre 
1848 vorgekommenen Realitätenbesitz-Erwerbungen der 
Israeliten, sowohl an Dominikal- als Rustikal- oder bür- 
gerlichen Gründen und Häusern zu gewinnen, wurde die 
k. k. Bezirkshauptmannschaft zufolge des mittelst De- 
kretation der h. k. k. Kreisregierung vom 8. Nov. 1. J. 
No. 12030 herabgelangten hohen Statthalterei-Erlasses 
vom 5. Okt. 1. J. No. 25068 beauftragt folgende Aus- 
künfte und Nachweisungen bis zum 25. d. M. zu er- 
statten.

a) welche Realitäten (Häuser, ganze Grundwirth- 
schäften, Rustikal-Gründe, einzelne Grundstücke u. s. w.) 
seit dem 1. Januar 1848 aus dem Besitze einzelner phy- 
sischér oder moralischer Personen in den Besitz von 
Israeliten übergegangen sind? — wobei die Realitäten 
nach Konskriptionszahl, nach topographischer, oder 
Katastralparzellenzahl und nach Grundausmaß, dann 
nach ihren früheren dominikalen oder rustikalen Eigen- 
schäften zu bezeichnen sind.

b) wie der besitzerwerbende Israelite heiße und wo- 
hin derselbe gehörig war oder sey?

c) welcher Rechtstitel dem Besitzerwerbungs- 
geschäfte zu Grunde liege, wann und um welchen Preis 
(falls derselbe in den Grundbüchern enthalten ist, oder 
ohne alle Behelligung der Privatparteien in Erfahrung 
gebracht werden kann) dasselbe geschlossen worden 
sey, ob es vor einer öffentlichen Behörde, mittelst eines 
Notariatsaktes, oder sonst unter öffentlicher Beglaubi- 
gung zu Stande gekommen sey, ob und wann es ver- 
büchert oder doch zur Verbücherung eingebracht wor- 
den sey?
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Die Herren Gemeindevorsteher werden sonach ange- 
wiesen, die in den vorgestellten Punkten dargestellten 
Daten mit möglichster Genauigkeit zu erheben und das 
Resultat wegen der Dringlichkeit dieses Gegenstandes 
zuverlässig bis 20. d. M. bei Vermeidung eines Straf- und 
Wartboten zur hierämtlichen Kenntnis zu bringen“.

Am 19. Nov. wurde mitgeteilt, daß seit dem Jahre 
1848 folgende Realitäten aus christlichem Besitz in jüdi- 
sehen übergegangen seien: am 16. März 1850 kaufte 
Simon Benedikt aus Lichtenstadt das Haus NC 518 nebst 
Gärtchen um den Preis von 4170 fl. CM; Philipp und 
Barbara Löw aus Kirchenbirg kauften das Haus NC 233 
am 11. Okt. 1850 um 1150 fl.; NC 564 ging um den Preis 
von 1535 fl. am 16. Mai 1850 in den Besitz von Siegfried 
und Elise Rosenfeld aus Lichtenstadt über; NC 120 kauf- 
ten um 2064 fl. die Eheleute Nathan und Barbara Bux- 
bäum aus Schütüber am 1. Dez. 1850; NC 180 samt Gärt- 
chen erwarben Israel und Ester Pick aus Lichtenstadt um 
2000 fl. am 6. Sept. 1851; am selben Tage kaufte Markus 
Östreicher aus Gießhübl das Haus NC 205 um 2900 fl. 
Um 3200 fl. kauften Gottlieb und Sara Lederer mit Löw 
und Nachma Heller das Haus NC 213 am 6. August 1853; 
am 5. Sept, desselben Jahres kaufte Georg Bleyer aus 
Lichtenstadt das Haus NC 254 um den Preis von 2000 fl.

» * *
Es ist wohl kaum anzunehmen, daß den Karlsbadern 

der Übergang von 8 Häusern in jüdischen Besitz in der 
kurzen Zeit von 3 Jahren besonderes Vergnügen be- 
reitet hätte. Der Erwerb des ersten Judenhauses rief 
einen wahren Sturm der Entrüstung hervor. Wurde ich 
gut berichtet, hat ein Karlsbader seinem Unmut durch 
eine Spottzeichnung Ausdruck gegeben, die dem Käufer, 
Simon Benedikt, ein Ende am Galgen prophezeite.

Kein Wunder daher, daß der Karlsbader Magistrat 
sofort nach Erscheinen der judenfeindlichen Verfügung 
seinerseits das Recht sich arrogierte, ebenfalls auf die 
Zeit vor 1848 zurückzugreifen. Am 26. Oktober 1853 ging 
der Ausweisungsbefehl an folgende Israeliten: Katharina 
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Lederer, Moses Löbenstein, Salomon Fischer, Sara Bek, 
Löw Beer, Josias . Löbenstein, David .Seligmann, Hersch- 
:mann Benedikt, Josef Lederer, Hermann Mayer, Michael 
Schwalb, Hirsch Pleyer, Joachim Lederer, Herschmann 
Beck und Amalie Ofner, sämtliche aus Lichtenstadt; 
ferner an Jakob Löwy aus Arnitzgrün, Salomon Kohn 
aus Königsberg und Moses Löwy aus Gießhübl. ״Den- 
selben wird hiermit verordnet, Karlsbad längstens bis 
zum 5. Nov. d. J. um so sicherer zu verlassen und sich 
in seine (ihre) Heimat zu begeben als widrigens dessen 
(deren) zwangsweise Abschaffung von hier polizeilich 
verfügt werden müßte.“ Dieser Befehl wurde im Oktober 
1854 und 55 wiederholt. Selbstverständlich rekurieren die 
Juden gegen die Ausweisung unter denselben mehr oder 
weniger stichhältigen Vorwänden wie in den vormärz- 
liehen Jahren. Der Rekurs geht vorerst an die Stadtge- 
meinde; wurde er zurückgewiesen, was gewöhnlich der 
Fall war, wurde an die Bezirkshauptmannschaft rekuriert. 
Diese ließ sich von der Stadt ein Gutachten darüber ab- 
geben und entschied regelmäßig im Sinne des Magistrats. 
Es ist lehrreich, die Antwort auf die Rekurse an den Magi- 
strat wie auch den Bescheid des Magistrats an die Be- 
zirkshanptmannschaft kennen zu lernen. Sie haben zumeist 
fast denselben Wortlaut und sind uns in mehreren Ab- 
Schriften erhalten. Die stereotype Rekursantwort des 
Magistrats lautete:

 -Nach den Bestimmungen des provis. Gemeinde״
gesetzes vom 17. März 1849 ist den Fremden der Aufent- 
halt in einer Gemeinde dann gestattet, wenn sich die- 
selben entsprechend verhalten, die Mittel zu ihrer Unter- 
haltung besitzen, und sich hierüber, sowie über ihren 
rechtlichen Erwerb auszuweisen vermögen. Diese Nach- 
Weisung ist von Ihnen weder über den Besitz eines Ver- 
mögens noch über einen rechtlichen Erwerb geliefert 
worden, im Gegentheil ist durch polizeiliche Erhebungen 
sichergestellt, daß Sie nicht die Mittel besitzen, um ohne 
einen Geschäftsbetrieb leben zu können, und daß Sie 
selbst durch den Hausierhandel kaum einen ausreichenden 
Erwerb finden. Was dagegen Ihr Verhalten betrifft, so 
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liegt der ämtliche Beweis vor, daß Sie sich der Über- 
tretuhg der h. Gubernialverordnung vom 9. Juni 1820 
Z. 27081 durch Haltung eines förmlichen Warenlagers 
in Ihrer gemietheten Wohnung in Karlsbad schuldig ge- 
macht haben, und deshalb von dem k. k. Finanz-Wach- 
Commissariat abgestraft worden sind. Die in Ihrer Be- 
rufung vom 11. Nov. 1. J. vorgehrachte Angabe, daß Sie 
in Karlsbad die Kur gebrauchen, ist ebenfalls durch poli- 
zeiliche Erhebungen als unwahr erwiesen, daher auch 
diese Angabe trotz der beigebrachten erschlichenen ärzt- 
liehen Zeugnisse gar keine Berücksichtigung verdient.

Da Ihnen sonach jeder gesetzliche Grund für Ihren 
Aufenthalt in Karlsbad abgeht, die denselben allein recht- 
fertigende Marktzeit bereits mit 5. Sept. 1. J. verstrichen 
ist und endlich Ihr weiterer Aufenthalt darselbst über die 
Wintermonate mit dem Begriffe des Hausierhandels 
schon an und für sich nicht vereinbar ist, da unter dem 
letzteren nach dem ausdrücklichen Worte des kais. 
Patentes von 4. Sept. 1852 nur den Handel mit Waren 
im Herumziehen von Ort zu Ort verstan- 
den, und überdieß der Aufenthalt eines Hausierers an 
einem und demselben Orte nur auf einige Jage be- 
schränkt ist, so wird dem vom Karlsbader Gemeinde- 
Vorstände an Sie ergangene Erlaß vom 7. Nov. 1. J. 
Z. 2285, mit welchem Sie angewiesen wurden, Karlsbad 
bei sonst zu gewärtigender zwangsweisen Abschaffung 
zu verlassen, aufrechterhalten, und Ihre dagegen hieramts 
eingebrachte Berufung vom 11. Nov. 1. J. als unstatthaft 
zurückgewiesen.“

Selbst in Fällen, wo dem Magistrat bekannt war, 
daß der Rekurrierende tatsächlich von schwerer Krank- 
heit befallen war, ließ der Magistrat keine Milde walten. 
So antwortet er einem Petenten, der in seinem Rekurse 
noch direkt gelobte, des Winters über keinerlei Geschäft 
in Karlsbad zu betreiben: ״Da es zeither noch keinen 
Kurgast hier gab, der Jahre lang unausgesetzt die hiesi- 
gen Mineralwässer gebrauchte, daher die von Ihnen an- 
geführten Gründe den hierortigen Aufenthalt über Winter 
zu erzwecken, keine Berücksichtigung verdienen, zumal
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Sie auch das hierortige Mineralwasser, welches versend- 
bar ist, mit gleichem Erfolge in Lichtenstadt trinken 
können, so kann Ihrem Gesuche zufolge Beschlusses vom 
23. Sept 1854 No 2251 nicht willfahren werden; wovon 
Sie unter Rückschluß der Beilagen verständigt werden.“

Die Äußerung an die Bezirkshauptmannschaft lautete 
wieder regelmäßig folgendermaßen:

 Der Rekurrent ist eben auch einer von denjenigen״
Israeliten, die schon im vorigen Jahre unter dem Vor- 
wände des Kurgebrauches den Aufenthalt über den 
Winter hier durchzusetzen versuchten. Dieses gelang 
ihm aber ebensowenig, nachdem sich Eine löbl. k. k. Be- 
zirkshauptmannschaft von der Ungrundhaltigkeit seines 
Rekurses vom 11. November 1853 d. J. Z. 13953 überzeugt 
und ihn abgewiesen hat.

Der von...................vorgeschützte Kurgebrauch hat
ebenfalls keinen anderen Zweck, als sich über Winter 
hier aufzuhalten, um in Gemeinschaft mit seiner Gattin 
den Schacher bequemer und erträglicher betreiben zu 
können als in Lichtenstadt, wohin er gehört, oder in 
einem andern kleinen Städtchen der hiesigen Umgebung. 
Einen andern Grund kann........... auch nicht beabsich- 
tigen, denn er besitzt gar kein Vermögen und ist zur Er- 
haltung seiner Subsistenz samt seiner Gattin bloß allein 
auf den Hausierhandel beschränkt, weshalb auch die 
Wiederlegung seiner Angabe, daß er hier von seinem 
eigenen Vermögen lebe, von selbst entfällt. Was dagegen 
das von ihm beigebrachte ärztl. Zeugnis betrifft, so liegt 
es wohl ganz auf der Hand, daß er sich selbes nur unter 
verschiedenen leeren Vorwänden erschlichen haben 
müsse, denn es ist ganz unmöglich zu glauben, daß er 
erst itzt im Spätherbst oder gar im ganzen Winter die 
Kur zu gebrauchen nöthig habe, da ihm hiezu seit dem 
Monate Mai bis itzt eine günstigere Witterung zu Qebothe 
stand, und er für seine angeblichen Leiden eine bessere 
Wirkung zu hoffen gehabt hätte, als in gegenwärtiger 
rauher Jahreszeit. Aber auch angenommen, es verhalten 
sich seine Krankheitsumstände wirklich so, wie sie in dem 
ärtzlichen Zeugnisse abgegeben sind, so folgert doch noch 



Ill

nicht daraus, daß er dadurch bemüssigt ist, die Trinkkur 
an der Quelle selbst zu benützen, denn nach dem Aus- 
Spruch erfahrener Ärzte läßt sich das hiesige Mineral- 
wasser gut versenden und mit fast ebenso gutem Erfolge 
zu Hause verwenden, als an der Quelle, und es würde 
dem Beschwerdeführer wenig Schwierigkeiten und Un- 
kosten verursachen, wenn er ein Gleiches thäte, und sich 
das Mineralwasser nach Lichtenstadt, welcher Ort übri- 
gens zwei kleine Stunden von hier entfernt ist, in 
Flaschen bringen lassen wollte. Ebensowenig gibt ihm 
die Entrichtung der Kurtaxe ein Recht zum Aufenthalte 
hier, indem dieselbe mehr als Aufenthalt- als eigentliche 
Kurtaxe betrachtet werden könne, indem bloß seine Gat- 
tin während der Kurzeit den Handel in einem Gewölb 
betrieb und er dagegen keine Veranlassung gehabt hätte, 
hier seinen Aufenthalt zu nehmen. Im Uibrigen hat die 
Entrichtung der Kurtaxe ihr Recht zum Aufenthalt resp. 
Kurgebrauch bis Ende Oktober, da mit 1. November jedes 
Jahres die Kurtaxrechnungen abgeschlossen werden.

Der gefertigte Gemeindevorstand hält es gegenüber 
der hiesigen insbesondere der armen Bewohnerschaft für 
eine seiner ernstesten Pflichten, darauf zu dringen, daß 
alle hieher nicht gehörige und ohne alles Recht sich hier 
angesiedelte Fremde ausgewiesen werden, weil im Außer- 
achtlassungsfalle dieser Maßregeln die ohnehin schon 
hohen und kaum mehr erschwinglichen Miethzinse und 
nothwendigsten Lebensbedürfnisse in noch größerem 
Maße gesteigert werden müssen, als sie es ohnehin schon 
sind, und er muß ganz die laut gewordene Mißstimmung 
derselben als in Recht begründet anerkennen, wenn sie 
behaupten, daß durch die eingedrungenen Fremden ihr Er- 
werb geschmälert und sie nicht mehr im Stande sein 
können, ihre nothwendigsten Bedürfnisse zu erschwingen. 
Der erg. Gefertigte muß nur noch entschieden die An- 
gäbe des Rekurrenten zurückweisen, ״daß nur der Um- 
stand, daß er Israelit sey, seine Ausweisung veranlasse, 
welches einem Christen nicht geschähe.“ Letzteres ist 
eine natürliche Folge, indem von allen jenen christlichen 
Kaufleuten und Hausierern, die über den Sommer hier
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Geschäfte treiben, keiner ist, der einen ungesetzlichen 
Aufenthalt hier bezwecken und unbefugter Weise und 
zum Nachtheil Hieransässiger auf verbotene Weise hier 
Handel treiben wolle, wie dies bei Juden der Fall ist 
Bei diesen wahrhaften Umständen, die eine löbl. k. k. 
Bezirkshauptmannschaft sicherlich selbst anzuerkennen 
geruhen werde, stellt der erg. Gefertigte die gehorsame 
Bitte, den Rekurrenten mit seinem Anbringen in der 
Gänze und umsomehr abweisen zu wollen, als das von 
ihm beigebrachte ärztliche Zeugnis von dem k. k. Kreis- 
arzte nicht bestätigt ist und somit als nicht bestehend 
angesehen werden muß.“

Vielleicht um den Beweis zu erbringen, daß es sich 
dem Magistrat tatsächlich nur um den wirtschaftlichen 
Schutz der Karlsbader Bürgerschaft handle, wurde das 
Gesuch des Bernard Schwalb, des Inspektors des Israe- 
liten-Hospitals genehmigend erledigt. Das Gesuch lautet:

 Der ergebenst Gefertigte ist bekanntlich Inspektor״
des hiesigen israelitischen Hospitals und als solcher ver- 
pflichtet, diese Krankenanstalt einer steten Überwachung 
zu unterziehen. Um jedoch dieser letzteren Verpflich- 
tung auch außer der Kurzeit, d. i. im Winter gehörig 
obliegen zu können und augenblicklich bei der Hand zu 
sein, wenn in diesem Spitale eine Vorkehrung zu treffen 
oder ein Übelstand in oder an denselben abzustellen 
wäre, ferner auch in der Lage zu sein, die diese Anstalt 
betreffenden Correspondenzen einen schnellem und 
weniger zeitraubenden Weise unterziehen zu können, er- 
scheint es sehr nothwendig, daß der ergebenst Gefer- 
tigte in Karlsbad seinen Aufenthalt nehme. In geneigter 
Erwägung des Umstandes, daß der Gefertigte durch 
seinen Aufenthalt allhier Niemanden beeinträchtigt, indem 
er bekanntlich außer seinem Geldwechselgeschäft wäh- 
rend der Kurzeit, gar keinen Handel oder ein sonstiges 
Geschäft betreibt, er ferner im Besitze hinreichender 
Geldmittel ist, um seine Existenz vollkommen zu sichern; 
stellt er nun die ehrerbietige Bitte, ihm den Aufenthalt in 
Karlsbad auch außer der Kurzeit, mithin auch im Winter 
geneigtest gestatten zu wollen, und glaubt zur weitern 
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Begründung des Vorliegenden noch angeben zu sollen, daß 
gegen ihn seit seines Aufenthaltes in Karlsbad weder in 
moralischer Hinsicht noch in Beziehung auf sein politi- 
sches Verhalten irgend etwas Nachtheiliges vorgekom- 
men ist, und daß er mit den Karlsbader Herrn Bürgern 
stets friedlich und in Eintracht gelebt habe, was dermal 
und auch später immer fort der Fall sein wird“.

Dem Gesuch wird willfahren mit den Worten: 
 -Diesem Ansuchen wird willfahren und dem Herrn Bitt״
steller der Aufenthalt allhier insolange, als er den Po- 
sten eines Inspektors des Israelitenhospitals begleitet 
und kein anderes Geschäft betreibt, gestattet“.

Noch am 30. Jänner 1855 geht an das Bürgermeister- 
amt folgende Zuschrift der Bezirkshauptmannschaft: 
 Nachdem es hierorts nicht unbekannt ist, daß außer den״
von der Gemeindeverwaltung ausgewiesenen Israeliten 
J. L. und M. R. aus Lichtenstadt noch andere ihren Auf- 
enthalt in Karlsbad nahmen, ohne daß gegen dieselben 
gleichmäßig vorgegangen wurde, so werden dem Herrn 
Bürgermeister mit Bericht vom 21. Oktober v. J. Z. 2501 
und 5. Dez. v. J. Z. 2711 vorgelegten Rekurse mit dem 
Auftrage zurückgestellt, das Verzeichnis jener Israeliten, 
welche gegenwärtig hier domizilieren, mit der Nach- 
Weisung, warum denselben der Aufenthalt ausnahms- 
weise gestattet wurde, beizuschließen“.

Am 3. März 1855 wird das ״Verzeichnis der hierorts 
wohnenden Israeliten“ ohne nähere Begründung der 
Bezirkshauptmannschaft eingeschickt: Tieber Abraham 
mit F. Lehrer. Löbenfeld Leopold mit Frau, Private. 
Bernard Schwalb mit Frau, Wechsler. Karoline Theresia 
Ullmann, Private. Lazar Moser mit Familie, Traitteur. 
Simon Kohn dtto., Private. Sibilla Mayer mit Tochter, 
Private, krank. Markus Rosenfeld, Private. Löw 
Beer, Hausierer, seine Familie krankheitshalber 
hier. Moritz Rosenfeld, Galanteriehändler. — 
Ofner, Dienstmädchen. Nachme Lederer, Hausmeisterin.

1857.
Trotz alledem war es doch auch in Karlsbad besser 

geworden, und Lazar Moser durfte sich das Herz 
8
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nehmen, am 16. Oktober 1857 folgendes lesenswerte Ge- 
such an das Karlsbader Bürgermeisteramt zu richten:

 !Löbliches Bürgermeisteramt der k. Stadt Karlsbad״
Überzeugt, daß das löbl. Bürgermeisteramt mit dem Zeit- 
geiste fortschreitend, die Gerechtigkeit und Billigkeit bei 
Fassung von Qemeindebeschlüssen nie aus den Augen 
läßt, erlaube ich mir nachstehende Erörterung: Schon 
seit dem Jahre 1833 betreibe ich in Karlsbad eine israeli- 
tische Gastnahrung ganzjährig mit Bewilligung der 
hohen Behörden. Hiefür habe ich die k. k. Steuern stets 
pünktlich bezahlt, und die Gemeindeumlagen etc. genau 
entrichtet. Nebst diesen einen jeden Staatsbürger mehr 
weniger betreffenden Leistungen wurde mir jedoch bei 
meiner ßerugnißverleihung ein Zins von jährlich 30 fr. 
Cm. unter den Titel ״Garküchlerzins“ vorgeschrieben. 
Die damaligen staatlichen Verhältnisse, namentlich die 
gedrückte Stellung der Israeliten haben die Vorschrei- 
bung dieses Zinses [:der wohl für die Duldung eines 
fremden Israeliten in Karlsbad abgefordert wurde:] als 
im Gesetze gegründet, — folglich ohne Widerspruch 
zahlbar, — erscheinen lassen. Deshalb habe ich mich 
auch der pünktlichsten Zahlung nie entzogen.

Als jedoch durch die Gnade Sr. k. k. Majestät, ver- 
kündet durch das kais. Patent vom 4. März 1849, alle 
Unterthanen ohne Unterschied der Religion vor dem 
Gesetze gleichgestellt, und allen der gleiche Genuß der 
bürgerlichen und politischen Rechte zugesichert wurde, 
da hat auch die Entrichtung eines — nur von Israeliten 
wegen ihrer bisherigen politischen und religiösen 
Stellung im Staate geforderten — Zinses ferner jede 
rechtliche Basis verloren. Ein jeder Staatsbürger kann 
fortan ohne Erlag von Duldungstaxen etc. in der Ge- 
meinde nach seiner Wahl wohnen, und sein Gewerbe 
bei Erfüllung der gesetzlichen Bedingungen betreiben, 
und ist nur zur Leistung der k. k. Steuern und der Ge- 
meindegiebigkeiten nach Maaß des Steuerguldens ge- 
setzlich verpflichtet. Daß dieser Grundsatz allseits un- 
geschmälert seine Anwendung findet, ist dem löbl. 
Bürgermeisteramte wohl bekannt. Dessenungeachtet 
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habe ich aus Bescheidenheit und in Anhoffnung, daß mich 
das löbl. Bürgermeisteramt nach den Regeln der Billig- 
keit und nach dem Sinne des ausgesprochenen Willens 
Sr. Majestät vorgehen, und mich endlich von der nun- 
mehr ungebührlichen Zahlung des obgenannten Zinses 
loszählen wird, denselben bis itzt ohne Widerspruch 
entrichtet. Da ich jedoch seit vollen 9 Jahren die 
jährliche Gebühr pr. 30 fr. Cm. also 270 fr. Cm. in die 
Renten bezahlt habe, und durch diese Last allen 
übrigen Handels- und Gewerbsleuten hintangesetzt 
bin, da keiner von ihnen eine derartige Taxe er- 
legen muß (wie dies bei den in neuerer Zeit mit 
behördlicher Bewilligung hier etablierten Handels- und 
Gewerbsleuten aller Religionsbekenntnisse ohne irgend 
einen Vorbehalt in der That der Fall ist); so fühle ich 
mich gedrungen, die Gleichstellung mit allen anderen 
Gewerbsleuten anzustreben. Desshalb bitte ich, Das löb- 
liehe Bürgermeisteramt möge diesen Gegenstand in Er- 
wägung ziehen, die bekannte Gerechtigkeit und Billig- 
keit walten lassen, den von unseren erhabenen Kaiser 
und Herrn erlassenen Gesetzen, und der hierin ausge- 
sprochenen Willensmeinung gerecht werden, und mich 
von der ferneren Zahlung dieses nunmehr ungebühr- 
liehen Zinses zu entheben, und hierbei besonders zu be- 
rücksichtigen, daß ich so viele Jahre gegen meine Ver- 
pflichtung zahlte, und hiedurch eine allerdings zu Recht 
bestandene Leistung mehr als hinreichend ablöste.

Indem ich anhoffe, daß mir das löbl. Bürgermeister- 
amt anstandslos ohne Anrufung der zum Schutze jedes 
Unterthans aufgestellten hohen Behörden, meine ge- 
rechte Bitte gewähren und hiedurch einen Akt der 
weisen Gerechtigkeit und Billigkeit im richtigen Ver- 
ständniß der gesetzlichen Normen üben werde, ver- 
spreche ich für alle Zeit zu allen Gemeindelasten willig 
und nach meinen Kräften beizutragen.“

Lazar Moser, Traiteur.
Am 20. November 1857 erhielt Lazar Moser folgende 

Antwort auf sein Ansuchen: ״In Berücksichtigung der 
in Ihrem hieramts überreichten Gesuch vom 18. Ok- 

s»
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tobcr 1. J. No. 2171 angeführten Umstande wird Ihnen 
die bisher an die hiesigen Stadtrenten bezahlte Gar- 
küchlerzins von jährlich 30 fr. Cm. vom Jahre 1857 an 
gegen dem nachgesehen, daß Sie auch in Hinkunft alle 
Gemeindelasten, die mit Ihrem Aufenthalte und dem Be- 
triebe des Trakteurgewerbes in Carlsbad verbunden 
sind, zu tragen haben.“ Großes Wohlwollen ist aller- 
dings aus diesem Bescheid nicht herauszulesen; nichts- 
destoweniger hätte Lazar Moser mit gutem Selbstbe- 
wußtsein die alten Worte auf sich anwenden können: 
.“Fisci judaici calumnia sublata״

1864.

Die letzte Vertreibung der Juden aus Karlsbad kann 
trotz ihrer dreijährigen Dauer, sie zog sich von 1853— 
1855 hin, nur als kurze Unterbrechung der immer stärker 
zunehmenden Einwanderung der Juden angesehen wer- 
den. Aus der ganzen Umgebung wanderten, vorläufig die 
wohlhabenderen Juden nach Karlsbad. Die Folge war 
bald das Verlangen, eine eigene Gemeinde bilden zu 
dürfen, mit eigenem Friedhof und eigenem Bethaus. So 
ging denn am 22. Feber 1864 folgendes Gesuch an das 
Bezirksamt in Karlsbad.

 Löbliches k. k. Bezirksamt! Seit einigen Jahren ist״
die Anzahl der in Karlsbad sich ansässig gemachten, oder 
ihren Erwerb findenden Israeliten derart gestiegen, daß 
sich hierorts dermal bereits 70 Familien befinden, die 
schon dermal 60 schulfähige Kinder haben. Um Letztere 
zu brauchbaren Staatsbürgern erziehen zu können, ist es 
dringend gebothen, denselben einen wissenschaftlichen 
Religionsunterricht ertheilen zu lassen, und daher uner- 
läßlich nothwendig, Cultus-Anstalten in entsprechender 
Art ins Leben zu rufen.

Weil nun S. k. k. apostolische Majestät in dem a. 11. 
Patente von 31. Dez. 1851 allen anerkannten Religions- 
genossenschaften nicht nur freie Religionsübung, sondern 
auch die autonome Verwaltung ihrer für Kultuszwecke 
bestehenden Anstalten, und der zur Erhaltung der Letz­



117

teren erforderlichen Mittel eingeräumt hat; so haben sich 
bereits im Jahre 1862 mehrere hier wohnende Israeliten 
bewogen gefunden, einen Verein ins Leben zu rufen, dem 
die Aufgabe ward, den Gottesdienst auf eine würdige 
Weise zu regeln, und arme kranke Glaubensgenossen zu 
unterstützen.

Dieser hohen Ortes bestätigter humanistischer Ver- 
ein hat zwar seit seinem Bestehen viel Ersprießliches ge- 
leistet, allein es können durch ihn nicht jene Cultus- 
Anstalten ins Leben gerufen werden, welche zum obigen 
Zwecke durchaus nothwendig sind, weil dessen Wir- 
kungskreis, den Vereins-Statuten gemäß, beschränkt ist 
und die hiemit verbundenen Auslagen nicht gedeckt 
werden können, da dieser Verein nur auf freiwillige Bei- 
träge basirt ist.

Um nun jedweden Anständen zu begegnen, und den 
sich ergebenden Bedürfnissen entsprechend wirken zu 
können, haben sich die hierorts domizilirenden Israeliten 
entschlossen nach den hier sub A) anruhenden Statuten 
eine israelitische Kultusgemeinde zu bilden, und dadurch 
zu bewirken, daß den dermal schon vorhandenen, sich 
immer noch mehrenden schulfähigen Kindern der Reli- 
gionsunterricht von einem hiezu geprüften Religions- 
lehret in einem eigenen hiezu bestimmten Locale ertheilt 
werde, indem nur dadurch einer besorglichen Demorali- 
sirung, da dieser bisher nur von Privatlehrern, und unge- 
niegend ertheilt wird, entgegengewirkt werden kann.

Ein weiterer Zweck, welcher durch Bildung einer 
israelitischen Cultusgemeinde in Karlsbad bewirkt werden 
soll, ist daß bei vorkommenden Erkrankungs- und Sterbe- 
fällen israelitischer Glaubensgenossen den rituellen Ge- 
bräuchen entsprochen werden könne. Hiezu ist besonders 
ein entsprechendes Bethaus nothwendig. Obgleich hier- 
orts ein solches bereits besteht, so ist dasselbe schon itzt 
für die hierorts wohnenden Israeliten, besonders an hohen 
Festtagen zu beengt; und diese Beengung wird, nach- 
dem die Kursaison von einer großen Anzahl israelitischer 
Badegäste, die' gleichfalls der Religionsübung im Bet- 
hause beiwohnen wollen, frequentirt wird, umso fühl- 
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barer und erfordert einen Erweiterungsbau dieses Bet- 
hauses.

Diese ins Leben zu rufenden Kultus-Anstalten erfor- 
dem aber viele Geldmittel, die nur durch Gründung einer 
selbständigen geregelten Kultusgemeinde aufgebracht 
werden können, indem die beitretenden Gemeindemitglie- 
der die Verpflichtung der Beitragsleistung nach ihren 
Vermögensverhältnissen übernehmen, und im Reparti- 
tionswege die Einhebung verfügt wird.

Die Nothwendigkeit dieser Kultusanstalten würde 
nicht nur allein von den hiesigen Israeliten, sondern auch 
laut Beilage B) von Seiten des Kreisrabinats als dringend 
hothwendig erkannt, und es wurden die Gefertigten von 
Seiten der hiesigen Israeliten mit der Durchführung 
betraut.

Die h. k. k. Statthalterei hat über ein gleiches Gesuch 
der in Pilsen wohnenden Israeliten mit h. Verordnung 
von 15. Mai 1859 Z. 18752 sich dahin ausgesprochen, daß 
bis jetzt kein Gesetz bestehe, welches der Regierung 
irgend einen Einfluß bei der Bildung der aus der frei- 
willigen Vereinigung israelitischer Glaubensgenossen ent- 
stehenden israelitischen Kultusgemeinde zuweist, indem 
durch das Entstehen derlei Gemeinden am Lande ein 
Präjudikat für etwaige seinerzeitige legislative Reglun- 
gen der israelitischen Kultusverhältnisse nicht zu be- 
fürchten ist, und hat deshalb die Anzeige der Pilsner 
Israeliten über die Bildung einer Cultusgemeinde zur 
Nachricht, jedoch keinen weitern behördlichen Einfluß 
hierauf genommen.

Diesem zu Folge bringen auch die Gefertigten, als 
gewählte Vertreter der hier wohnenden Israeliten, die 
vorhabende Bildung einer Kultusgemeinde in Karlsbad zu 
den vorstehenden Zwecken hiemit zur Kenntnis und 
bitten :

Ein löbl. k. k. Bezirksamt geruhe dieses Vorhaben, 
wenn nöthig auch zur höheren genehmigenden Kenntnis- 
nähme bringen zu wollen“. Unterschrieben wurde das 
Gesuch von: Simon Benedikt, Gottlieb Lederer, Bernard 



119

Schwalb Dan. Hirsch, Gottlieb Meyer, Lazar Moser, 
Jacob Löbl und Berman Benedikt.

Am 26. März sendet das Bezirksamt das Gesuch an 
den Karlsbader Magistrat zur Begutachtung mit folgender 
Zuschrift:

 Die in Karlsbad domizilirenden Israeliten sind um״
die Bewilligung zur Errichtung einer eigenen Kultusge- 
meinde daselbst bittlich geworden.

Aus diesem Anlasse hat das Bürgermeisteramt zu 
Folge Hohen Statthaltereierlasses vom 19. d. Mts. Z. 16503 
ein Verzeichnis der in Karlsbad befindlichen israelitischen 
Familien mit Angabe Ihrer Heimathszuständigkeit zu ver- 
fassen und binnen 8 Tagen mit der gutächtlichen Äuße- 
rung über dieses Gesuch hieher vorzulegen“.

Auf Grund der Rückäußerung der Stadt, die mir 
nicht vorlag, hat die Statthalterei das Gesuch der Karls- 
bader Judenschaft abschlägig beschieden. Darauf reich- 
ten die gewählten Vertreter der Judenschaft folgende 
Eingabe am 13. Juni 1864 bei der Statthalterei ein:

Hohe k. k. Statthalterei! Das k. k. Bezirksamt in 
Karlsbad hat die ergebenst Gefertigten mit dem Dekrete 
vom 13. Mai 1864 No 2622 pol. in Folge hoher Statthai- 
tereierledigung vom 6. Mai 1864 Z. 25106 mit ihrem Ein- 
schreiten um die Bewilligung zur Bildung einer selbstän- 
digen Cultusgemeinde in Karlsbad abgewiesen weil:

1. keiner der Bittsteller nach Karlsbad heimathszu- 
ständig ist, und eine von Fremden gebildete Cultusge- 
meinde keinen Bestand haben kann, und weil:

2. der Kreisrabiner und die Repräsentanz der israe- 
litischen Cultusgemeinde Lichtenstadt nur bedingungs- 
weise der angestrebten Cultusgemeinde beistimmen.

Durch diese Entscheidung erachten sich die ergebenst 
Gefertigten in ihren Rechten gekränkt, und wagen es 
daher, gegen dieselbe nachstehende Vorstellung zu 
richten, welche sie im Nichtberücksichtigungsfalle als B e- 
schwerde dem hohen k. k. Staatsministerium zu 
unterbreiten bitten.
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Die Motive, welche die unterthänigst Gefertigten be- 
stimmten, um die Bewilligung zur Errichtung einer 
selbstständigen Cultusgemeinde in Karlsbad anzu- 
suchen, sind in dem an das k. k. Bezirksamt g e r i c h - 
teten Einschreiten deps: 3. März 1864 und 
in den vorgelegten Statuten entwickelt, und 
erlauben sich die ergebenst Gefertigten zu Vermeidung 
von Weitläufigkeiten auf dieses Einschreiten und die 
diessfälligen Statutn hinzuweisen, und sich nur die Auf- 
gäbe zu stellen, die Abweisungsgründe zu widerlegen.

Die hohe k. k. Statthalterei stellt als ersten Abwei- 
sungsgrund den Umstand auf, daß die Gefertigten an- 
geblich heimathslos und fremd in der Karlsbader Ge- 
meinde seien.

Diese Ansicht dürfte jedoch weder in den That- 
Sachen, noch auch in dem älteren und neueren Ge- 
meindegesetze gegründet sein. Das Gesetz vom 17. 
März 1849 und vom 1. April 1864 theilt die Gemeinde- 
mitglieder

a) in Gemeindebürger (Gemeindegenossen),
b) in Gemeindeangehörige, und erklärt Gemeinde- 

bürger oder Gemeindegenossen als jene, welche der- 
malen in den Gemeinden von einem selbstständig betrie- 
benen Gewerbe oder von einem Einkommen eine direkte 
Steuer entrichten und daselbst ihren ordentlichen Wohn- 
sitz haben.

In Carlsbad sind unmehr seit vielen Jahren 86 israe- 
litische Familien, von denen 11 Familien in der Karls- 
bader Gemeinde Häuser und Grundstücke besitzen und 
50 Familien, welche ihr Handelsbefugniß im Orte Karls- 
bad seit vielen Jahren ganzjährig ausüben, daher ihren 
bleibenden ständigen Wohnsitz in Karlsbad haben, 
im welchen Orte sie daher schon seit Jahren ihre nicht 
unbedeutenden Steuern und Gemeindeumlagen auf das 
pünktlichste bezahlen.

Die Existenz aller dieser Familien ist an die Scholle 
d. i. an den Ort gebunden, und dürfte sich die Anzahl 
der Israeliten in Karlsbad von Jahr zu Jahr, anstatt zu 
vermindern, im Gegenteile vermehren, weil der Kurort 
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denselben eine viel größere Aussicht des Erwerbes, daher 
einer besseren Existenz bietet als alle benachbarten 
kleinen Städtchen.

Die hier ständig ansässigen 86 israelitischen Fami- 
lien haben nun 60 Kinder, welche bisher wegen der 
großen Entfernung der in Lichtenstadt domizi- 
lirenden Religionslehrer entweder gar keinen oder einen 
höchst mangelhaften religiösen Unterricht erhielten, da 
sich die Eltern, um die Subsistenzmittel zu verdienen, 
und auch als einfache Leute, mit einem solchen nicht 
befassen können.

Welch mächtiger Faktor aber der religiöse Unter- 
richt im Staate bildet, dürften die unterthänigst Gefer- 
tigten einer Erörterung nicht erst unterziehen, und nur 
auf das Manifest des erhabenen Monarchen hin- 
weisen zu sollen, in welchem Allerhöchst derselbe 
allen im Staate anerkannten Religionsgenossen- 
schäften freie Uibung ihrer Religion gnädigst gestattet.

Und nur die Uibung der Religion und der Unter- 
richt in derselben ist der Zweck des Einschreitens der 
unterthänigst Gefertigten; ferner das Anstreben der 
Möglichkeit, den Bedürftigen ihrer Religion den Trost 
derselben zu erringen. Die Cultusgemeinde hat mit der 
politischen Gemeinde durchaus und in gar keiner 
Beziehung etwas zu schaffen, und ist dieselbe ein religio- 
ser Verein, welcher auf seine Kosten einen Priester 
für den Unterricht und für die religiösen Funktionen 
zu bestellen den Zweck hat. Die politische Gemeinde 
hat daher nach keiner Richtung hin irgend eine Last zu 
übernehmen, oder eine Verpflichtung einzugehen.

Für die Bildung und den Bestand eines solchen Ver- 
eins aber ist die Gemeindeangehörigkeit (§ 10 des alten 
und § 6, Punkt 1 des neuen Gesetzes) durchaus nicht 
und ebensowenig erforderlich, als zur Bildung eines 
jeden andern humanistischen oder sonst moralische 
Zwecke verfolgenden Vereins.

Indem also der erste Abweisungsgrund auf a n- 
• g e bliche Erhebungen sich beruft, und diese Er- 

hebungen die unterthänigst Gefertigten als Fremde in
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Karlsbad bezeichnen, sind dieselben offenbar ebenso un- 
richtig, als die Ansicht des k. k. Bezirksamtes, daß eine 
Cultusgemeinde, welche von Personen, die nicht ge- 
meindeangehörig sind, gebildet wird, keinen Bestand 
habe.

Die Möglichkeit oder Unmöglichkeit des Bestandes 
einer solchen Cultusgemeinde herbeizuführen.und zu er- 
halten, ist ihre eigenste Sorge, und kann das k. k. Be- 
zirksamt einer solchen Gemeinde, die noch gar nicht 
errichtet ist, in Vorhinein das Leben nicht absprechen.

Im Uibrigen hat die hohe k. k. Statt- 
halter ei mit hohem Dekrete vom 1$. Mai 1859, 
Z. 18.752, den Grundsatz selbst ausgesprochen, ״daß bis 
jetzt kein Gesetz bestehe, welches der Regierung 
irgend einen Einfluß bei der Bildung der aus der frei- 
willigen Vereinigung israelitischer Glaubensgenossen, 
entstehenden israelitischen Cultusgemeinde zuweist, 
auch ist durch das Entstehen israelitischer Cultus- 
gemeinden am Lande ein Präjudicat für etwaige seiner- 
zeitige legislative Regelungen der israelitischen Cultus- 
Verhältnisse in dem Falle nicht zu befürchten, wenn sich 
diese neuentstehenden Cultusgemeinden nur innerhalb 
der Grenzen der noch aufrecht bestehenden Kreis- 
rabbinatsbezirke ausdehnen“.

Es wurde diesem Grundsätze entsprechend ohne 
Rücksicht auf die politischen Gemeinde- 
Verhältnisse den Israeliten in Pilsen, Sch 1 an, 
Reichenberg, Saaz und Melnik, selbst in den 
beiden Bergstädten Pribram und B u d w e i s, wo 
nach den früher gesetzlichen Bestimmungen die Israeli- 
ten daselbst nicht einmal übernachten durften, die Be- 
willigung zur Errichtung selbstständiger Cultusgemein- 
den ohne Anstand ertheilt. Die ünte'rthänigst Ge- 
fertigten übergehen nun zu dem zweiten Abweisungs- 
gründe.

Sowohl der Herr Kreisrabiner als auch der Vor- 
Steher der Cultusgemeinde in Lichtenstadt sind in ihren 
diesfälligen Berichten darüber einig, daß die Errichtung 
einer Cultusgemeinde in Karlsbad äußerst wünschens- 
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werth sei, und befürworten auf das Entschiedenste die 
Absicht zur Errichtung einer solchen Cultusgemeinde 
und verwahren nur der Lichtenstädter Cultusgemeinde, 
zu welcher die Meisten der unterthänigst Gefertigten 
bisher gehört haben, ihre angeblichen Rechte und An- 
Sprüche, ohne dieselben jedoch des Näheren 
zu bezeichnen, wodurch natürlich ebensowenig den 
hohen Behörden, als auch den ergebenst Gefertigten Ge- 
legenheit geboten ist, diese angeblichen Ansprüche zu 
beurtheilen. Dieselben dürften aber auch in keiner Be- 
Ziehung gerechtfertigt sein, und nach keiner Richtung 
hin bestehen, was aus nachstehenden Th at s achen 
zu entnehmen ist.

Durch das, den Israeliten in ganz Oesterreich vom 
Allerhöchsten Monarchen zugestandene Recht der Frei- 
Zügigkeit und Besitzfähigkeit ist es jedem einzelnen 
Individium, also auch Mehreren und Allen frei gestellt, 
einen Ort (an welchem der Israelit nach älteren Qe- 
setzen förmlich gebunden war) und seine bis- 
herige Cultusgemeinde gänzlich zu verlassen, 
und sich beliebig da oder dort anzusiedeln, und in 
eine neue Cultusgemeinde einzutreten.

Ebensowenig, als ein Individuum, wenn es die Ge- 
hörigkeit in einer neuen politischen Gemeinde erwirkt, 
verpflichtet werden kann, die Steuern in der neuen und 
auch jene allen Gemeinden, denen er früher ange- 
hörte, zu bezahlen, ebensowenig kann auch ein Israelit 
verpflichtet werden, seinen Beitrag jener Cultusgemeinde 
zu entrichten, aus der er ausgetreten ist, de r en W oh 1- 
thaten und Einrichtungen er also gar 
nicht mehr genießt; er könnte sonst in die Lage 
kommen, an fünf, sechs und mehrere Cultusgemeinden 
Abgaben zu entrichten.

Es bleibt sich übrigens ganz gleich, ob sich ein 
großer Theil seiner Cultusgemeinde von derselben los- 
zälen, dieselbe verlassen, und andern Orts eine neue 
Gemeinde bilden, oder andern Orts in eine andere be- 
stehende Cultusgemeinde eingetreten, und würde es in 
gar keiner Beziehung zu rechtfertigen sein, wenn die 
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Lichtenstädter Cultusgemeinde, zu welcher 81 Mitglie- 
der gehören, zum Beispiel von 70 Mitgliedern, welche 
sich theils in Pilsen, theils in Reichenberg und anderen 
Orten ansiedeln, die Fortzahlung des bisher gelei- 
steten Beitrages zu Cultuszwecken verlangen würde. 
Eine solche Verpflichtung gibt es durchaus nicht, weil 
die Austretenden weder durch einen V e r- 
trag, noch durch ein Gesetz gebunden 
sind, für die verlassene Cultusgemeinde Beiträge zu 
leisten.

Uibrigens sind die unterthänigst Gefertigten gerne 
bereit, dem edlen und religiösen Zweck, den sie verfol- 
gen, ein Opfer zu bringen, und seiner Zeit mit der 
Lichtenstädter Cultusgemeinde ein Abkommen zu tref- 
fen, was diese Gemeinde ja selbst in Vorschlag bringt.

Der Zeitpunkt einer solchen allfälligen Vereinbarung 
dürfte aber erst dann eintreten können, wenn in Karls- 
bad eine Cultusgemeinde wirklich errichtet sein wird, 
weil erst dann mit Genauigkeit bestimmt werden 
kann, wie viel bisher der Lichtenstädter Cultusgemeinde 
angehörige Mitglieder der Carlsbader Cultusgemeinde 
incorporirt werden und wie groß daher der Aus- 
fall der von den Austretenden geleisteten Cultus- 
beiträge ist.

Die unterthänigst Gefertigten wagen es nun in der 
festen Uiberzeugung, daß die hohe Regierung, getragen 
von den hochherzigen Tugenden des Allerhöchsten 
Monarchen, mit echter Duldsamkeit moralische, religiöse 
und dem Staate wahrhaft nützliche Zwecke fördern 
werde, diese ihre unterthänige Vorstellung zu berück- 
sichtigen, und im entgegengesetzten Falle dieselbe als 
Beschwerde unter Anschluß der Statuten und der Er- 
klärung des Herrn Kreisrabiners dem hohen k. k. 
Staatsministerium mit der ehrfurchtsvollsten Bitte zu 
unterbreiten: hoch dasselbe geruhe, die Bewilligung 
zur Bildung einer selbstständigen Cultusgemeinde in 
Carlsbad gnädigst zu ertheilen, und die diesfälligen 
Statuten zu genehmigen“.
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Das Gesuch war unterschrieben von: Simon Be- 
nedikt, Bernard Schwalb, Lazar Moser, Salomon 
Knöpfelmacher, Gottlieb Lederer, Gottlieb Mayer, Ber- 
mann Benedict, Isai Löbl und Daniel Hirsch.

* # 
♦

Am 25. Juli 1864 verlangt das Bezirksamt vom Karls- 
bader Magistrat ein Gutachten über diese Frage ab. Die 
Äußerung des Magistrats hat folgenden Wortlaut:

Loebliches kais. kgl. Bezirksamt! Die mit dem ver- 
ehrlichen Erlaß v. 25. July 1864, Zahl 3588, ab verlangte 
Äußerung auf die Vorstellung resp. Beschwerde der in 
Carlsbad wohnenden Israeliten betreffs Bildung einer 
selbstständigen Cultusgemeinde in Carlsbad wird in 
Nachstehenden erstattet.

Nach § 18 des a. h. Judenpatents vom 3. August 
1797 besteht eine eigentliche Judengemeinde nur in 
Prag. Auf dem Lande gehört jeder jüdische Einwohner 
zu derjenigen Behörde, welcher derselbe bisher in 
Rücksicht auf Gerichtsbarkeit und obrigkeitliches Recht 
zugeordnet war. Auf dem Lande können also nur inso- 
fern jüdische Vereinigungen sein, als sich mehrere Juden, 
deren Zuständigkeit und Aufenthalt durch die §§ 26 bis 
29 dieses Patentes bestimmt ist, wegen ihrer Religions- 
Verhältnisse, Religionsübung oder wegen eines gemein- 
schaftlichen Rabbiners dazu freiwillig gesellen.

Wenn daher den an einem Orte oder in mehreren 
benachbarten Orten wohnenden Juden es freigestellt ist, 
zu ihrer gemeinschaftlichen Religionsübung sich einen 
Rabbiner zu halten, oder eine israelitische Glaubens- 
gemeinde zu gründen, so kann dies nur unter der Vor- 
aussetzung geschehen, daß die Israeliten an jenem Orte, 
wo sie eine Cultusgemeinde gründen wollen, zustän- 
dig sind.

In Karlsbad ist kein einziger der hier wohnenden 
Juden gemeindeangehörig, sondern sie gehören zum 
weitaus größten Theile nach Lichtenstadt.

Dort aber haben sie ihre Cultusgemeinde schon seit 
Langem gebildet, dortselbst haben sie ihren Rabbiner, 
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welcher durch die mit h^jGub. Decret vom 4. July 1848, 
G. Z. 14.161, gegebenen Instructionen an die Normen 
des a. h. Judenpatents gebunden ist.

Wenn in Carlsbad ein besonderes israelitisches 
Bethaus besteht, so ist dasselbe mit Rücksicht auf den 
Kurort für die anwesenden Kurgäste israelitischen 
Glaubens gegründet und genügt den religiösen Bedürf- 
nissen der hier wohnenden Israeliten.

Nicht die Gemeindegenossenschaft, sondern die Ge- 
meindeangehörigkeit ist das Critérium, welches bei Bil- 
dung israelitischer Cultusgemeinden in Betracht kommt.

Die Rechte, welche die Gemeindegenossen als 
solche genießen, sind in dem Gesetze v. 16. April 1864 
erwähnt, worunter wohl das Recht zum Aufenthalt in 
der Gemeinde, nicht aber auch das Recht zur Bildung 
einer besonderen Glaubensgemeinde enthalten ist. In 
dieser Beziehung kommt das Gesetz v. 3. Dez. 1863, 
welches die Heimathsverhältnisse regelt, und das bereits 
bezogene Patent v. 3. August 1797 in Betracht. Selbst 
der § 4 der vorgelegten provisorischen Statuten für die 
konstituierende Cultusgemeinde in Carlsbad fordert zur 
Aufnahme in die Cultusgemeinde die Vereinbarung mit 
der Gemeindevertretung. Diese Aufnahme geht daher 
gleichen Schritt mit der Aufnahme in den Heimaths- 
verband. (§ 5 des Ges. v. 3. Dez. 1863.)

Verweigert die Gemeinde Karlsbad die Aufnahme 
in die Kultusgemeinde, so kann von Bildung derselben 
solange keine Rede sein, als nicht eine hinreichende An- 
zahl Aufgenommener constatirt erscheint.

Da aber dermalen kein einziger Israelit nach Karls- 
bad zuständig ist, so kann selbstverständlich von einer 
Bildung einer Kultusgemeinde in Carlsbad keine Rede 
sein.

Die Begründung der Abweisung der Gesuchsteller 
mit dem Verstände, daß eine von Fremden gebildete 
Cultusgemeinde keinen Bestand haben kann, ist daher 
vollkommen gerechtfertigt. Da die hier wohnenden 
Israeliten in der nahen Gemeinde Lichtenstadt, wohin 
der größte Teil derselben heimathszuständig ist, seit
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undenklichen Jahren ihre Kultusgemeinde, Schule, Be- 
gräbnisplatz haben, so kann auch von einem Bedürfnisse 
in Carlsbad keine Rede sein, zumalen ihnen wie bereits 
erwähnt, in dem hier bestehenden Bethause die Aus- 
Übung ihrer väterlichen Religion ungehindert freisteht.

Der ergebenst gefertigte Bürgermeister beruft sich 
daher auf seine bereits früher gestellte Bitte mit dem 
Beifügen, auch gegenwärtige Vorstellung und Be- 
schwerde der in Carlsbad wohnenden Israeliten abweisen 
zu wollen“.

Am 18. Nov. desselben Jahres wurde den Gesuch- 
Stellern zu Händen Simon Benedikts die Anwort des 
Ministeriums zugestellt:

 An die Herren Simon Benedikt & Consorten in״
Karlsbad.

Das hohe k. k. Staatsministerium hat zufolge Er- 
lasses von 6. November 1864 Z. 10.046 mit Rücksicht auf

Cultus
die schwebende Frage wegen definitiver Regelung der 
Verhältnisse israelitischer Cultusgemeinden dem Re- 
kurse der zu Karlsbad domizilirenden Israeliten gegen 
die h. k. k. Statthalterei-Entscheidung vom 6. Mai 1864 
Z. 25106, womit denselben die Errichtung einer selbst- 
ständigen Cultusgemeinde in Karlsbad verweigert wurde, 
keine Folge zu geben gefunden.

Hingegen hat das hohe k. k. Staatsministerium bei- 
gefügt, daß kein Anstand obwaltet, daß sich die in Karls- 
bad ansässige Lichtenstadt heimatzuständige Juden- 
schäft zu einer mit der Lichtenstädter israel. Cultusge- 
meinde in Verbindung bleibenden Filial-Gemeinde con- 
stituire.

Die Wechselbeziehungen zwischen der Haupt- 
gemeinde und der Karlsbader Filiale sind durch ein 
Übereinkommen zu regeln, welches sowie das Statut über 
die innere Einrichtung der letzteren zur Erwirkung der 
hochortigen Bestätigung anher vorzulegen sein wird. 
Hievon werden Sie unter Rückschluß der Rekursbei- 
lagen in die Kenntnis gesetzt“.
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1868.
Alle Bemühungen zur Errichtung der Filialgemeinde 

scheiterten teils an dem Streben der Karlsbader Juden, 
eine gewisse Selbständigkeit und Unabhängigkeit doch 
durchzusetzen, teils an dem Wunsch der Lichtenstädter, 
die zahlkräftigen Karlsbader nicht zu verlieren. Infolge 
dessen reichen die Karlsbader im Mai 1868 abermals 
ein ausführliches Gesuch bei der Statthalterei ein um 
Bewilligung, eine eigene Gemeinde zu gründen. Das Ge- 
such lautet:

!Hochlöbliche k. k. Statthalterei״
Die gefertigten israelitischen Bewohner von Karls- 

bad stellen die ehrfurchtsvolle Bitte: Die hochlöbliche 
k. k. Statthalterei geruhe die Genehmigung zur Bildung 
einer selbstständigen israelitischen Cultusgemeinde in 
Carlsbad zu ertheilen.

Sowohl politische als soziale Gründe befürworten 
die Bildung selbstständiger Gemeinden, da nur durch das 
einheitliche Zusammenwirken vieler jene Institutionen 
ins Leben gerufen werden können, welche das Wohl der 
Gemeindemitglieder selbst, und in weiterer Folge das 
Wohl der Gesammtheit befördern.

Schon das Gemeindegesetz vom Jahre 1849 steht auf 
diesem Standpunkte, indem es sich im Prinzipe für die 
Bildung selbstständiger Gemeinden ausspricht, wenn die- 
selben die nötigen Mittel zur Erfüllung der Gemeinde- 
pflichten besitzen.

Von demselben Grundsätze geht auch der Artikel VII 
des Gesetzes vom 5. März 1862, sowie der § 3 des Ge- 
meindegesetzes vom 16. April 1864 No 7 des Gesetz- und 
Verordnungsblattes des Königreiches Böhmen aus, welche 
beiden gesetzlichen Bestimmungen ebenfalls der Selbst- 
ständigkeit der die nötigen Mittel hiezu besitzenden Ge- 
meinden das Wort reden.

Daß aber die israelitischen Bewohner von Karlsbad 
genügende Mittel besitzen, um eine selbstständige Ge- 
meinde zu bilden, geht daraus hervor, daß viele Institu- 
tionen bereits ins Leben gerufen wurden, viele Einrich- 
tungen und Anstalten gebildet wurden, welche notwen­
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diges Postulat einer selbstständigen israelitischen Kul- 
tusgemeinde sind.

Dieselben wurden insbesondere dadurch notwendig, 
weil die umliegenden Gemeinden Lichtenstadt und Gieß- 
hübl zwei Stunden von Carlsbad, daher zu weit entfernt 
sind, um es den israelitischen Bewohnern von Karlsbad 
möglich zu machen, an den Anstalten und Einrichtungen 
einer dieser Gemeinden Theil zu nehmen. Namentlich 
ist der Besuch des Gotteshauses, welcher bei der Ent- 
fernung der umliegenden Gemeinden erschwert, ja oft 
unmöglich gemacht wird.

Das Bedürfnis nach Selbstständigkeit hat sich in 
dieser Richtung auch bereits geltend gemacht, indem in 
Karlsbad ein Bethaus errichtet wurde, welches nach Art 
dei neuen Tempel eingerichtet, mit Sitzreihen, Tribüne, 
Tabernakel versehen ist, und mehrere Thorarollen und 
kostbare Tempelornamente besitzt. Ebenso wurde 
bereits ein Vorbeter und beziehungsweise Cantor und 
Schächter angestellt und wird von den israelitischen Be- 
wohnern Carlsbads besoldet.

Die weite Entfernung der umliegenden Gemeinden 
hat auch die Notwendigkeit eines eigenen Begräbnis- 
Platzes in Carlsbad fühlbar gemacht, weshalb schon vor 
langer Zeit ein Betrag von 800 fl. zum Ankäufe eines Be- 
gräbnisplatzes gezeichnet und ein zeitgemäßer Leichen- 
wagen angeschafft wurde.

Mit Genehmigung der hohen k. k. Statthalterei 
wurde auch bereits vor 7 Jahren ein ״Humanitäts- 
Verein“ ins Leben gerufen, welcher zum Zwecke hat, 
die Ausgaben für den eingeführten geregelten Gottes- 
dienst, für die Einrichtung, Bedienung und Beleuchtung 
des Bethauses, für die Besoldung des Cantors, des Chor- 
dirigenten, für das hier seit vielen Jahren schon be- 
stehende, wohlbestellte Tempelchor, für Kranken- und 
Armenunterstützungen u. s. w. zu bestreiten, welcher 
Verein trotz der ihm obliegenden bedeutenden Auslagen 
dermalen einen Reservefond von 800 fl. besitzt und 
welcher Verein im Falle der Bildung einer selbststän- 
digen Gemeinde, in Karlsbad mit allen seinen Rechten,

9
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Pflichten und seinem Fonde in der neuen Gemeinde auf- 
gehen würde.

Die Lebensfähigkeit der zu bildenden israelitischen 
Cultusgemeinde in Karlsbad erscheint weiter schon 
durch die Zahl der hier wohnenden israelitischen Be- 
wohner gesichert, welche 100 Familien beträgt, und von 
denen die Mehrzahl wohlhabend ist, wie sich dieß dar- 
aus ergibt, daß dieselben an direkten Steuern an 4000 fl. 
jährlich zahlen, und welche sämtlichen Familien bereit 
sind, die Erfordernisse einer selbstständigen israelitischen 
Cultusgemeinde zu bestreiten. Wenn auch die im Ver- 
zeichnisse Lit. A aufgezählten in Karlsbad domic. 100 
israelitischen Familien nicht nach Karlsbad zuständig 
sind, sondern theils nach Lichtenstadt, theils nach Gieß- 
hübl, Petschau, Tachau, Luck, nach Mähren, Ungarn 
u. s. w. heimathszuständig sind, so haben dieselben doch 
Karlsbad zu ihrem dauernden Domizil gewählt, si ent- 
richten daselbst von ihrem Gewerbe und Einkommen die 
direkten Steuern, sie müssen daher nach § 4 des Ge- 
setzes vom 3. Dezember 1863, Z. 105, R.-G.-Bl., und 
nach dem Gesetze vom 16. April 1864 No. 7 des Gesetz- 
und Verordnungsblattes für das Königreich Böhmen 
(§ 6) als Glieder der Gemeinde Karlsbad angesehen 
werden, und da das Gesetz die Bildung von selbst- 
ständigen Gemeinden nicht von der Heimathszuständig- 
keit abhängig macht, so muß die Zahl der in Karlsbad 
dauernd domicilierenden israelitischen Bewohner allein 
ins Gewicht fallen, umso mehr, als die nicht dahin zu- 
ständigen Familien bereit sind, die sie allenfalls an ihre 
Heimatsgemeinde treffenden Leistungen zu entrichten, 
wenn eine solche Verpflichtung gesetzlich bestehen 
sollte.

Wird weiter in Erwägung gezogen, daß Carlsbad ein 
Kurort ist, der alljährlich eine größere Zahl von Kur- 
gästen israelitischen Glaubens beherbergt, denen es Be- 
dürfnis ist, an den Anstalten einer Cultusgemeinde, ins- 
besondere an dem Bethause und an der Seelsorge theil- 
zunehmen, und durch deren Beiträge ein nicht unbe- 
deutender Theil der Auslagen der Gemeinde bestritten 
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werden kann, so kann es wohl keinem Zweifel unter- 
liegen, daß die Bedingungen zur Lebensfähigkeit der zu 
bildenden Gemeinde vorhanden sind.

Die Bildung einer selbstständigen Cultusgemeinde 
in Karlsbad erscheint aber weiter dringend geboten;

1. Alit Rücksicht auf die S c h u 1 e. Es befinden sich 
1'm Orte mehr als 60 schulfähige Kinder von Israeliten. 
Die Entfernung der umliegenden Gemeinden hat die 
wohlhabenderen Familien bewogen, für ihre Kinder 
einen Lehrer aufzunehmen, welchem es wohl frei steht, 
auch anderen Kindern Unterricht gegen Entgeld zu er- 
theilen, der aber hiezu nicht verpflichtet ist, so daß die 
Benützung des Unterrichtes einerseits der Willkür des 
Lehrers vorbehalten ist, andererseits wegen des von dem 
Lehrer beanspruchten hohen Honorars den Armen gänz- 
lieh unmöglich, den Minderbemittelten schwer ist. Nur 
dem durch das Inslebentreten einer selbstständigen 
Cultusgemeinde herbeigeführten Zusammenwirken der 
Gemeindemitglieder kann und wird es möglich werden, 
eine Religionsschule zu gründen, an deren Wohlthaten 
der Reiche, Bemittelte und Arme gleich wird Theil 
nehmen können, und es wird die Garantie geboten sein, 
daß die Handhabung des Unterrichtes gehörig geregelt 
und überwacht werden wird, woran es gegenwärtig 
nach der Natur der Sache gänzlich mangelt.

2. Mit Rücksicht auf das Bethaus. Das gegen- 
wärtig bestehende Bethaus reicht für das Bedürfnis bei 
Weitem nicht aus, indem dasselbe höchstens für 120 Per- 
sonen Raum bietet, während die Zahl der Besuchenden 
von Carlsbad und dessen nächster Umgebung, nament- 
lieh an Festtagen sich auf nahezu 300 Personen erstreckt, 
und durch die hier weilenden israelitischen Kurgäste, 
deren Zahl sich im Hochsommer bei der gewöhnlichen 
gleichzeitigen Anwesenheit von 2000 Parteien, auf 
mindestens 500 Personen beziffert, noch vermehrt wird. 
Eine Vergrößerung des Bethauses ist nach dem Vor- 
angeführten dringend nöthig, dieselbe könnte aber nur 
von der selbstständigen Cultusgemeinde durchgeführt 
werden.

9»
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3. Mit Rücksicht auf den B e g r äb n i s p.l a tz. 
Gegenwärtig muß die Leiche nach dem über 2 Stunden 
entfernten Orte Lichtenstadt zur Beerdigung geführt 
werden. Außer den Kosten dieser weiten Uibertragung 
der Leiche und der Begleitung derselben nach dem so 
weit entfernten Begräbnisplatze erwachsen noch weiter 
bedeutende Kosten für den Erkauf einer Begräbnisstelle 
zu Lichtenstadt, für welche der Preis oft sehr hoch ge- 
stellt wird, da die zur Kurzeit in Karlsbad anwesenden 
Israeliten keinen Anteil an dem Begräbnisplatze in 
Lichtenstadt haben. Daß diese Verhältnisse den Israe- 
litischen Bewohnern von Carlsbad höchst drückend sind 
und ein selbstständiger Begräbnisplatz in Carlsbad 
dringend Noth tut, zeigt am Besten die bereits ange- 
führte Thatsache, daß ein Betrag von 800 fl. ÖW. zum 
Ankäufe eines selbstständigen Begräbnisplatzes bereits 
seit längerer Zeit gezeichnet wurde.

4. Mit Rücksicht auf die S e e 1 s o r g e. Die Noth- 
wendigkeit eines Seelsorgers bei der Zahl der hier domi- 
cilirenden israelitischen Familien und der der hier durch 
die Cursaison weilenden Israeliten braucht wohl nicht 
erst dargethan zu werden, da der Seelsorger doch unbe- 
stritten als jenes Organ betrachtet werden muß, das die 
religiösen Interessen, welche die Glaubensgenossen in 
manigiachen Beziehungen einander näher rücken sollen, 
in entsprechender Weise pflegt und leitet. Wenn der 
ans weiter Ferne hier zur Kur weilende kranke Israelite 
statt der Genesung entgegenzuschreiten, sich plötzlich 
dem Tode nahe fühlt, welche Milderung für ihn, seine 
letzten Seufzer in der Gegenwart eines Mannes auszu- 
hauchen, den er als Seelsorger und Vertrauensmann 
einer israel. Gemeinde kennt, der ihm die Tröstungen 
der Religion zu spenden, in dessen Hände er seine 
letzten Anordnungen bezüglich seiner Vermögens- und 
Familienangelegenheiten, sowie jene für sein Seelenheil 
vertrauungsvoll übergeben kann.

Endlich wird sich nur darauf berufen, daß sowohl 
die Protestanten, von denen hier und in der Umgebung 
etwa nur 50 ansässig sind, eine selbstständige Gemeinde
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bilden, ihre Kirche, ihren Pastor und ihre Begräbnis- 
Stätte haben; die hier weilenden Engländer ihre eigene 
Kirche und ihren eigenen Seelsorger haben, und auch 
die Russen, von denen während der Saison höchstens 
60 gleichzeitig da sind, ihr eigenes Bethaus und ihren 
Seelsorger besitzen.

Wird somit in Erwägung gezogen, daß die Bedin- 
gungen zur Lebensfähigkeit der zu bildenden israeliti- 
sehen Cultusgemeinde in Carlsbad vorhanden sind; wird 
erwogen, wie nothwendig die Bildung der angesuchten 
selbstständigen Gemeinde behufs Pflege des Gottes- 
dienstes, der Jugenderziehung und der Seelsorge, sowie 
behufs Gründung gemeinnütziger, den israelitischen Be- 
wohnern von Carlsbad und dessen nächster Umgebung, 
sowie den jeweilig hier weilenden israelitischen Cur- 
gästen leicht zugänglicher Anstalten ist, so dürfte das 
Eingangs gestellte Ersuchen wohl seine bejahende Er- 
ledigung finden, umsomehr als sowohl der Artikel 2, 
als auch der § 15 des Staatsgrundgesetzes■ vom 21. De- 
zember 1867 die gesetzliche Begründung für das ge- 
stellte Ansuchen bietet, weshalb die gefertigten israeli- 
tischen Bewohner von Carlsbad die ehrfurchtsvolle 
Bitte stellen: Die hochlöbliche k. k. Statthalterei geruhe, 
dem Gesuche um Genehmigung zur Bildung einer selbst- 
ständigen israelitischen Cultusgemeinde in Carlsbad 
Statt zu geben“.

Am 23. August 1868 sandte das Bezirksamt an die 
Gesuchsteller nachstehenden abschlägigen Bescheid:

!An den Herrn Abraham Herschel in Karlsbad״
Laut Erlasses vom 10. d. M. Z. 38.543 ist die hohe 

k. k. Statthalterei auch dermalen nicht in der Lage, dem 
Einschreiten der zu Karlsbad sich zeitlich aufhaltenden 
Israeliten um die Bewilligung der Errichtung einer 
selbstständigen Kultusgemeinde willfahren zu können, 
weil jene Verhältnisse und Umstände, auf Grund welcher 
ein früheres gleiches Gesuch mit dem h. o. Erlasse 
Z. 16.053 v. J. 1864 und über Ministerial-Rekurs vom 
h. k. k. Staatsministerium mit dem Erlasse vom 6. No- 
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vember 1864 Z. 10.046/0.21 zurückgewiesen wurde, auch 
gegenwärtig noch bestehen.

Dagegen wurde den Wünschen der Israeliten in 
Karlsbad durch die ertheilte Bewilligung Rechnung ge- 
tragen, daß sich die in Karlsbad ansässige nach Lichten- 
Stadt heimatzuständige Judenschaft zu einer mit der 
Lichtenstädter israel. Kultusgemeinde in Verbindung 
bleibenden Filialgemeinde konstituire. Es bleibt daher 
dem größten Theile der Bittsteller selbst überlassen, in 
obigen Grenzen ihre Kultusverhältnisse im Vernehmen 
mit der Kultusgemeinde zu Lichtenstadt zu regeln.

Die in dem vorliegenden Gesuche als Bedürfnisse 
der Israeliten zu Karlsbad angeführten Anstalten sind 
auch keineswegs derart, daß zu deren Realisirung die 
Konstituirung einer selbstständigen Kultusgemeinde 
nothwendig wäre.

Die Errichtung einer Religionsschule und die Be- 
Stellung eines Religionslehrers in Karlsbad unter der 
Oberleitung und Aufsicht des lichtenstädter Rabbinates 
und als Filiale der Lichtenstädter Religionsschule wird 
kaum auf einen Anstand stoßen.

Ebensowenig dürfte eine Einwendung erhoben wer- 
den, wenn die Israeliten in Karlsbad eine neue dem Be- 
dürfnisse entsprechende Synagoge erbauen, und hiezu 
einen Kantor und Vorbeter, unter der Aufsicht des 
lichtenstädter Rabbiners bestellen.

Die Acquirirung eines Begräbnisplatzes erscheint 
gleichfalls zulässig, indem eine Kultusgemeinde wohl 
nach der Ausdehnung des Sprengels zwei Begräbnis- 
plätze besitzen kann. Hiernach liegt es nur in dem 
Willen der Karlsbader Israeliten ihren angeblichen Be- 
dürfnissen auch ohne Konstituirung einer selbstständigen 
Kultusgemeinde gerecht zu werden.

Hievon werden Sie unter Rückschluß der Beilage 
ihres Gesuches vom 8. Juni 1. J. in die Kenntniss gesetzt“.

* * 
$

Am 7. November 1868 rekurierten die Vertreter der 
Karlsbader Judenschaft gegen diese Entscheidung der
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Statthalterei an das Ministerium in nachstehendem 
Memorandum:

 Hohes k. k. Ministerium des Innern! Durch den״
Erlaß der hochlöbl. k. k. Statthalterei vom 10. August 
1868 Z. 38.543 int. mit Bescheid des k. k. Bezirksamtes 
Karlsbad vom 23. Aug. 1868 Z. 3934 pol. mit welchem 
unser Gesuch um die Bewilligung zur Errichtung einer 
selbstständigen Cultusgemeinde in Carlsbad abweislich 
beschieden wurde, fühlen wir uns beschwert, und über- 
reichen hiergegen nachstehenden Rekurs.

Die Erledigung der hochlöblichen Statthalterei wird 
dahin begründet, daß jene Verhältnisse und Umstände, 
auf Grund welcher ein früheres gleiches Gesuch mit dem 
h. Erlasse Z. 16503 ai 1864 und über Ministerial-Rekurs 
vom h. k. k. Staatsministerium mit dem Erlasse vom 
6. Nov. 1864 Z. 10046 zurückgewiesen wurde, auch 
gegenwärtig noch bestehen, und daß unseren Wünschen 
durch die ertheilte Bewilligung Rechnung getragen 
wurde, daß sich die in Karlsbad ansässige in Lichten- 
stadt heimatszuständige Judenschaft zu einer mit der 
Lichtenstädter israel. Cultusgemeinde in Verbindung 
bleibenden Filialgemeinde konstituire.

Allein abgesehen davon, daß jene Verhältnisse und 
Umstände, welche im Jahre 1864 die Abweisung unseres 
Gesuches zur Folge hatten, durch die seither geläuterten 
Grundsätze auf religiösem Gebiete nunmehr keinen ins 
Gewicht fallenden Grund unserer Abweisung geben 
dürften, haben sich die Umstände und Verhältnisse selbst 
im Laufe der inzwischen verstrichenen Jahre derart 
modifiziert, daß die Lebensfähigkeit einer isr. Cultus- 
gemeinde in Carlsbad nicht außer jedem Zweifel steht, 
sondern sogar die dringendste Nothwendigkeit und das 
unabweisliche Bedürfniß zur Bildung einer selbststän- 
digen Gemeinde mit jedem Tage lebhafter herantritt.

Wir haben bereits in unserem Gesuche an die hoch- 
löbl. k. k. Statthalterei hervorgehoben, daß die Zahl der 
gegenwärtig in Carlsbad dauernd domicilirenden 
israel. Familien auf 100 angewachsen ist, und betonen 
hiemit auf das Nachdrücklichste, daß wir keineswegs 
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bloß ״zeitlich in Karlsbad sich aufhaltende Israeliten“ 
sind, als welche uns der h. k. k. Statthalterei-Erlaß be- 
zeichnet, sondern daß wir alle das ganze Jahr hindurch 
in Karlsbad wohnen, daß der größte Theil von uns 
bereits durch viele Jahre hier seinen bleibenden Wohn- 
sitz hat, daß wir hier direkte Steuern bezahlen, daß 
12 Israeliten ihre eigenen Häuser besitzen, sie bewohnen 
und darin ihre Geschäfte betreiben. Bei dieser Sach- 
läge tritt klar hervor, daß die neuerdings von der k. k. 
Statthalterei festgehaltene Ansicht, die zu errichtende 
Cultusgemeinde, als von Fremden gebildet, habe keine 
Gewähr ihres Bestandes, mit den faktischen Verhält- 
nissen nicht im Einklang steht, sondern daß vielmehr bei 
unserem dauernden Wohnsitze in Carlsbad, bei dem sich 
mit jedem Tage mehrenden Zuzuge israel. Familien und 
bei unseren notorisch günstigen Vermögensverhältnissen 
ein blühender Bestand der zu errichtenden Cultusge- 
meinde in sicherer Aussicht steht, und daß die der ab- 
weislichen Entscheidung vom Jahre 1864 zu Grunde ge- 
legenen Verhältnisse jetzt nicht mehr maßgebend sein 
können. Der Umstand, daß wir die Heimatszuständig- 
keit hier nicht erlangt haben, kann, wie wir bereits in 
unserem Gesuche an die hochlöbl. k. k. Statthalterei er- 
örtert haben, nach den bestehenden Gesetzen nicht ab- 
träglich wirken, und wir wiesen in dieser Richtung auf 
die erst in jüngster Zeit erfolgte Entscheidung der po- 
litischen Behörde hin, welche die Bildung einer israel. 
Cultusgemeinde in Reichenberg bewilligte, obwohl die 
daselbst wohnenden Israeliten gleichfalls dahin nicht zu- 
ständig waren.

Wir wenden uns weiter gegen die in dem rekurrirten 
Erlasse ausgesprochene Ansicht, daß unseren Wünschen 
durch die ertheilte Bewilligung Rechnung getragen 
würde, daß sich die in Karlsbad ansässigen, nach Lichten- 
Stadt heimatszuständigen Juden zu einer mit der Lichten- 
Städter Cultusgemeinde in Verbindung bleibenden Filial- 
gemeinde konstituire. Auch in dieser Richtung nimmt 
die hochlöbl. k. k. Statthalterei ganz jenen Standpunkt 
ein, welcher bei der Entscheidung unseres gleichen Ge­
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suches vom Jahre 1864 maßgebend gewesen, nunmehr 
aber durch die thatsächlichen Verhältnisse gänzlich ver- 
ändert worden ist. Im Jahre 1864 bestand die Mehrzahl 
der in Carlsbad ansässigen Israeliten aus nach Lichten- 
Stadt heimatszuständigen Personen, weshalb die Errich- 
tung einer Filialgemeinde zur Lichtenstädter Cultus- 
gemeinde ihre Begründung gehabt hätte, und es wurde 
dessenungeachtet von der Bewilligung hiezu bisher kein 
Gebrauch gemacht, weil der Drang nach selbstständiger 
Constituirung ein zu lebhafter war; um wie viel mehr 
muß dieß aber jetzt der Fall sein, da aus dem Ausweise 
Lit. A hervorgeht, daß von den 100 hier lebenden Fa- 
milien die weit überwiegende Mehrzahl nicht nach Lich- 
tenstadt, sondern nach anderen Gemeinden zuständig ist, 
sohin gar kein Interesse hat, sich an die fremde Cui- 
tusgemeinde anzuschließen und ihre schon bestehenden 
und noch zu errichtenden Institute derselben als Filialen 
zu unterordnen.

Wird weiter in Erwägung gezogen, daß die Cultus- 
gemeinde Lichtenstadt bloß aus 35 zum größten Theil 
wenig bemittelten Familien besteht, während deren An- 
zahl in Karlsbad dreimal größer, die Vermögensverhält- 
nisse der letzteren bedeutend günstiger und die Zu- 
flösse und Erträgnisse von Seiten der Badegäste in ho- 
hem Maßstabe zu erwarten sind, so erweist sich der 
Besiand einer Filiale, welche die Hauptgemeinde in je- 
der Richtung überragen würde, als mit den natur- 
gemäßen Verhältnissen gänzlich im Widerspruche ste- 
hend, und tritt dieß insbesondere bei jenem Punkte der 
rekurrirten Entscheidung in das hellste Licht, wo die 
Errichtung einer Religionsschule und die Bestellung 
eines Religionslehrers in Carlsbad als Filiale der Lich- 
tenstädter Religionsschule empfohlen wird, ohne den 
thatsächlichen Umstand zu berücksichtigen, !daß in 
Lichtenstadt weder eine Religionsschule, noch ein Re- 
ligionslehrer besteht, sohin auch eine Filiale dieser In- 
stitute in Carlsbad nicht bestehen kann. Der erleuchtete 
Sinn unserer hohen Regierung, welcher der Trennung 
der politischen Gemeinden von einander keine Schwie­
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rigkeiten in den Weg legt, wenn sie zur Selbstständig- 
keit erstarkt sind, ermuthigt zu der Erwartung, daß die- 
selbe auch eine erzwungene Zusammengehörigkeit von 
religiösen Gemeinden nicht wünschen wird, von denen 
die eine Kraft in sich fühlt, sich selbstständig zu ent- 
falten.

Die besonderen Gründe, welche die Bildung einer 
selbstständigen Cultusgemeinde in Carlsbad befürworten, 
wurden in unserem Einschreiten an die hochlöbl. k. k. 
Statthalterei erörtert, und insbesondere die Rücksichten 
auf die Schule, das Bethaus, den Begräbnisplatz und 
die Seelsorge der geeigneten Würdigung empfohlen.

Sowie jedoch die ebengenannten religiösen Institute 
ein dringendes Bedürfnis für uns und unsere Familien 
sind, ebenso unabweislich stellt sich die Nothwendigkeit 
dieser Anstalten, welche nur in einer selbstständigen 
Cultusgemeinde zur gedeihlichen Entwicklung kommen 
können, für die große Zahl der israelitischen Curgäste 
dar, welche in jedem Jahre in dem Weltbade Carlsbad 
die Herstellung ihrer Gesundheit suchen. Es ist noto- 
risch, daß im Hochsommer oft gleichzeitig an 500 jü- 
dische Glaubensgenossen sich in Carlsbad aufhalten, so 
daß unsere gegenwärtigen religiösen Institute dem Be- 
dürfnisse einer so großen Personenzahl nicht entspre- 
chen; von vielen derselben angegangen, ein größeres 
Bethaus zu erbauen, weil das gegenwärtige, nur zeit- 
weilig aus Gefälligkeit von Seite der isr. Spitalverwal- 
tung überlassen wurde, und für die Andächtigen bei 
weitem nicht ausreicht, hätten wir es schon längst für 
eine Ehrensache gehalten, dieser Aufforderung Folge zu 
leisten, umsomehr da uns von vielen Curgästen that- 
kräftige Unterstützung geboten wurde, allein mit Rück- 
sicht darauf, daß wir noch keine selbstständige Ge- 
meinde bilden, ergaben sich solche Schwierigkeiten, daß 
wir uns noch gegenwärtig mit dem kleinen Bethause 
genügen lassen müssen, welches kaum 120 Personen 
faßt. Nicht minder dringend stellt sich für die hier wei- 
lenden Kurgäste das Bedürfnis eines Seelsorgers und 
eines Begräbnisplatzes heraus, und es ist mit Sicher­
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heit zu erwarten, daß von der großen Anzahl jüdischer 
Glaubensgenossen, welche Karlsbad besuchen, den reli- 
giösen Instituten, wenn sie den Bedürfnissen entspre- 
chen, alljährlich bedeutende Geldmittel zufließen würden.

Gestützt auf die gesetzlichen Bestimmungen des 
Artikel 2, als auch des § 15 des Staatsgrundgesetzes 
vom 21. Dez. 1867, welche das von uns gestellte An- 
suchen begründen dürften, getragen von der Hoffnung, 
daß die h. Regierung einer religiösen Körperschaft, 
welche die hinreichendsten Bürgschaften ihres Bestan- 
des in den thatsächlichen Verhältnissen hat, die Gewäh- 
rung der freien Entwicklung nicht versagen wird, ge- 
hoben von dem Bewußtsein, daß unser Ansuchen nicht 
bloß im eigenen Namen und für uns erfolgt, sondern auch 
für die vielen Tausende unserer kranken Glaubens- 
genossen aus den entferntesten Gegenden und Ländern, 
stellen wir in Ehrfurcht die Bitte: Das hohe k. k. Mini- 
sterium des Innern geruhe den Erlaß der hochlöbl. k. k. 
Statthalterei vom 10. August 1868, Z. 38.543 abzuändern, 
und dem Gesuche um Genehmigung zur Bildung einer 
selbstständigen israel. Cultusgemeinde in Carlsbad Statt 
zu geben“.

Lange mußten die Karlsbader Juden auf die Erledi- 
gung ihres Rekurses warten. Erst am 13. Februar 1869 
wurde der Bescheid von der Bezirkshauptmannschaft 
unterschrieben und alsbald den Vertretern der Juden- 
schäft zugestellt. Es war der Sieg auf allen Linien:

 An die Herren Abraham Herschel und Konsorten״
in Karlsbad.

Das hohe k. k. Ministerium für Cultus und Unter- 
richt hat über den dahin vorgelegten Rekurs der in 
Karlsbad domizilirenden Israeliten gegen den Statthai- 
tore! Erlaß vom 10. Aug. 1868, Z. 38.543, womit die 
Bitte derselben um Gestattung der Konstituirung als 
selbstständige israelitische Kultusgemeinde daselbst ab- 
weislich beschieden wurde, der hohen k. k. Statthalterei 
mit Erlaß vom 31. Dez. 1868, Z. 9814, Nachstehendes 
eröffnet:
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Nach der im Rekurs enthaltenen, nicht widerspro- 
chenen Angabe, haben die Rekurrenten in Karlsbad ihr 
bleibendes Domizil, und mehrere derselben haben einen 
Real besitz in der Gemeinde.

Es hat sich daher die im Statthalterei-Berichte vom 
6. Okt. 1864, Z. 57.926, konstatirte Tatsache, wonach sich 
die in Karlsbad befindlichen Israeliten nur zeitweilig da- 
selbst aufhielten und die aus denselben gebildete Kultus- 
gemeinde nur einen prekären Bestand haben könnte, 
wesentlich geändert, und es ist sohin die Voraussetzung, 
von welcher das h. Staatsministerium dem unterm 
13. Sept. 1864, Z. 66.197, dem bestandenen k. k. Bezirks- 
amte intimirten h. Erlasse vom 6. Nov. 1864, Z. 10.046, 
ausgegangen ist, entfallen.

In Erwägung dieses Umstandes und im Hinblicke 
auf den Art. 15 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dez. 
1867 über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, fin- 
det das h. Ministerium für Cultus und Unterricht unter 
Aufhebung der rekurrirten Statthalterei-Entscheidung 
vom 10. Aug. 1868, Z. 38.543, die Bildung einer selbst- 
ständigen, israelitischen Kultusgemeinde in Karlsbad mit 
dem Beisatze zu gestatten, daß die definitive Konsti- 
tuirung derselben davon abhängig gemacht werde, daß 
die Karlsbader Israeliten ein Kultusgemeindestatut der 
k. k. Statthalterei vorlegen und die k. k. Statthalterei 
dasselbe genehmhalte. Hievon werden Sie gemäß hohen 
Statthalterei-Erlasses vom 10/13. d. Mts. Z. 1039 unter 
Rückschluß der Rekursbeilagen in die Kenntnis gesetzt“.

* ♦ 
*

78 Jahre harter, zäher Kämpfe waren zu Ende: das 
Menschenrecht hat an unserer gesegneten Heilstätte 
einen ihrer göttlichen Siege errungen. 44 Jahre sind nun- 
mehr seit der Konstituierung der jüdischen Gemeinde in 
Karlsbad verstrichen. Aus der kleinen Judengemeinde 
von kaum 100 Familien ist in diesen viereinhalb Jahr- 
zehnten die viertgrößte Gemeinde Böhmens geworden. 
Am 4. September 1877 wurde die Synagoge, eine der 
schönsten der Monarchie, feierlichst eingeweiht; ihr 
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Gottesdienst, für dessen Weihe die Mitglieder des im 
Jahre 1877 gegründeten Chorgesangvereins Sorge tra- 
gen, ist auch heute noch zahlreichen Gemeinden des 
In- und Auslandes Beispiel und Vorbild. Am 1. Mai 1903 
ist das von dem Verfasser vorliegender Schrift ins Leben 
gerufene, von der Kultusgemeinde musterhaft geleitete 
 -KAISER FRANZ JOSEPH - REGIERUNGS - JUBI״
LÄUMSHOSPIZ FÜR ARME ISRAELITEN“ eröffnet 
worden, das heute schon 370 armen jüdischen Kurbedürf- 
tigen die Möglichkeit eines vierwöchentlichen Kuraufent■ 
haltes in Karlsbad unentgeltlich bietet. Im Juli 1910 be- 
gann der Verein ״FRANZ JOSEPH-FERIENHEIM“ seine 
menschenfreundliche Tätigkeit zu entfalten, die er heute 
im eigenen Heime zu Schlaggenwald segensreich 
fortsetzt. Außer diesen Instituten werden von dem schon 
im Jahre 1876 gegründeten ״ISRAELITISCHEN FRAUEN- 
WOHLTÄTIGKEITSVEREIN“, von dem ״HUMANI- 
TÄTSVEREIN KARLSBAD B’NAI B’RITH“ — ge- 
gründet im Jahre 1894 — und dem WOHLTÄTIGKEITS- 
UND GESELLIGKEITSVEREIN ״EINTRACHT“ — seit 
1897 bestehend — die humanitären Bestrebungen der 
Karlsbader Judenschaft gefördert.

Eine lebenskräftige Gemeinde ist in diesen 44 Jahren 
in Karlsbad erstanden. Blühe und gedeihe sie weiter! 
Nicht stille stehen, sondern rastlos in der inneren Ent- 
Wicklung weiter schreiten, sei das Lebensziel auch der 
kommenden Generation, wie es das der verflossenen 
war und das unseres Geschlechtes ist.

Und wenn dereinst am 31. Oktober 1969 die jüdische 
Gemeinde Karlsbads ihre erste Hundertjahrfeier be- 
gehen wird, möge sie vor den Richterstuhl der jüdischen 
Geschichte und der Kulturwelt mit den schlichten und 
doch so stolzen Worten hintreten dürfen: ICH HABE 
MEINE PFLICHT GETAN!



Die in den Dokumenten genannten Häuser nach 
Nummern und Schilden.

a) Nach
Damaliges Schild: 

...................“Drei Krapfen״  
 ..................................“Eiche״
 .... “Goldene Krone״
 .... “Goldene Säuie״
 .... “Goldene Sonne״
 .... “Goldene Wage״
 .... “Goldener Hase״
 .... “Goldener Löwe״
 .... “Goldener Stern״
Hanseatisches Haus . . . 
...................“Meerfräulein״  
...................“Neuer Wirt״  
........................“Paradies״  
.............................“Römer״  
 . . . “Römischer Kaiser״
 ....................“Roter Hirsch״
....................“Roter Krebs״  
 . . . “Roter Trompeter״
 ....................“Rotes Kreuz״
 .... “Schwarzer Bär״
 . . . “Schwarzes Lamm״
 .... “Stadt Hamburg״
.... “Weißer Hirsch״

Schilden.
Heutiges Schild:

.Hotel Anger“ (281)״
.Eiche“ (460)״
.(Goldene Krone“ 348״
.Goldene Säule“ (318)״
Sprudelgasse, 58 (demoliert).
Theater.
 .Engelsburg“ (439)״
 .Goldener Löwe“ (78)״
 .Goldener Stern“ (33)״
.Eiche“ (461)״
.Meerfräulein“ (373)״

.Paradies“ (469)״
.Römer“ (501)״
Sprudelgasse, 49 (demoliert).
Theater.
Kirchenplatz, 48 (demoliert).
.Rüdesheim (319)״
 .Savoyen“ (327)״
.Schwarzer Bär“ (207)״
Andreasgasse, 101 (demoliert).
Kreuzgasse (demoliert).
Escomptebank (30/31).

b) Nach Hausnummern.
Damalige Haus-Nummern: 

N. C. 8..............
״ ״ 75 ..... .

״ ״ 78.........................

״ ״ 103 .........................

״ ״ 107 .........................

״ ״ 119 .........................

״ ״ 120 .........................

Heutiges Schild: 
 .Blümlein“ (demoliert)״
.“Warschau״
.“Goldener Löwe״

unbeschildet (Andreasgasse). 
.“Herrenhaus״
.“Germanenhof״
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Damalige Haus-Nummern: Heutiges Schild:
N. C. 121.................... . ,,Reichskrone“.

״ ״ 122 .................... .“Nordhausen״ .

״ ״ 123.................... .“Diana״ .

״ ״ 130 .................... . ״Goldener Helm.״״

״ ״ 146 .................... .“Triumphbogen״ .

״ ״ 169 .................... .“Stadt Lima״ .

״ ״ 180 .................... .“Florida״ .

״ ״ 205 .................... .“Steinhof״ .

״ ״ 207 .................... .“Schwarzer Bär״ .

״ ״ 213 .................... .“Altona״ .

״ ״ 220 .................... .“Weiße Gemse״ .

״ ״ 233 .................... .“Silberne Glocke״ .

״ ״ 248 .................... .Diadem“ (demoliert)״ .

״ ״ 249 .................... .Fischotter“ (demoliert)״ .

״ ״ 254 .................... .“Loib״ .

״ ״ 255 .................... .“Loib״ .

״ ״ 257 .................... .Chinese“ (demoliert)״ .
 ״ ״ 2601

״ ״ 261/ .“Hopfenstock״ .

״ ״ 264 .................... .“Steinerner Brunnen״ .

״ ״ 273 .................... .Roter Ochs“ (demoliert)״ .

״ ״ 274 .................... . unbeschildet (demoliert).

״ ״ 282 .................... .“Hotel Anger״ .
״ ״ 318 .................... .“Goldene Säule״ .
״ ״ 319 .................... .“Rüdesheim״ .
״ ״ 320 .................... .Graz“ (demoliert)״ .
״ ״ 321 .................... .“Fr. Wilhelmstal״ .
״ ״ 334 .................... .“Maltheserkreuz״ .

.“Stadt Freiberg״ .
» 363 .................... .“Prinz von Oranien״ .
» » 366 .................... .“Königshof״ .

״ ״ 367 .................... .“Serbien״ .

״ ״ 405 .................... .“Aurora״ .

״ ״ 414 .................... .“Monplaisir״ .

״ ״ 434 .................... . (demoliert).

״ ״ 482 .................... .“Wartburg״ .

״ ״ 501 .................... . ,.Römer“.

״ ״ 518 .................... .“Rosenthal״ .

״ ״ 564 .................... .“Engländer״ .



Druckindustrie״A.־G., Pilsen.





Wer
sich über die jüdische Religionsge- ' 
schichte, ihre Entwicklung und Bedeut 
tung orientieren will, abonniere auf die

Volksschriften
■ \ ' über die

, jüdische Religion
herausgegeben von ' ;

Dr. I. Ziegler• Karlsbad.
Der zweite Jahrgang, ganz unabhängig 
vom ersten, beginnt im Oktober l. J. 
Im zweiten Jahrgang werden, ev. Änderungen - 
vorbehalten, folgende Arbeiten ersdieinen:

Oktober: ״Die Propheten Amos und 
.Hosea“, von I. Ziegler• Karlsbad ־

- * November: ״Der Optimismus im Juden-
. ; tum“, von I. ScheftlowitZ’Köln.

Dezember: ״DieMischna“, vonS. Krauss•
.Wien ־•’■''• •

Januar: ״Der Talmud“, von S. Bernfeld• 
Berlin. :

Februar: ״Judentum und Christen- 
tum“, von M.Dienemann• Ratibor.

März: ״Synagogale Poesie u. Gottes- - 
dienst“, von I. Elbogen• Berlin.

April: ״Die Reform“, von C. Seligmann• 
Frankfurt a. M. ־

Das Jahres-Abonnement beträgt 5= fünf Kronen.
Man abonniert bei dem Herausgebers

Dr. L ZIEGLER, Karlsbad, Böhmen.
Der erste Jahrgang ist noch in einigen Exemplaren 
um den Preis von 5 Kronen per Jahrgang bei dem ־ 
Herausgeber erhältlich. J ‘ \ ’ ' ' ־ ’
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